
Durchführungsvertrag 

zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Rissen 52 

Zwischen der 

Freien und Hansestadt Hamburg, vertreten durch das Bezirksamt Altona, vertreten durch 
die Bezirksamtsleiterin Frau Dr. Liane Melzer, diese vertreten durch den Dezernenten für 

 
 

- nachstehend „Stadt Hamburg“ genannt - 

und 

der Marn & NGEG Objekt Rissen II GmbH & Co.KG, vertreten durch ihre persönlich haf- 
tende Gesellschafterin, die Marn & NGEG Verwaltungsgesellschaft mbH, diese vertreten 

 
 

nachstehend „Vorhabenträgerin“ genannt 

gemeinsam nachstehend „Vertragsparteien“ genannt 

wird gemäß § 12 BauGB folgender Durchführungsvertrag geschlossen: 

Präambel: 

Im Plangebiet sollen entsprechend dem Vorhaben- und Erschließungsplan des vorhabenbe- 
zogenen Bebauungsplans Rissen 52 Wohnungen im Wege des geförderten und freien Ge- 

schosswohnungsbaus sowie Handwerkerhöfe ermöglicht werden. 

Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, im Ptangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
Rissen 52 Wohngebäude mit insgesamt 72 Wohnungen mit einer Geschossfläche von ins- 

gesamt zirka 11.300 m® (inklusive Tiefgarage mit 75 Stellplätzen) sowie Handwerkerhöfe mit 
einer Geschossfläche von ca. 4.400 m^ und private Frei- und Spielflächen zu errichten, 

nachstehend als „Vorhaben“ bezeichnet. 

Das Bebauungsplanverfahren zu dem Vorhaben bezogene Bebauungsplan Rissen 52 wurde 
eingeleitet, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Genehmigung des vorge- 

nannten Vorhabens zu schaffen. Mit diesem Durchführungsvertrag sollen die Umsetzung der 
städtebaulichen Zielsetzungen, soweit diese nicht bereits Regelungsgegenstand des vorha- 
benbezogenen Bebauungsplans Rissen 52 (Anlage 1) und des zugehörigen Vorhaben- und 



Erschließungsplans (Anlage 2) sind, sowie Durchführungsverpflichtungen der Vorhabenträ- 
gerin zur Realisierung des Vorhabens geregelt werden. 

Die Vorhabenträgerin ist Eigentümerin der Flurstücke 5055, belegen Alte Sülldorfer Land- 

straße 400, 402 in der Gemarkung Rissen (Grundbuch des Amtsgerichts Hamburg- 
Blankenese Blatt 6800, vgl. Anlage 3) und 3942, belegen Alte Sülldorfer Landstraße in der 
Gemarkung Rissen (Grundbuch des Amtsgerichts Hamburg-Blankenese Blatt 5992, vgl. An- 

lage 3). Die Vorhabenträgerin ist weiterhin Eigentümerin des Flurstücks 4991, belegen taut 
Grundbuch Sülldorfer Landstraße in der Gemarkung Rissen (Grundbuch des Amtsgerichts 
Hamburg-Blankenese Blatt 6730, vgl. Anlage 3). Die Vorhabenträgerin hat mit Kaufvertrag 
vom 17.01.2018 zudem von der Stadt Hamburg eine Teilfläche des Flurstücks 5487 erwor- 

ben (Teilflächen 5487-1, 5487-2, 5487-3, 5487-4, 5487-5, 5487-6, belegen Alte Sülldorfer 
Landstraße 400, vgl. Anlage 3). 

Die Parteien haben unter dem 28. Juli 2016 einen Städtebaulichen Vertrag zur Zusammen- 
arbeit und Übernahme von Planungs- und Verfahrenskosten im Rahmen der Bauleitplanung 
abgeschlossen. 

§1 
Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich dieses Vertrages - nachstehend als „Vertragsgebiet“ bezeichnet 

umfasst die Flurstücke 3942, 4991,5055 der Gemarkung Rissen, eingetragen in das Grund- 
buch des Amtsgerichts Hamburg Blankenese, Blatt 5992, 6730 und 6800 sowie die noch 
nicht im Grundbuch eingetragenen Grundstücke 5487-1, 5487-2, 5487-3, 5487-4, 5487-5, 

5487-6, entsprechend dem diesem Vertrag beigefügten Lageplan (Anlage 4). Das Vertrags- 
gebiet entspricht dem Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans (Vorhabengebiet) (An- 
lage 2) des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rissen 52 (Anlage 1). 

§2 
Vertragszweck und Vertragsgegenstand 

Gegenstand dieses Vertrages ist die Durchführung des in der Präambel bezeichneten 

Vorhabens nach Maßgabe des Vorhaben- und Erschließungsplans (Anlage 2) zu dem 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rissen 52 (Anlage 1). 

(2) Mit diesem Durchführungsvertrag verpflichtet sich die Vorhabenträgerin gegenüber der 
Stadt Hamburg, das Vorhaben und die Erschließungsmaßnahmen, die der Vorhaben- 
und Erschließungsplan und/oder der vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 

vorsieht, auf eigene Kosten und eigenes wirtschaftliches Risiko entsprechend den Re- 
gelungen dieses Vertrages und nach Maßgabe des Vorhaben-und Erschließungsplans 
sowie des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rissen 52 durchzuführen. Darüber 

hinaus verpflichtet sich die Vorhabenträgerin zur Übernahme von Kosten. 

(3) Die nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen durch die Vorhabenträgerin ein- 

zuholenden notwendigen Erlaubnisse und Genehmigungen für das Bauvorhaben sind 
nicht Gegenstand dieses Vertrages, insbesondere ersetzt dieser Vertrag die erforderli- 
chen Erlaubnisse und Genehmigungen nicht. 



§3 
Bestandteile und Anlagen 

Wesentliche Bestandteile dieses Vertrages sind auch die Anlagen zu diesem Vertrag: 

• Planzeichnung Vorhabenbezogener Bebauungsplan Rissen 52 einschließlich des 
Verordnungstextes und der Begründung mit Stand: 12.01.2018, Maßstab 1:1.000 

{Anlage 1 

Vorhaben- und Erschließungsplan einschl. Freiflächenplan mit detaillierten Angaben 
zur Freiflächengestaltung, Bepflanzung und Grundstückserschließung, Maßstab 
1:200 (Anlage 2) 

• Eigentumsnachweise Vertragsgebiet 
(Anlage 3) 

• Lageplan mit rot gekennzeichneten Grenzen des Vertragsgebietes, Maßstab 1:1.000 

(Anlage 4) 

• Konzeptansicht Fassadengestaltung, Maßstab 1:200 (Anlage 5) 

Abstandflächenplan, Maßstab 1:500 (Anlage 6) 

Wohnungsschlüssel Gesamtquartier Wohnungstypologien im Erd-, Regel- und Staf- 
felgeschoss, Darstellung geförderter (1. und 2. Förderweg) und freifinanzierter Miet- 
wohnungen, Darstellung der Grundrisse für alle Geschosse, Schnittzeichnungen der 

Gebäude Maßstab 1:500 (Anlage 7) 

• Schriftliche Zustimmung des Eigentümers des Flurstücks 2515 zum Bau der Einfrie- 
dung (Anlage 8) 

• Bestätigung der Förderwürdigkeit der Wohnungen durch die Hamburgischen Investi- 
tions- und Förderbank (IFB) (Anlage 9) 

• Entwässerungstechnischer Funktionsplan, Maßstab 1:500 (Anlage 10) 

• Baumbestandsliste und Baumersatzwertermittlung für zu fällende Bäume 
(Anlage 11) 

• Nachweis über die Eintragung der Baulast für das Flurstück 3942 (Anlage 12) 

• Notarbestätigung über den Eintragungsantrag einer Dienstbarkeit für Flurstück 3942 
nebst Lageplan (Anlage 13) 

• Bonitätsnachweis in Form einer Finanzierungszusage eines deutschen Kreditinstituts 

(Anlage 14) 



§4 
Durchführungsverpflichtung 

Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, innerhalb von 6 Monaten nach Vorliegen der 

Vorweggenehmigungsreife gemäß § 33 Absatz 1 des Baugesetzbuchs, jedoch nicht 
vor deren Eintritt, einen vollständigen und genehmigungsfähigen Bauantrag einzu- 
reichen. Die Vollständigkeit des Bauantrages richtet sich nach der Hamburgischen 

Bauordnung, zudem müssen die nach § 5 Absätze 6 und 8 dieses Vertrages erforderli- 
chen Zustimmungen bei Antragstellung vorliegen. 

(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, innerhalb von 18 Monaten nach Eintritt der 

Rechtskraft der Baugenehmigung mit dem Vorhaben, bestehend aus 

a) der im Bebauungsplan festgesetzten gewerblichen Bebauung eines Handwerker- 
hofes mit mindestens 4.000 qm Bruttogeschossfläche, 

b) fünf Wohngebäuden mit zusammen 72 Wohneinheiten, 

c) einer Tiefgarage mit 75 Stellplätzen, 
d) Außenanlagen. 
e) Maßnahmen zur Grundstückerschließung, der Freiflächengesfaltung und der Be- 

pflanzung/Begrünung auf den privaten Grün-und Freiflächen, 
f) erforderlichen Kinderspielflächen gemäß Hamburgischer Bauordnung, 
g) Anlagen zur Oberflächenentwässerung, 

h) 3 Fledermausquartieren und 8 künstlichen Nisthilfen sowie 
i) Ersatzpflanzungen, 

-nachfolgend das „Gesamtvorhaben“ 
zu beginnen und dieses innerhalb von 2 Jahren in Übereinstimmung mit dem Vorha- 
ben- und Erschließungsplan (Anlage 2) auf eigene Kosten und eigenes wirtschaftliches 

Risiko fertigzustellen. 
Der Baubeginn sowie die Gesamtfertigstellung (Innutzungsnahme) sind der Stadt 
Hamburg schriftlich anzuzeigen (vgl. § 77 der Hamburgischen Bauordnung). 

(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, eine Tiefgarage mit 75 Stellplätzen innerhalb 
der im vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzten Fläche für Tiefgaragen zu 
errichten. Die Durchfahrtshöhe der Tiefgarage muss für mindestens neun der gewerb- 

lich genutzten Stellplätze mindestens 2,50 Meter betragen. Mindestens acht der Stell- 
plätze der Tiefgarage müssen über marktübliche Ladeanschlüsse für Elektrofahrzeuge 
verfügen. Für alle anderen Stellplätze in der Tiefgarage müssen ausreichende Vorkeh- 

rungen (z.B. Anschlüsse, Kabelpritschen, Leerrohre, Durchbrüche) für einen späteren 
Einbau von Lademöglichkeiten getroffen werden. Die Stellplätze der Tiefgarage sind 
den Bewohnern und Gewerbetreibenden des Vorhabens anzubieten. Der Betrieb der 

Tiefgarage ist dauerhaft und zuverlässig zu sichern. Eine Umwandlung der Stellplätze 
in der Tiefgarage in Nebenflächen ist ausgeschlossen. 

(4) Die Aufnahme von Wohnnutzungen ist erst nach der Errichtung der gewerblich genutz- 

ten Gebäude im Gewerbegebiet zulässig. Die Baufertigstellung vermietungsbereiter 
Gewerbeflächen ist zwingende Voraussetzung für die Zulässigkeit der Aufnahme von 

Wohnnutzungen. 

(5) Für den Fall, dass nicht von der Vorhabenträgerin zu vertretende Umstände (zum Bei- 

spiel Wetter, Streik, höhere Gewalt, Kampfmittelfunde, archäologische Funde, unbe- 
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kannte Bodenkontamination) zu Zeitverzögerungen führen, verlängern sich die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Fristen. Dies gilt auch, falls mit den baulichen Maßnah- 
men nicht begonnen werden darf oder diese nach Baubeginn unterbrochen werden 
müssen, weil Dritte die Baugenehmigung und/oder den vorhabenbezogenen Bebau- 
ungsplan mit Rechtsmitteln im Wege vorläufigen Rechtsschutzes erfolgreich angegrif- 
fen haben und die Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs/der An- 

fechtungsklage oder die Aussetzung der Vollziehbarkeit der Baugenehmigung oder des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans (aufgrund eines Normenkontroilverfahrens im 
Wege vorläufigen Rechtsschutzes) verwaltungsseitig oder gerichtlich verfügt worden 

ist. In den vorgenannten Fällen verlängern sich die Fristen um den Zeitraum, während- 
dessen die Erfüllung der vertraglichen Durchführungsverpflichtung verhindert war, zu- 
züglich eines angemessenen Zeitraums für die Wiederaufnahme der Baumaßnahmen. 
Die Frist zur Einreichung der Bauanträge verlängert sich, wenn die Stadt Hamburg 

nicht binnen der in § 5 Absätze 6 und 8 dieses Vertrages vorgesehenen Fristen über 
die zur Zustimmung eingereichten Entwürfe und Grundrisse entscheidet, um den Zeit- 
raum der Verzögerung. 

§5 
Weitere Anforderungen an das Vorhaben 

Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die im Vorhaben- und Erschließungsplan (Anla- 
ge 2) dargestellten Maßnahmen durchzuführen. Sie wird die in den Anlagen 5, 6, 7 in 

Verbindung mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan konkretisierten Baukörper er- 
richten. Die Durchführung des Gesamtvorhabens hat nach Maßgabe der verbindlichen 

bauleiplanerischen Festsetzungen und unter Einhaltung aller einschlägigen öffentlich- 
rechtlichen Vorschriften zu erfolgen. 

(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, insgesamt neun Mietwohnungen im Weges des 

geförderten sozialen Mietwohnungsbaus (1. und 2. Förderweg, teilweise mit WA Bin- 
dung, nach den Förderrichtlinien der Hamburgischen Investitions- und Förderbank) 
sowie zugehörige Nebenanlagen zu errichten. 

(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, für das im Geweitiegebiet errichtete Gebäude 

(Handwerkerhof) für einen Zeitraum von 10 Jahren ab Innutzungnahme eine Mietpreis- 
bindung umzusetzen. Die Miethöhe für die gesamte gewerblich genutzte Bruttoge- 
schossfläche darf in den ersten 10 Jahren eine durchschnittliche Nettokaltmiete von 

8,00 €/m^ nicht übersteigen. Der Zeitraum der Mietpreisbindung beginnt mit dem Da- 
tum, welches als Nutzungsbeginn in einer ordentlichen, nicht beanstandeten Mitteilung 
zur Innutzungnahme (gern. § 77 Abs. 2 HBauO) beim Bauamt des Bezirksamtes Altona 

eingegangen ist. Die Vorhabenträgerin hat der Stadt Hamburg, vertreten durch das 
Bezirksamt Altona, Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung, Abteilung Bebauungs- 

planverfahren, während des Zeitraums der Mietpreisbindung nach Satz 1 die für die 
Gewerbeflächen geschlossenen Mietverträge sowie eine Mietenübersicht bis zum 
31.12. eines jeden Jahres in Abschrift zu übersenden und damit den Nachweis über 

die Einhaltung der vereinbarten durchschnittlichen Nettokaltmiete zu führen. 

Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die als private Grünflächen festgesetzten Berei- 
che dauerhaftzu unterhalten und zu pflegen. 



(5) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, eine Einfriedung in offener Bauweise auf dem 
angrenzenden Flurstück 2515 der Gemarkung Rissen entsprechend des Vorhaben- 
und Erschließungsplans in Höhe von 1,20 m auszuführen. Ein Betreten des nördlichen 

Teils des Flurstücks 5055 sowie des Flurstücks 4991 soll dadurch vermieden werden. 
Eine schriftliche Zustimmung des Eigentümers des Flurstücks 2515 ist vor Vertragsun- 
terzeichnung durch die Vorhabenträgerin für den Bau der Einfriedung einzuholen. Die 
schriftliche Zustimmung des Eigentümers zum Bau der Einfriedung ist Teil dieses Ver- 

trages und dem Vertrag als Anlage 8 beigefügt. 

(6) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, der Stadt Hamburg (Bezirksamt Altona, Dezer- 
nat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung) vor Ein- 
reichung des Bauantrages die äußere Fassadenabwicklung sowie die Grundrisse aller 
Baukörper zur Zustimmung vorzulegen. Im Hinblick auf die Fassadengestaltung ist ei- 

ne Versagung der Zustimmung nur möglich, wenn die Fassadenentwürfe erheblich von 
den Entwürfen und Schnittzeichnungen mit Geländeschnitt in der Anlage 5 abweichen. 
Die letztendliche Gestaltung der Fassaden wird auf der Grundlage dieser Entwürfe und 

unter Berücksichtigung der energetischen Anforderungen weiterentwickelt. Die vor- 
herrschenden Materialien der Fassaden sind Ziegel beziehungsweise Klinker. Ohne 
die Zustimmung der Stadt Hamburg wird die Vorhabenträgerin keinen Bauantrag ein- 
reichen. Wird ein solcher Bauantrag dementgegen dennoch eingereicht, wird er von 

der Stadt Hamburg als nicht vollständig im Sinne von § 61 Absatz 3 der Hamburgi- 
schen Bauordnung behandelt, solange die Freigabe nicht erteilt ist. 

Die Stadt Hamburg verpflichtet sich gegenüber der Vorhabenträgerin, die vorgelegten 
Fassadenentwürfe und Grundrisse aller Baukörper innerhalb von drei Wochen zu prü- 
fen und hierzu schriftlich Stellung zu nehmen oder diesen schriftlich zuzustimmen. 

Darüber hinaus verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, auch hinsichtlich der Auswahl 
der Fassadenmaterialien die Zustimmung der Stadt Hamburg einzuholen. Sie wird da- 

zu vor Beginn der Fassadenbauarbeiten eine Bemusterung der Fassadenmaterialien 
mit den zuständigen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen der Stadt Hamburg aus dem Be- 
zirksamt Altona (Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Fachamt Stadt- und Land- 
schaftsplanung) durchführen. Dabei sind aussagekräftige Referenzen, die die zukünfti- 

ge Materialität der Fassaden wiedergeben, vorzuiegen. Die Zustimmung hat schriftlich 
zu erfolgen und darf nur aus stadtplanerischen Gründen verweigert werden. 

(8) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, der Stadt Hamburg (Bezirksamt Altona, Dezer- 

nat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung) vor Ein- 
reichung des Bauantrages die Entwürfe zur Gestaltung der privaten Grün- und Freiflä- 
chen, einschließlich der Oberflächenmaterialien, Ausstattungselemente und Einbauten, 
des Wegebaus und der Beleuchtung, sowie die Ausführungsplanung der Kinderspiel- 

flächen zur Zustimmung vorzulegen. Ohne die Zustimmung der Stadt Hamburg wird 
die Vorhabenträgerin keinen Bauantrag einreichen. Wird ein solcher Bauantrag 
dementgegen dennoch eingereicht, wird er von der Stadt Hamburg als nicht vollständig 

im Sinne von § 61 Absatz 3 der Hamburgischen Bauordnung behandelt, solange die 
Freigabe nicht erteilt ist. 
Die Stadt Hamburg verpflichtet sich gegenüber der Vorhabenträgerin, die vorgelegten 

Entwürfe und die Ausführungsplanung innerhalb von drei Wochen zu prüfen und hierzu 
schriftlich Stellung zu nehmen oder diesen schriftlich zuzustimmen. 



(9) Abweichungen von Entwürfen, Grundrissen, Ausführungsplanungen und/oder Fassa- 
denmaterialien im Sinne der Absätze 6 bis 8, denen die Stadt Hamburg bereits zuge- 
stimmt hat, sind im Einvernehmen mit der Stadt Hamburg möglich. Das Einvernehmen 
gilt als hergestellt, wenn der Leiter des Dezernats Wirtschaft, Bauen und Umwelt und 
der Leiter des Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirksamtes Altona der 

Abweichung schriftlich zugestimmt haben. 

(10) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich innerhalb des Vertragsgebietes sechs Nistkä- 
sten, zwei Koloniekästen für Haussperlinge und drei Fledermauskästen zu installieren. 

Die Nistkästen für Halbhöhlenbrüter und die Fledermauskästen sind vorzugsweise 
nach Osten auszurichten. - alternativ ist eine Ausrichtung nach Westen möglich. Alle 
elf Nisthilfen sind so aufzuhängen, dass ein freier Anflug auf die Kästen gewährleistet 

ist. 

• Es sind drei Nistkästen für Halbhöhlenbrüter in einer Aufhänghöhe von zwei bis drei 

Metern anzubringen. Sie sind einzeln und nicht in Gruppen anzubringen. 

• Auf den nach Norden gerichteten Wänden sind zwei Koloniekästen für Haussperlin- 
ge an geeigneter Stelle in einer Aufhanghöhe von drei bis zehn Metern anzubringen. 

• Zusätzlich sind drei Nistkästen für Dohlen fachgerecht mithilfe einer Aufhängeleiste 
in mindestens zehn Metern Höhe und mindestens 0,5 Meter Abstand zueinander an 
Bäume anzubringen. Zur Befestigung sind rostfreie Alu-Nägel zu venA/enden, die 
den Baum nicht schädigen. 

• Die drei Fledermauskästen sind in einer Aufhänghöhe von mindestens 4 Metern und 
einem Mindestabstand von 5 Metern zueinander anzubringen. 

Sämtliche Nist- und Fledermauskästen sind dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und jähr- 
lich nach der Brutzeit im September zu reinigen. Die erfolgte Reinigung der Nistkästen 

ist bis zum 31.12. eines jeden Jahres der Abteilung Landschaftsplanung des Facham- 
tes für Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirksamtes Altona anzuzeigen. 

Um eine Schädigung des zu erhaltenden Baumbestandes weitestgehend zu vermei- 
den, verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, präventive Baumschutzmaßnahmen durch- 
zuführen: 

Zum Schutz vor Schäden im Wurzelraum zu erhaltender Bäume wird vereinbart, un- 

vermeidbare Abgrabungen und Ausschachtungen für unterirdische Erschließungsmaß- 
nahmen, für Gebäudefundamente oder für den Platz- und Wegebau fachgerecht und 
unter Beachtung der DIN 18920 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von 

Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) so durch- 
zuführen, dass betroffene Wurzeln entweder durch schonenden Bodenaushub z.B. in 

Handschachtung erhalten werden können oder, dass bei unvermeidbarer Wurzelein- 
kürzung keine bleibenden Schäden im Wurzelraum verbleiben (z.B. Wurzel-Vorhänge). 

Gegebenenfalls sind unterirdische Leitungen in ausreichender Tiefe unter dem Wurzel- 
raum zu pressen. Auch im Zusammenhang mit Bodensanierungsarbeiten und Kampf- 

mittelsondierungen im Nahbereich zu erhaltender Bäume ist eine baumerhaltende Vor- 
gehensweise zu wählen. 

Alle baumschützenden Maßnahmen sollen in eine landschaftspflegerische Fachpla- 

nung Baumschutz als detaillierte Ausführungspianung einfließen. Die Baumschutzpla- 
nung ist an den weiteren Planungsverlauf und an die örtlichen Bestandsveränderungen 
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anzupassen und gegebenenfalls um weitere Maßnahmen zu ergänzen. Diese für den 
Baumschutz notwendigen Maßnahmen und Vorkehrungen sollen in die technischen 
Bauausführungspläne des Hoch- und Tiefbaus übernommen werden. Alle diesbezügli- 
chen wichtigen und notwendigen Informationen des Baumschutzes für die zukünftigen 
Auftragnehmer müssen in die Baubeschreibungen und die Leistungsverzeichnisse auf- 
genommen werden. 

(12) Die Stützwände im Norden und die neue Umfahrungsmauer im Osten sind mit Kletter- 
pflanzen an den gemäß VEP dafür vorgesehenen Abschnitten zu begrünen. Je ein Me- 

ter Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden. Die gemäß VEP dafür vor- 
gesehenen Abfangmauern an den Rampen sind ebenfalls mit Kletter- oder Schling- 
pflanzen zu begrünen. Ab einer Mauerhöhe von 1,20 Meter ist je zwei Meter Wandlän- 

ge mindestens eine Pflanze zu verwenden. 

(13) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich aus Immissionsschutzgründen, eine gewerbliche 
Nutzung der nördlichen Umfahrung des Gebiets (Erschließung Handwerkerhof) im 
Nachtzeitraum (22.00 bis 06.00 Uhr) strikt zu unterbinden. Eine gewerbliche Nutzung 

der nördlichen Umfahrung im Nachtzeitraum ist nicht zulässig. 

Zur Beleuchtung der Außenflächen in den Baugebieten ist nur die Verwendung von 
Beleuchtungsanlagen zulässig, die ein für Insekten wtrkungsarmes Spektrum aufwei- 

sen, wie z.B. Natriumdampf-Niederdrucklampen oder LED-Lampen. Die Lichtquellen 

sind zur Umgebung und zum Baumbestand hin abzuschirmen. 

(15) Die Abfangmauern zwischen den privaten Grünflächen im Vorgartenbereich sind mit 
Back- oder Naturstein zu verblenden. 

Entlang des südlich verlaufenden öffentlichen Gehweges an der Alte Sülldorfer Land- 

straße kann nördlich des Weges auf privatem Grund eine bis zu 60 cm hohe Abstütz- 
mauer errichtet werden. Die Mauer darf alleinig der Abstützung der Böschung dienen. 
Eine Einfriedung des Grundstücks soll damit nicht erzielt werden, um die offene Frei- 
raumgestaitung an der Alte Sülldorfer Landstraße sicherzusteilen. Die Mauer ist in 

Klinker oder Naturstein auszuführen. 

(17) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich ferner zur dauerhaften Unterhaltung der im vor- 
habenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 und/oder nach diesem Durchführungsver- 

trag für das Vertragsgebiet festgesetzten bzw. vorgesehenen privaten Grünflächen, 
Fledermauskästen und Nisthilfen. 

§6 
Ausgestaltung des Wohnungsbaus 

Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, für die geplanten Wohngebäude mit 72 Wohn- 
einheiten auf dem Flurstück 5055, folgende Wohnungsgrößen mit folgendem Anteil am 
Wohnungsmix vorzusehen: 

a) 1-/2-Zimmer-Wohnungen: 25,0 % 

b) 3-Zimmer-Wohnungen: 40,3 % 
c) 4-Zimmer-Wohnungen: 34,7 %. 
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Die Wohnungstypologien und der Wohnungsschlüssel sind entsprechend den Darstel- 
lungen in Anlage 7 umzusetzen, 

(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, gefördert von der Hamburgischen Investitions- 
und Förderbank (IFB), mindestens neun öffentlich geförderte Mietwohnungen nach den 
zum Bewilligungszeitpunkt geltenden Förderbestimmungen der IFB zu errichten. Die 
Mietpreis- und Belegungsbindung beträgt nach den zum Abschluss dieses Vertrages 
geltenden Förderrichtlinien mindestens 15 Jahre (ab Erlass der Förderzusage: die 

Laufzeit der Bindung endet 15 Jahre nach mittlerer Bezugsfertigkeit). 

Von den neun öffentlich geförderten Mietwohnungen werden 

• vier Wohneinheiten im 1. Förderweg mit einer Einstiegsmiete in Höhe der jeweils 
geltenden Mietpreisregelungen der IFB (2017: 6,40 EUR je m^ Wohnfläche nettokalt 

monatliche) errichtet; 

fünf Wohneinheiten im 2. Förderweg mit einer Einstiegsmiete in Höhe der jeweils 
geltenden Mietpreisregelungen der IFB (2017: 8,50 € je Quadratmeter Wohnfläche 

nettokalt monatlich) errichtet. 

(3) Von den vier im 1. Förderweg geförderten Mietwohnungen werden drei Wohneinheiten 
für vordringlich Wohnungssuchende Haushalte gemäß den Richtlinien der IFB bereit- 

gestellt (sogenannte WA-Bindung). 

(4) Die Bestätigung der Förderwürdigkeit der von der Vorhabenträgerin auf dem Flurstück 

5055 geplanten Wohnungen im Sinne von Absatz 2 durch die IFB ist diesem Vertrag 
als Anlage 9 beigefügt/ wird die Vorhabenträgerin zusammen mit dem Bauantrag bei 
der Stadt Hamburg einreichen, 

(5) Den Vertragsparteien ist bekannt, dass bei einer Förderung mit Darlehen durch die IFB 
eine vorzeitige vollständige Rückzahlung des Baudarlehens grundsätzlich möglich ist. 

Jedoch verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, auf eine vorzeitige Vollrückzahlung zu 
verzichten. Durch diesen Verzicht soll die Einhaltung der Mietpreis- und Belegungsbin- 
dung von vollen 15 Jahren sichergestellt, mithin eine Verkürzung ausgeschlossen wer- 

den. 

(6) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, mindestens 34 Wohneinheiten des Vorhabens 

für mindestens 15 Jahre als Mietwohnungen am Markt anzubieten. Der Mietzins dieser 

Wohnungen ist durch die Vorhabenträgerin frei verhandelbar. 

Die Frist der Mietbindung beginnt mit dem Datum, welches als Nutzungsbeginn in einer 

ordentlichen, nicht beanstandeten Mitteilung zur Innutzungnahme (gern. § 77 Abs. 2 
HBauO) beim Bauamt des Bezirksamtes Altona eingegangen ist. 

Die zu errichtenden freifinanzierten Mietwohnungen dürfen für die Zeit der Mietbindung 
durch die jeweilige Eigentümerin nicht selbst genutzt werden, sondern müssen dem 

Mietwohnungsmarkt zur Verfügung stehen. Die Vorhabenträgerin ist im Rahmen einer 
Veräußerung der Mietwohnungen verpflichtet, zur Absicherung dieser Pflicht, eine be- 
fristete beschränkt persönliche Dienstbarkeit an rangerster Stelle des jeweiligen Woh- 

nungsgrundbuchblattes unmittelbar nach Anlage desselben mit folgendem Wortlaut 
eintragen zu lassen: 
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„Der jeweilige Eigentümer der Eigentumswohnung verzichtet bis zum Ablauf 
des in § 6 Absatz 8 des Durchführungsvertrages zum vorhabenbezogenen Be- 

bauungsplan Rissen 52 vom [Datum Vertragsschluss}, geschlossen zwischen 
der Stadt Hamburg und der Vorhabenträgerin Marn & NGEG Objekt Rissen II 

GmbH & Co.KG, vereinbarten Bindungszeitraums für die Mietnutzung (Ablauf 
der Bindungsfrist 15 Jahre nach Aufnahme der Mietnutzung im Sinne von § 11 

Absatz 2 HmbBauO) auf eine andere Nutzung, als die als eine am Mietmarkt 
angebotenen Mietwohnung." 

Der Stadt Hamburg ist der Nachweis der eingetragenen Dienstbarkeit für die Bauakte 
in Kopie einzureichen. 

Soweit die unter § 6 Absatz 8 getroffene Regelungen nicht Gegenstand einer Dienst- 
barkeit sein kann, soll das die Wirksamkeit der vereinbarten Regelung nicht berühren. 
Die Regelung gilt dann schuldrechtlich mit der Maßgabe, dass die Vorhabenträgerin im 

Fall der Veräußerung dafür haftet, dass ihre Rechtsnachfolger in die Verpflichtung ein- 
treten, und zwar dergestalt, dass diese ihrerseits bei einer Weiterveräußerung die glei- 
che Haftung ihren Rechtsnachfolgern auferlegen. 

(7) Die Vorhabenträgerin verpflichtete sich weiter, maximal 29 Wohneinheiten des Vorha- 
bens als Eigentumswohnungen zu errichten. 

(8) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, über die Anforderungen der Hamburgischen 

Bauordnung hinaus, mindestens 25 Prozent aller Wohneinheiten und deren Außenan- 
lagen zumindest insoweit barrierefrei zu gestalten, dass sie den Anforderungen der 
DIN 18040 „Barrierefreies Bauen, Planungsgrundlagen, Teil 2: Wohnungen“ ohne Roll- 

stuhlgerechtigkeit (Merkmal R) genügen. 

§7 
Weitere Verpflichtungen 

Oberflächenentwässerung: 
Die Vorhabenträgerin ist verpflichtet, die Behandlung des anfallenden Oberflächen- 
wassers gemäß der vorliegenden Entwässerungsplanung (Anlage 10) sicherzustellen 

und dafür erforderliche Anlagen zu unterhalten. Die Oberflächenentwässerung betref- 
fende Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rissen 52 gelten un- 
benommen. 

(2) Lärmschutz: 
Im allgemeinen Wohngebiet darf eine Wohnnutzung erst aufgenommen werden, wenn 
die Bebauung innerhalb des Gewerbegebiets vollständig errichtet ist. Zwischen den 

überbaubaren Grundstücksflächen des allgemeinen Wohngebiets und den überbauba- 
ren Grundstücksflächen des Gewerbegebiets sind entkoppelte Bodenplatten vorzuse- 
hen und die sich direkt berührenden Wände als geschlossene Gebäudeabschlusswän- 

de ohne LüflungsÖffnungen auszuführen. Im Gewerbegebiet sind Fenster oder Belich- 
tungsöffnungen in den geschlossenen Gebäudeabschlußwänden, auf den Dächern 
sowie an den nach Westen und Osten gerichteten Fassaden nicht öffenbar auszufüh- 
ren. 
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(3) Vorbereitungs- und Ordnungsmaßnahmen; 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, alle nach diesem Vertrag und nach dem vorha- 
benbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 für die Erschließung und Bebauung der im 
jeweiligen Eigentum befindlichen Flurstücke vorgesehenen Vorbereitungs- und Ord- 

nungsmaßnahmen auf eigene Kosten und eigenes wirtschaftliches Risiko durchzufüh- 
ren. 

§8 
Planungs- und Verfahrenskosten 

(1) Die Vorhabenträgerin trägt die Kosten dieses Vertrages und seiner Durchführung. 

(2) Die Vorhabenträgerin hat bereits im städtebaulichen Vertrag zur Zusammenarbeit und 
Übernahme von Planungs- und Verfahrenskosten im Rahmen des Planverfahrens Ris- 

sen 52 (Alte Sülldorfer Landstraße) vom 28.07.2016 gegenüber der Stadt Hamburg 
rechtsverbindlich erklärt, dass sämtliche im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
anfallende Kosten der Planung und Durchführung des Bebauungsplanverfahrens über- 

nommen werden. Dies schließt auch die Kosten für die Einholung der notwendigen 
Fachgutachten ein. Die Regelungen des Vertrags bleiben von den Bestimmungen die- 
ses Vertrags unberührt. 

(3) Die Vorhabenträgerin wird der Stadt Hamburg die durch die Erstellung dieses Durch- 
führungsvertrages entstandenen internen Verwaltungskosten in Höhe von € 7.802,37 

auf Grundlage von § 12 BauGB erstatten. Die Rechnungstellung erfolgt durch die Stadt 
Hamburg nach Vertragsabschluss. 

(4) Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Vorhabenträgerin auf eigenes 

wirtschaftliches Risiko alle Kosten trägt, die in Zusammenhang mit der vertragsgemä- 
ßen Planung, Vorbereitung und Durchführung des Gesamtvorhabens, einschließlich 

dessen Erschließung, anfallen. 

§9 
Ersatzpflanzungen und -Zahlungen 

Entsprechend des Vorhaben- und Erschließungsplans sind Ersatzpflanzungen für die zu fäl- 
lende Bäume durchzuführen und zu sichern. Für die nicht durchführbaren Ersatzpflanzungen 
ist entsprechend der Baumersatzermittlung gemäß der Verordnung zum Schutz des Baum- 

bestandes und der Hecken in der Freien und Hansestadt Hamburg (Baumschutzverordnung) 
(Anlage 11) eine Ersatzzahlung von EUR 29.000,00 an die Stadt Hamburg, 

Empfänger Sondervermögen für Naturschutz und Landschaftspflege 
Bank: Bundesbank Hamburg 
IBAN;  
BIG;  

Verwendungszweck:  
bis spätestens 4 Wochen nach Erhalt der Baumfällgenehmigungen zu leisten. 
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§10 
Baulasten 

Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, für das Flurstück 3942 auf ihre Kosten eine Baulast 
zu bestellen, die eine ausreichende Erschließung des Flurstücks 5055 sicherstellt. Auf dem 
Flurstück 3942 sind 13 Kfz-Stellplätze als Besucherparkplätze, 15 Fahrradstellplätze sowie 

Müllstandorte innerhalb der hierfür festgesetzten Flächen im Vorhaben- und Erschließungs- 
plan vorzuhalten. Das Flurstück 3942 dient ausschließlich der Erschließung des Flurstücks 
5055. Ein Nachweis über die Bestellung der Baulast ist dem Vertrag als Anlage 12 angefügt. 

§11 
Beschränkte persönliche Dienstbarkeit 

Die Vorhabenträgerin hat sicherzustellen, dass das Flurgrundstück 3942 ausschließlich 
und dauerhaft der Erschließung des Vorhabens dient. Den Eigentümern, Bewohnern 
und Gewerbetreibenden (im folgenden gemeinsam „Nutzer des Vorhabens“) sind 

dauerhaft Nutzungsrechte (Geh- und Fahrrecht) einzuräumen. Das Flurgrundstück 
3942 darf nicht über- oder bebaut werden. 

(2) Zur dinglichen Sicherung der in Absatz 1 bezeichneten Rechte und Ansprüche ver- 

pflichtet sich die Vorhabenträgerin , zu Gunsten der Nutzer des Vorhabens auf eigene 
Kosten eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit für das unentgeltliche Nutzungsrecht 
(Geh- und Fahrrecht) an rangerster Stelle (vor Reallasten, vor Abteilung II und Abtei- 

lung III im Grundbuch) im Grundbuch des betroffenen Grundstücks, Flurstück Nr. 3942 
der Gemarkung 0201 Rissen auf notariellem Wege zu bestellen. 

Die Dienstbarkeit beschränkt sich auf die im Lageplan (Anlage 13) gekennzeichnete 
Fläche. 

§12 
Ausschluss von Entschädigungs- und Übernahmeansprüchen 

Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich gegenüber der Stadt Hamburg, auf etwaige Ansprüche 

aus den §§ 39 bis 44 des Baugesetzbuchs, insbesondere Entschädigungs- und Übernah- 
meansprüche aus § 40 des Baugesetzbuchs, zu verzichten. 

§13 
Rechtsnachfolge, Weitergabeverpflichtung 

Vor Fertigstellung des Gesamtvorhabens (s. § 4 Absatz 2) bedarf ein Wechsel der 
Vorhabenträgerin, mit der Folge des Ausscheidens der Vorhabenträgerin aus den 
Rechten und Pflichten dieses Vertrages (befreiende Schuldübernahme), der vorherigen 

Zustimmung der Stadt Hamburg. Die Stadt Hamburg ist berechtigt, die Bonität der 
neuen Vorhabenträgerin auf Kosten der bisherigen Vorhabenträgerin zu prüfen oder 
prüfen zu lassen und auf dieser Grundlage das Sicherungserfordernis neu zu bewer- 

ten. Die Stadt Hamburg kann ihre Zustimmung von der Beibringung weiterer Sicher- 
heitsleistungen abhängig machen. Eine Versagung der Zustimmung bedarf eines wich- 



tigen Grundes. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, dass die Durchführung des Bauvorhabens innerhalb der vereinbarten Frist ge- 
fährdet ist. In allen anderen Fällen ist die Zustimmung zu erteilen. 

(2) Für den Fall der Veräußerung der zum Vertragsgebiet zählenden Flurstücke 3942, 
4991, 5055 sowie 5487-1, 5487-2, 5487-3, 5487-4, 5487-5, 5487-6, bebaut oder unbe- 
baut, vor Fertigstellung des Gesamtvorhabens (s. § 4 Absatz 2) verpflichtet sich die 

Vorhabenträgerin, sämtliche Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag mit einer Wei- 
tergabeverpflichtung auf den/die neuen Eigentümer zu übertragen und diese(n) für den 
Fall einer Weiterübertragung entsprechend zu verpflichten. Für den Fall, dass (nur) 
einzelne Flurstücke veräußert werden veräußert werden, sind sämtliche Rechte und 
Pflichten aus diesem Vertrag, die das jeweilige Flurstück betreffen, entsprechend Satz 
1 zu übertragen. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für den Fall der Bestellung eines Erb- 

baurechts an einem bzw. beiden Flurstücken. 

Soll mit der Veräußerung auch ein Wechsel der Vorhabenträgerin erfolgen, gelten zu- 

dem die Regelungen des Absatz 1. Soll dagegen kein Wechsel der Vorhabenträgerin 
stattfinden, erfolgt die Übertragung der Rechte und Pflichten im Wege des Schuldbei- 
tritts, so dass der/die Rechtsnachfolger der Stadt Hamburg neben der Vorhabenträge- 
rin haftet/haften. 

(3) Für den Fall der Veräußerung von Teilen der (bebauten oder unbebauten) Flurstücke, 

einschließlich der Veräußerung von Wohnungs- oder Teileigentum, vor Gesamtfertig- 
stellung des Bauvorhabens (s.§ 4 Absatz 2) verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, 

entweder sämtliche Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag, die den veräußerten 

Grundstücksteil und/oder das Wohnungs- oder Teileigentum betreffen, mit einer 

Weitergabeverpflichtung auf den/die neuen Eigentümer im Wege des Schuldbeitritts 
zu übertragen und diese(n) für den Fall einer Weiterübertragung entsprechend zu 

verpflichten oder 

sicherzustellen, dass sie ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag vollständig 
vertragsgemäß wahrnehmen und erfüllen kann (Sicherstellung der Durchführung 
und Fertigstellung des Gesamtvorhabens), indem sie in die Vereinbarung über die 

Veräußerung geeignete Regelungen aufnimmt. Dabei ist durch eine Weitergabever- 
pflichtung zu gewährleisten, dass die Sicherstellung im Sinne von Satz 1 auch in 
Fällen von Weiterübertragungen durch Rechtsnachfolger Bestand hat. 

(4) Im Rahmen der Übertragung von Rechten und Pflichten entsprechend den Absätzen 2 

und 3 ist der/die neue(n) Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte(n) mit einer Vertrags- 
strafe bewehrt zu verpflichten, innerhalb von 14 Tagen nach Abschluss der Vereinba- 
rung über die Veräußerung Sicherheit entsprechend § 10 dieses Vertrags gegenüber 

der Stadt Hamburg zu leisten. Für den Fall, dass infolge eines Schuldbeitritts eine An- 

passung der Sicherheitsleistungen zur Vermeidung einer Übersicherung der Stadt 
Hamburg erforderlich ist, werden die Vertragsparteien eine entsprechende Vereinba- 
rung treffen. 

5) Für den Fall einer vollständigen oder teilweisen Veräußerung der zum Vertragsgebiet 

zählenden Flurstücke, einschließlich der Veräußerung von Wohnungs- oder Teileigen- 
tum, nach Fertigstellung des Gesamtvorhabens (s. § 4 Absatz 2) verpflichtet sich die 

Vorhabenträgerin, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag, die das veräußerte 
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(Teil-) Grundstück und/oder Wohnungs- oder Teileigentum betreffen und die im Zeit- 

punkt des Abschlusses der Vereinbarung über die Veräußerung noch nicht, nicht voll- 
ständig und/oder nicht vertragsgemäß erfüllt worden sind, auf den/die neuen Eigentü- 
mer zu übertragen und diese(n) für den Fall einer Weiterübertragung entsprechend zu 

verpflichten. Sollen Rechte und/oder Pflichten aufgrund ihrer vollständigen vertrags- 
gemäßen Erfüllung gemäß Satz 1 nicht übertragen werden, wird die Vorhabenträgerin 
vor Abschluss der Vereinbarung über die Veräußerung eine schriftliche Bestätigung 
von der Stadt Hamburg über die Erfüllung einholen. 

(6) Die Vorhabenträgerin hat die Stadt Hamburg im Falle einer Veräußerung oder der Be- 

stellung eines Erbbaurechts im Sinne der vorstehenden Absätze 2 bis 5, die nicht im 
Rahmen von MaBV-Verträgen (Makler- und Bauträgerverordnung) erfolgt, mindestens 
einen Monat vor Abschluss der Vereinbarung über die Veräußerung bzw. die Bestel- 
lung des Erbbaurechts schriftlich zu informieren. 

§14 

Haftungsausschiuss 

Den Vertragsparteien ist bekannt und bewusst, dass sich Inhalt und Aufstellung des 

Bebauungsplans sowie die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens nach öffent- 
lich-rechtlichen Vorschriften richten, insbesondere gemäß § 1 Absatz 7 des Bauge- 

setzbuchs eine Abwägung der öffentlichen und privaten Belange vorzunehmen ist, und 
von Entscheidungen der plangebenden Gremien abhängen. Ein Rechtsanspruch auf 
die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans besteht nicht. Auch stellt die 
in diesem Vertrag genannte Absicht, einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan auf- 

zustellen, keine Zusage eines derartigen Ergebnisses dar (§ 1 Abs. 3 des Baugesetz- 
buchs). 

(2) Für den Fall des Scheiterns der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

und/oder die Nichterteilung einer für die Umsetzung des Vorhabens erforderlichen Ge- 
nehmigung sind sämtliche Entschädigungs- und/oder Kostenerstattungsansprüche der 

Vorhabenträgerin gegenüber der Stadt Hamburg ausgeschlossen. Eine Haftung der 
Stadt Hamburg für etwaige Aufwendungen der Vorhabenträgerin, die diese im Hinblick 
auf die Aufstellung des Vorhaben bezogenen Bebauungsplans Rissen 52 tätigt, ist aus- 

geschlossen. 

(3) Auch für den Fall, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan Rissen 52 im Laufe 
eines gerichtlichen Streitverfahrens für unwirksam oder vorläufig nicht vollziehbar (vor- 

läufiges Verfahren) erklärt wird und/oder eine bzw. mehrere erforderliche Baugenehmi- 
gung(en) nicht vollzogen werden kann/können, sind sämtliche Entschädigungs- 
und/oder Kostenerstattungsansprüche der Vorhabenträgerin gegenüber der Stadt 

Hamburg ausgeschlossen. 

(4) Der Vorhabenträgerin ist bekannt, dass § 12 Abs. 6 BauGB regelt, dass die Stadt 

Hamburg den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 entschädigungslos auf- 
heben soll, wenn der Vorhaben- und Erschließungsplan nicht innerhalb der in § 4 Ab- 
satz 1 und 2 dieses Vertrages genannten Fristen durchgeführt wird. Aus der Aufhe- 

bung können Ansprüche der Vorhabenträgerin gegen die Stadt Hamburg nicht geltend 
gemacht werden. 
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(5) Die Vorhabenträgerin stellt die Stadt Hamburg von allen Ansprüchen Dritter, die diese 
im Zusammenhang mit der Durchführung des Vorhabens dieses Durchführungsvertra- 
ges geltend machen, frei. 

§15 
Anpassung des Vertrages und Kündigung 

Für eine Vertragsanpassung und Kündigung dieses Vertrages gilt § 60 des Hamburgischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes. Weiterhin gelten für diesen Vertrag die §§ 54 ff. einschließ- 
lich § 62 des Hamburgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit den Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

§16 
Sicherheiten 

(1) Die Vorhabenträgerin leistet der Stadt Hamburg zur Sicherung der Erfüllung der ihr 
nach diesem Vertrag obliegenden Zahlungsverpflichtungen, , einschließlich der Ver- 
tragsstrafen nach § 17 dieses Vertrages, Sicherheit in Form einer unbefristeten, unbe- 
dingten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Bankbürgschaft auf erstes Anfordern 

eines in der Europäischen Union zugelassenen Kreditinstituts oder Kreditversicherers 
in einer Gesamthöhe von EUR 768.000 (in Worten: siebenhundertachtundsechzigtau- 

send Euro). 

Die Bürgschaft muss den Verzicht des Bürgen auf die Einreden der Vorausklage, der 

Anfechtbarkeit und der Aufrechenbarkeit, es sei denn, die zur Aufrechnung gestellte 
Forderung Ist rechtskräftig festgestellt oder unbestritten, enthalten. Darüber hinaus ist 
die Bürgschaftserklärung unter Verzicht auf den Anspruch auf Befreiung von der Bürg- 

schaft gegen den Hauptschuldner und das Recht zur Hinterlegung abzugeben. 

Die Vorhabenträgerin wird die Bürgschaft vor Eintritt der Vorweggenehmigungsreife 
gemäß § 33 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (Zustimmung der Bezirksversammlung Altona 
zur Feststellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rissen 52) bei der Stadt 

Hamburg, Bezirksamt Altona, Dezernat für Wirtschaft, Bauen und Umwelt (A/D4/G10) 

hinterlegen. 

(2) Die Stadt Hamburg wird, sofern keine Inanspruchnahme aufgrund eines Sicherungs- 

falls erfolgt, die gemäß Absatz 1 geleistete Bürgschaft in zwei Tranchen wie folgt frei- 

geben; 

EUR 268.000 innerhalb von einem Monat nach Eingang der Anzeige der Innut- 
zungnahme des Handwerkerhofes durch die Vorhabenträgerin bei der Stadt Ham- 
burg, 

EUR 500.000 innerhalb von einem Monat nach Bestätigung der Stadt Hamburg, 

dass alle Verpflichtungen aus dem vorliegenden Vertrag durch die Vorhabenträge- 
rin erfüllt worden sind. Zuvor hat die Vorhabenträgerin einen geeigneten, schriftli- 
chen Nachweis zu übermitteln, aus dem sich ergibt, dass aller ihre Verpflichtungen 

aus dem vorliegenden Vertrag erfüllt worden sind. Die Stadt Hamburg ist berech- 
tigt vor Erteilung der Bestätigung das Vorhaben zur Inaugenscheinnahme und Prü- 
fung zu besichtigen. 



{3} Sollte innerhalb einer Frist von einem Monat nach Bestätigung der Vollständigkeit der 

eingereichten Unterlagen durch die Stadt Hamburg keine Baugenehmigung erteilt oder 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan Rissen 52 oder eine auf seiner Grundlage er- 
teilte Baugenehmigung gerichtlich durch vorläufigen Rechtsschutz erfolgreich ange- 

fochten worden sein (Ruhenstatbestände), ist die Bürgschaft innerhalb einer Frist von 
30 Tagen seit Kenntnisnahme von diesem Umstand an die Vorhabenträgerin zurück- 
zugeben. 

(4) Sind die Ruhenstatbestände nach Absatz 3 ausgeräumt, sodass die zuvor benannten 

rechtlichen Hindernisse für die Durchführung des Vorhabens nicht mehr bestehen, ist 
die erneute Hinterlegung der Bürgschaft durch die Vorhabenträgerin innerhalb von 4 
Wochen nach entsprechender schriftlicher Mitteilung der Stadt Hamburg an die Vorha- 

benträgerin über den Wegfall der vorgenannten Ruhenstatbestände bei der Stadt 
Hamburg (Bezirksamt Altona, Dezernat für Wirtschaft, Bauen und Umwelt, A/D4/G10) 
nachzu weisen. 

(5) Vor der Inanspruchnahme der Bürgschaft hat die Stadt Hamburg die Vorhabenträgerin 
mit einer Frist von einem Monat zur Erfüllung der verletzten vertraglichen Zahlungsver- 
pflichtung bzw. zur Zahlung der fälligen Vertragsstrafe (s. § 17 Absätze 3 und 4) aufzu- 

fordern. 

§17 
Vertragsstrafen 

Erfüllt die Vorhabenträgerin die ihr obliegenden Verpflichtungen aus den §§ 2, 4 bis 7, 
9 bis 11 und 13 dieses Vertrages nicht oder nicht fristgerecht, kann die Stadt Hamburg 

von der Vorhabenträgerin nach den Bestimmungen dieses § 18 und unter Beachtung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nach billigem Ermessen Vertragsstrafen in 
Höhe von bis zu EUR 200.000 (in Worten: zweihunderttausend Euro) je Einzelfail ver- 
langen. 

Die Gesamthöhe der Vertragsstrafen ist auf einen Höchstbetrag von EUR 768,000 (in 
Worten; siebenhundertachtundsechzigtausend Euro) begrenzt. 

(2) Die Höhe der im Einzelfall verwirkten Vertragsstrafe bestimmt die Stadt Hamburg unter 
Abwägung der Interessen beider Parteien nach der Schwere des Vertrags Verstoßes, 

insbesondere nach dem Maß der Beeinträchtigung des öffentlichen Interesses und 
nach etwaigen durch den Vertragsverstoß erzielten Vorteilen. Bei der Bestimmung der 
Höhe der Vertragsstrafe ist zudem zu berücksichtigen, ob sich der Verstoß auf das ge- 
samte Vorhaben bezieht, oder nur auf ein/ mehrere Baufeld(er). Für den zweiten Fall 

ist die Vertragsstrafe prozentual anzupassen. 

(3) Voraussetzung für die Verwirkung, mithin die Entstehung eines Anspruchs auf Zahlung 
einer Vertragsstrafe ist, dass die Stadt Hamburg der Vorhabenträgerin zuvor in schrift- 
licher Form eine Frist von zwei Wochen zur Erfüllung der verletzten vertraglichen Ver- 
pflichtung gesetzt und gleichzeitig die Geltendmachung der Vertragsstrafe für den Fall 

der Nichterfüllung angedroht hat. Wird das vertragswidrige Verhalten fortgesetzt, kann 
die Stadt Hamburg nach Abmahnung mit Fristsetzung eine weitere Vertragsstrafe von 
der Vorhabenträgerin verlangen. 
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(4) Die jeweilige Vertragsstrafe wird nach Ablauf der Frist aus Absatz 3 durch schriftliche 
Anforderung der Stadt Hamburg gegenüber der Vorhabenträgerin sofort zur Zahlung 

fällig. 

§18 
Vollstreckung 

Die Vorhabenträgerin unterwirft sich zur Durchsetzung der in diesem Vertrag übernommenen 
Verpflichtungen der sofortigen Vollstreckung gemäß § 61 Hamburgisches Verwaltungsver- 
fahrensgesetz in Verbindung mit dem Hamburgischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz vom 
04.12.2012 (HmbGVBI. 2012, 510) in der jeweils geltenden Fassung. 

§19 
Bonitätsnachweis 

(1 Die Vorhabenträgerin hat bei der Vertragsunterzeichnung einen Nachweis über Ihre 
Bonität zu erbringen. Der Nachweis ist von der Vorhabenträgerin in Form einer Finan- 

zierungsbestätigung eines deutschen Kreditinstitutes bei der Stadt Hamburg, Be- 

zirksamt Altona, Dezernat für Wirtschaft, Bauen und Umwelt einzureichen. Der Nach- 
weis wird als Anlage 14 zu diesem Vertrag genommen. 

(2) Sollte der Vorhabenträgerin zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung eine Finanzie- 

rungszusage noch nicht vorliegen, ist eine schriftliche Auskunft des Kreditinstituts, mit 
dem die Vorhabenträgerin den größten Teil ihrer finanziellen Transaktionen abwickelt, 
zu der bisherigen Geschäftsbeziehung mit der Vorhabenträgerin oder eine Liquiditäts- 

erklärung eines vereidigten SteuerberatersA/Virtschaftsprüfers einzuholen. Dieser 
Nachweis wird dann anstelle des Nachweises einer Finanzierungszusage (nach Satz 
1) diesem Vertrag als Anlage beigefügt (Anlage 14). Die Vorhabenträgerin verpflichtet 

sich für diesen Fall, die Finanzierungsbestätigung eines deutschen Kreditinstituts spä- 
testens vier Wochen vor der Sitzung der ßezirksversammlung, in der sich diese mit der 

Zustimmung zur Feststellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rissen 52 be- 
fasst, zu überreichen. Die Stadt Hamburg wird die Vorhabenträgerin sechs Wochen 
vorher überden Termin der Bezirksversammlung schriftlich informieren. 
Den Eingang der Finanzierungsbestätigung wird die Stadt Hamburg unverzüglich ge- 

genüber der Vorhabenträgerin schriftlich bestätigen. 

§20 
Veröffentlichung, Wirksamwerden und Rücktrittsvorbehalt 

) Dieser Vertrag unterliegt dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) und wird 

nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG im Informationsregister veröffentlicht. Zu- 
dem kann dieser Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen nach dem HmbTG sein. 

) Dieser Vertrag wird erst einen Monat nach seiner Veröffentlichung im Informationsregi- 

ster wirksam (§ 10 Absatz 2 HmbTG). 
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(3) Die Stadt Hamburg kann binnen dieser Monatsfrist vom Vertrag zurücktreten, wenn der 
Stadt Hamburg nach der Veröffentlichung von ihr nicht zu vertretende Tatsachen be- 
kannt werden, die sie dazu veranlasst hätten, einen solchen Vertrag nicht zu schließen, 
wären sie schon zuvor bekannt gewesen, und ein Festhalten am Vertrag für die Stadt 
Hamburg unzumutbar wäre. Für den Fall des Rücktritts werden sämtliche Entschädi- 

gungs- und/oder Kostenerstattungsansprüche der Vorhabenträgerin gegen die Stadt 
Hamburg ausgeschlossen. 

(4) Die Stadt Hamburg verpflichtet sich, unmittelbar nach Abschluss dieses Vertrages das 

Verfahren zur Veröffentlichung in dem Transparenzportal einzuleiten. 

§21 
Urheberrecht / Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Die Stadt Hamburg darf die Leistungen der Vorhabenträgerin oder die Leistungen der 
von der Vorhabenträgerin beauftragten Dritten (Leistungsverfasser) für den vorgese- 
henen vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 auch vor ihrer Veröffentlichung 
ohne deren Mitwirkung und kostenfrei auf alle Nutzungsarten nutzen, nutzen lassen 

und ändern. Bei wesentlichen Änderungen wird die Stadt Hamburg die Vorhabenträge- 
rin anhören. 

(2) Die Stadt Hamburg hat das Recht zur vollständigen oder auszugsweisen Erstveröffent- 
lichung. Hat die Stadt Hamburg die Leistungen nach Absatz 1 geändert, so bedarf die 
Nennung des Leistungsverfassers dessen vorheriger Zustimmung. Der Leistungsver- 

fasser bedarf zur Veröffentlichung der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Stadt 
Hamburg, die diese nur versagen wird, wenn öffentliche Interessen entgegenstehen. 

(3) Die Vertragsparteien werden Vertragsinhalte oder Teile daraus nur dann an Dritte wei- 
tergeben, wenn sie, insbesondere die Stadt Hamburg aus rechtlichen Gründen (insbe- 

sondere nach dem Hamburgischen Transparenzgesetz), hierzu verpflichtet sind oder 
die jeweils andere Partei der Weitergabe von Informationen zuvor schriftlich zuge- 
stimmt hat. 

(4) Eine Veröffentlichung gegenüber Dritten im Rahmen des Rechts auf öffentliche Zu- 
gänglichmachung gemäß des Hamburgischen Transparenzgesetzes ist durch die Stadt 

Hamburg ohne besondere Zustimmung der Vorhabenträgerin oder den von ihr beauf- 
tragten Dritten und ohne zusätzliche Kosten auf alle Nutzungsarten möglich und ge- 
rechtfertigt. 

Die Leistungen und Dokumentationen sind so auszugestalten, dass nach Möglichkeit 
keine vertraulichen und unternehmensinternen Daten (Betriebs- oder Geschäftsge- 

heimnisse) erkennbar sind. Soweit sich dies nicht vermeiden lässt, sind die entspre- 
chenden Angaben getrennt vorzulegen und - erforderlichenfalls unter Darlegung des 

Geheimhaltungsinteresses - ausdrücklich als Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse zu 
kennzeichnen; einen Zugang zu diesen Informationen wird die Stadt Hamburg - nach 
Maßgabe der Vorgaben des Hamburgischen Transparenzgesetzes - gewähren, wenn 
die rechtlichen Vorgaben des Hamburgischen Transparenzgesetzes es erfordern, ins- 
besondere das Informationsinteresse das Geheimhaltungsinteresse überwiegt. Soweit 

die Vorhabenträgerin dem nicht ausdrücklich schriftlich widerspricht, dürfen die Inhalte 
der §§ 16 und 17 dieses Vertrages, einschließlich der dort vereinbarten Beträge, (man- 
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gels Vorliegens eines Geschäftsgeheimnisses) von der Stadt Hamburg veröffentlicht 
werden, ohne dass es einer weiteren Zustimmung der Vorhabenträgerin dazu bedarf. 

(5) Werden durch die Veröffentlichung dieses Vertrages im Informationsregister oder 
durch dessen Herausgabe auf Antrag nach dem HmbTG Für durch die Verletzung ei- 

nes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse der Vorhabenträgerin verletzt, haftet die 
Stadt Hamburg für hierdurch entstandene bzw. entstehende Schäden bei der Veröf- 
fentlichung im Informationsregister oder Herausgabe auf Antrag nach dem HmbTG 

entstehende Schäden haftet die FHH nur bei in Fällen des Vorsatzes oder grober Fahr- 
lässigkeit. 

(6) Der Vorhabenträgerin ist bekannt, dass ihre Leistungen die Grundlage für ein amtliches 
Werk im Sinne von § 5 Absatz 2 des Urheberrechtsgesetzes darstellen, das im amtli- 
chen Interesse zur allgemeinen Kenntnisnahme zu veröffentlichen ist. Mit der Veröf- 
fentlichung im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt gemäß §10 Absatz 3 

des Baugesetzbuchs überträgt die Vorhabenträgerin unwiderruflich die Nutzungsrechte 
an die Stadt Hamburg. Der urheberrechtliche Schutz zugunsten der Vorhabenträgerin 
oder zugunsten von ihr beauftragter Dritter entfällt. 

(7) Die Stadt Hamburg ist nach § 3 Absatz 1 Nummer 8, § 10 Absatz 3 des Hamburgi- 

schen Transparenzgesetzes verpflichtet, den Vertrag/die Leistungen der Vorhabenträ- 
gerin - nachstehend „das Werk" genannt - im Informationsregister zu veröffentlichen 
und jedermann unentgeltlich zu Jedweder freien Nutzung, Weiterverwendung und Ver- 

breitung sowohl für nicht-kommerzielle als auch kommerzielle Zwecke zu überlassen. 
Die Vorhabenträgerin erklärt sich mit einer entsprechenden Veröffentlichung nach 

Maßgabe dieses Gesetzes bereits heute einverstanden. 

(8) Soweit das Werk urheberrechtlich schutzfähig ist, räumt die Vorhabenträgerin der Stadt 

Hamburg zu diesem Zweck im oben genannten Sinne - Absätze 1 bis 4 - sämtliche er- 

forderlichen Nutzungsrechte an dem zu erstellenden Werk zeitlich, räumlich und inhalt- 
lich unbeschränkt ein. Insbesondere räumt sie der Stadt Hamburg das Recht ein, das 
Werk zu vervielfältigen, zu verbreiten, öffentlich zugänglich zu machen, unter Wahrung 

seiner geistigen Eigenart zu bearbeiten oder umzugestalten, ungeachtet der Verwer- 

tungszwecke. Die Vorhabenträgerin gestattet der Stadt Hamburg, jedermann die freie 
Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung sowohl für nicht-kommerzielle als auch 

kommerzielle Zwecke im Umfang der eingeräumten Nutzungsrechte zu gestatten. 

 Die Vorhabenträgerin verzichtet auf die Geltendmachung von urheberrechtlichen Ab- 

wehransprüchen gegen Dritte; hiervon nicht erfasst sind Ansprüche wegen unterlasse- 
ner Anerkennung der Urheberschaft (§13 des Urheberrechtsgesetzes) und wegen 

gröblicher Entstellung des Werkes (§14 des Urheberrechtsgesetzes). 

§22 

Schlussbestimmungen 

 Alle Erklärungen und sonstigen Mitteilungen in Zusammenhang mit diesem Vertrag 

bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform und sind persönlich, per Post, per Ein- 
schreiben, per Kurier, per Telefax oder im Wege elektronischer Kommunikation an die 

nachfolgend bestimmten Empfänger zu übermitteln. 
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Im Falle von Erklärungen und Mitteilungen gegenüber der Freien und Hansestadt 

Hamburg: 
Anschrift: Bezirksamt Altona, Dezernat für Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Fachamt 

 
 

Email: stadt-und-landschaftspIanung@altona.hamburg.de 
Im Falle von Erklärungen und Mitteilungen gegenüber der Marn & NGEG Objekt Ris- 
sen II GmbH & Co.KG: 

 
 

 
Oder an einen anderen Empfänger oder eine andere Anschrift, die der einen Vertrags- 

partei von der anderen Vertragspartei zuvor schriftlich mitgeteilt wurde. 
Gesetzliche Formvorschriften, insbesondere für Bauanträge (einschließlich Unterla- 
gen), Genehmigungen und Bescheide, bleiben von dieser Vereinbarung unberührt. 

(2) Dieser Vertrag enthält zusammen mit seinen Anlagen sämtliche Vereinbarungen und 

Erklärungen der Vertragschließenden im Hinblick auf den Vertragsgegenstand. Er er- 
setzt alle früheren Übereinkommen, mündlichen oder schriftlichen Absichtserklärungen 
und anderen rechtsverbindlichen oder unverbindlichen Absprachen zwischen den Ver- 
tragsparteien in Bezug auf den Vertragsgegenstand, Nebenabreden bestehen nicht. 

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages, einschließlich dieser Regelung sowie 
anderer Vereinbarungen, die den Inhalt des Vertrages berühren, bedürfen zu ihrer 

Wirksamkeit der Schriftform, sofern nicht durch Gesetz eine andere Form vorgeschrie- 
ben ist. 

Die Überschriften in diesem Vertrag dienen lediglich der Übersichtlichkeit und berühren 
die Vertragsauslegung nicht, 

(5) Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Ansprüche bzw. Streitigkeiten der Vertragspar- 

teien aus oder in Zusammenhang mit diesem Vertrag ist Hamburg. 



§23 
Salvatorische Klausel 

Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieses Vertra- 
ges lässt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieses Vertrages unberührt. Dasselbe gilt 
für den Fall, dass der Vertrag eine notwendige Regelung nicht enthält. An die Stelle der un- 
wirksamen oder undurchführbaren Regelung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke tritt die 
gesetzlich zulässige und durchführbare Regelung, die dem Sinn und Zweck der unwirksa- 

men, undurchführbaren oder fehlenden Regelung nach der Vorstellung der Parteien wirt- 
schaftlich am nächsten kommt. 

Für die Stadt Hamburg: Für die Vorhabenträgerin: 

GmbH & Co. KG 
Geschäftsführer 

Bezirksamt Altona 
Dezernat für Wirtschaft, Bauen und Umwelt, 

Leitung des Fachamtes Stadt- und, 
Bauen und Umwelt 

Mam & NGEG Objekt Rissen II 

GmbH & Co. KG 
Geschäftsführer 
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überden vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 

(Anlage 7 zum Durchführungsvertrag) 

Vom 

Auf G rund v on § 10 n Verbindung m it § 12 d es B augesetzbuchs i n der Fas sung v om 3. 

November 2017 (BGBl, I S. 3635), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 sowie § 5 Absatz 1 

des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (FImbGVBf S. 

271), zuletzt geändert am 13, Februar 2015 (FlmbGVBI, S, 39), § 81 Absatz 1 Nummer 2 der 

Flamburgischen B auordnung vom 14 . D ezember 2005 (FImbGVBf S , 525, 563 ), z uletzt 

geändert am 17, Februar 2016 (FlmbGVBI, S, 63), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Flamburgischen 

Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 11, Mai 2010 (FlmbGVBI, S, 

350, 402), zuletzt geändert am 13, Mai 2014 (HmbGVBI, S, 167), in Verbindung mit § 9 Absatz 

3 S atz 1 N ummer 4 de s B undesnaturschutzgesetzes v om 29. J uli 2009 (BGBl, I S , 2 542), 

zuletzt geändert am 15, September 2017 (BGBl, I S, 3434), § 9 Absatz 4 des Flamburgischen 

Abwassergesetzes i n d er Fas sung v om 24 . J uli 2001 ( FlmbGVBI. S . 258, 280) , z uletzt 

geändert am 17. Dezember 2013 (FlmbGVBI, S, 540, 542), sowie § 1, § 2 Absatz 1, § 3 und § 

4 N ummer 3 de r Weiterübertragungsverordnung-Bau i n de r Fas sung v om 08, A ugust 2 006 

(FlmbGVBI. S, 481), zuletzt geändert am 5, April 2013 (FlmbGVBI, S, 142, 147) wird verordnet: 

§1 

Der V orhabenbezogene B ebauungsplan R issen 52 für das Gebiet z wischen der 

Sülldorfer Lands traße u nd der A Iten S ülldorfer Landstraße Bezirk A Itona, Ortsteil 

227) wird festgestellt. 

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 

Alte S ülldorfer Landstraße - West- und S üdgrenzen des Fl urstücks 3942, über d as 

Flurstück 4991, Nordgrenze des Flurstücks 4991, über die Flurstücke 4989 (Sülldorfer 

Landstraße, B 431 und 4991, Ostgrenze des Fl urstücks 5055 der Gemarkung 

Rissen. 



Das m aßgebliche S tück des v orhabenbezogenen B ebauungsplans u nd di e i hm 

beigegebene B egründung w erden beim S taatsarchiv z u k ostenfreier Einsicht für 

jedermann niedergeiegt. 

wird auf Folgendes hingewiesen: 

. Ein Abdruck des Pians und di e B egründung können bei m ö rtlich zuständigen 

Bezirksamt w ährend d er D ienststunden kostenfrei ei ngesehen w erden. S oweit 

zusätzliche Abdrucke bei m Bezirksamt vorhanden sind, k önnen s ie g egen 

Kostenerstattung erworben werden. 

2 Wird diese Verordnung nach § 12 A bsatz 6 des Baugesetzbuchs aufgehoben, weil 

das m it de m vorhabenbezogenen B ebauungsplan z ugelassene Vorhaben nicht 

innerhalb der nac h § 1 2 A bsatz 1 S atz 1 de s B augesetzbuchs be stimmten F rist 

durchgeführt wurde, oder weil der Träger des Vorhabens ohne Zustimmung nach § 

12 Absatz 5 Satz 1 des Baugesetzbuchs gewechselt hat und Tatsachen die 

Annahme rechtfertigen, da ss di e D urchführung de s v orhabenbezogenen 

Bebauungsplans innerhalb der genannten Frist gefährdet ist, können vom 

Vorhabenträger k eine Ansprüche aus der Aufhebung des Plans geltend gemacht 

werden. Wird diese Verordnung aus anderen als den in Satz 1 genannten Gründen 

aufgehoben, kann unter den in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten 

Voraussetzungen Entschädigung verlangt werden. Der Entschädigungsberechtigte 

kann die Fäl ligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 

Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein 

Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 

des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs 

bezeichneten V ermögensnachteile ei ngetreten s ind, di e Fäl ligkeit des Anspruchs 

herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich werden 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Baugesetzbuchs 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 

eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs 

beachtliche V erletzung der V orschriften üb er das erhältnis de s 

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 



c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Mängel des 

Abwägungsvorgangs, 

wenn s ie ni cht i nnerhalb ei nes J ahres seit der B ekanntmachung d es 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen 

Bezirksamt unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 

gemacht worden sind, Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a 

des Baugesetzbuchs beachtlich sind. 

Für di e Ausführung d es v orhabenbezogenen B ebauungsplans gelten nac hstehende 

Vorschriften: 

1. Im Bereich des orhaben- und rschließungsplans (Vorhabengebiet) s ind m 

Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren 

Durchführung sich die Vorhabenträgerin im Durchführungsvertrag verpflichtet. 

Im G ewerbegebiet s ind selbstständige baul iche A niagen für I ogistikrelevante 

Nutzungen wie zum Beispiel Lagerhallen, Warendurchgangs- und Umschlagslager, 

Verkehrshöfe, G üterverkehrs- und Verteilzentren sowie Kurierer-, Express- und 

Paketdienstleister sowie solche Anlagen und Betriebe unzulässig, die hi nsichtlich 

ihrer Lu ftschadstoff- und G eruchsemission da s Wohnen i n den an grenzenden 

Gebieten wesentlich stören, wie regelhaft Brotfabriken, Fleischzerlegebetriebe, 

Räuchereien, R östereien, kunststofferhitzende B etriebe ode r i n i hrer Wirkung 

vergleichbare Betriebe. Ausnahmen sind zulässig, wenn im Genehmigungsverfahren 

eine immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit mit der Nachbarschaft nachgewiesen 

werden kann. Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke, Bordelle und bordellartige 

Betriebe und Einzelhandelsbetriebe sind unzulässig. Ausnahmsweise sind 

Verkaufsstätten z ulässig, w enn s ie i m un mittelbaren räumlichen und b etrieblichen 

Zusammenhang m it Handwerks- oder p reduzierenden Gewerbebetrieben s tehen, 

diesen r äumlich unt ergeordnet s ind und ni cht m ehr al s 50 m^ Verkaufsfläche 

umfassen. 

3. Im G ewerbegebiet werden Ausnahmen f ür V ergnügungsstätten insbesondere 

Wettbüros, S pielhallen und V orführ- und G eschäftsräume, deren Zw eck auf 

Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist) nach § 
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8 Absatz 3 N ummer 3 der Baunutzungsverordnung BauNVO) n der Fassung vom 

23- Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057, 

1062) sowie Ausnahmen für Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 

sowie f ür B etriebsinhaber und B etriebsleiter n ach § 8 A bsatz 3 N ummer de r 

BauNVO ausgeschlossen. 

4. Im al Igemeinen Wohngebiet da rf ei ne Wohnnutzung er st au fgenommen w erden, 

wenn die Bebauung des Gewerbegebiets vollständig errichtet ist. 

Im allgemeinen Wohngebiet werden die Ausnahmen nach § 4 Absatz 3 der BauNVO 

ausgeschlossen. 

6. Im Gewerbegebiet dar f di e f estgesetzte G rundflächenzahl von 0, für baul iche 

Anlagen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl von 1 0 

überschritten werden. 

7 Im al Igemeinen Wohngebiet da rf di e festgesetzte Grundflächenzahl v on 0 ,75 für 

bauliche Anlagen nach § 19 Absatz 4 Satz BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl 

von 0,9 überschritten werden. 

8. Bei der Berechnung der Geschossfläche sind die Flächen von Aufenthaltsräumen 

Geschossen, die keine Vollgeschosse sind, ei nschließlich i hrer U mfassungswände 

und der zugehörigen Treppenräume mitzurechnen. 

9. Oberer B ezugspunkt für di e m aximal z ulässige G ebäudehöhe ] st di e Attika. E ine 

Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhen durch Treppenhäuser, 

Aufzugsüberfahrten u nd T echnische A ufbauten ( zum B eispiel H aus- und 

Klimatechnik, Anlagen zur Nutzung von Solarenergie) ist bis zu einer Höhe von 1,5 m 

zulässig. 

10. In den B augebieten kann ei ne Ü berschreitung der B augrenzen für ordächer, 

Baikone und Erker bis zu einer Tiefe von 2 m und für Terrassen bis zu einer Tiefe von 

3,5 m ausnahmsweise zugelassen werden, sofern die Kronen- und Wurzelbereiche 

zu er haltender B äume und Gehölze ni cht beei nträchtigt w erden. B ei Vordächern, 

Baikonen und Erkern dürfen die Überschreitungen insgesamt nicht mehr als ein 

Drittel der jeweiligen Fassadenfront des jeweiligen Baukörpers betragen. An der nach 

Norden aus gerichteten Fassade des Gewerbebaukörpers i st i m 2. Obergeschoss, 

entlang de r gesamten Fassadenlänge, ei ne Ü berschreitung de r B augrenze bi s zu 

einer Tiefe von 1,5 m für Fluchtbalkone zulässig. 
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11 In den Baugebieten sind Stellplätze nur nnerhalb der hierfür festgesetzten Flächen 

und im Garagengeschoss zulässig. Die Garagenzu- und -ausfahrt ist nur an der 

zeichnerisch festgesetzten Stelle zulässig, 

12. An den mit„(A)“ bezeichneten Fassaden ist über alle G eschosse durch g eeignete 

bauliches challschutzmaßnahmew iez um B eispiel Doppelfassaden, v erglaste 

Vorbauten ( zum B eispiel verglaste Lo ggien, Wintergärten), bes ondere 

Fensterkonstruktionen oder i n i hrer Wirkung v ergleichbare M aßnahmen 

sicherzustellen, das s dur ch diese baul ichen M aßnahmen i nsgesamt ei ne 

Schallpegeldifferenz er reicht w ird, di e es e rmöglicht, das s i n S chlafräumen ei n 

Innenraumpegel bei t eilgeöffneten Fe nstern v on 30 dB (A) w ährend d er N achtzeit 

nicht über schritten w ird. E rfolgt di e baul iche S challschutzmaßnahme i n For m v on 

verglasten V erbauten, muss di eser nnenraumpegel bei teilgeöffneten B auteilen 

erreicht werden. Wohn-/Schlafräume in Ein-Zimmer-Wohnungen und Kinderzimmer 

sind wie Schlafräume zu beurteilen. 

3. In den mi t „(B )“ bezeichneten Bereichen s ind i mE rdgeschoss sowie im 1 

Obergeschoss einseitig nach Westen ausgerichtete Wohnungen unzulässig. An der 

mit ,,{B)'‘ bezeichneten Westfassade sind im Erdgeschoss sowie im 1. Obergeschoss 

Fenster von Aufenthaltsräumen als nicht zu öffnende Fenster auszuführen und di e 

ausreichende Belüftung sicherzustellen. In den mit „(C)“ bezeichneten Bereichen sind 

im Erdgeschoss einseitig nach Osten ausgerichtete Wohnungen unzulässig. An der 

mit ,,(C)“ bezeichneten Ostfassade ist im Erdgeschoss ein Laubengang mit nicht zu 

öffnenden Fenstern auszuführen und die ausreichende Belüftung sicherzustellen. 

14. Zwischen den überbaubaren Grundstücksflächen des allgemeinen Wohngebiets und 

den überbaubaren Grundstücksflächen des Gewerbegebiets sind entkoppelte 

Bodenplatten vorzusehen und die sich direkt berührenden Wände als geschlossene 

Gebäudeabschlusswände ohne Lüftungsöffnungen auszuführen. Im G ewerbegebiet 

sind Fenster od er Belichtungsöffnungen n den geschlossenen 

Gebäudeabschlusswänden, auf den Dächern sowie an den nac h Westen und Osten 

gerichteten Fassaden nicht-öffenbar auszuführen. 

15. Dasauf den privaten G rundstücksflächen anfallende N iederschlagswasser i st über 

belebte Bodenzonen, Mulden und Rigolen zu versickern. Sollte eine vollständige 

Versickerung auf dem Grundstück nicht möglich sein, kann eine Einleitung des nicht 

versickerbaren Niederschlagswassers in das Regensiel in der Straße Alte Sülldorfer 

Landstraße nach Maßgabe der zuständigen Stelle zugelassen werden. 



16, Für di ur rhaltung festgesetzten B äume und S träucher sind bei Abgang 

gleichartige Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Geringfügige Abweichungen von den 

festgesetzten Baumstandorten können zugelassen werden, Geländeaufhöhungen 

oder Abgrabungen sind im Kronentraufbereich festgesetzter Bäume unzulässig. 

Ebenerdige S tandplätze für A bfallbehälter auß erhalb v on G ebäuden sind s o m 

Sträuchern ode r H ecken ei nzugrünen, da ss s ie v on den ö ffentlichen Wegen ni cht 

einsehbare ind, ImG ewerbegebiets ind die Stützmauern m it Schling- oder 

Kletterpflanzen zu begrünen, 

8. In den Baugebieten sind die mit „(D)“ bezeichneten Dachflächen zu 80 vom Hundert 

{v,H,) der Fläche mit einem mindestens 12 cm starken und die mit ,,{E)“ bezeichneten 

Dachflächen z u 50 V ,H, mit ei nem mindestens 50 c m s tarken durchwurzelbaren 

Substrataufbau zu versehen und dauerhaft zu begrünen. Soweit Bäume angepflanzt 

werden, m ussder S ubstrataufbau au fei ner Fl ächev on mindestens 12 m^ 

mindestens 100 c mb etragen, V on ei ner B egrünung kann i n den B ereichen 

abgesehen werden, die für Terrassen, Wege, technische Dachaufbauten, 

Dachausstiege, D achterrassen, B elichtungsöffnungen, A niagen de r B e- und 

Entlüftung, Photovoltaikanlangen oder notwendige Windsog- und Brandschutzstreifen 

dienen, 

19, Im Plangebiet sind an den nach Osten oder Westen gerichteten Außenwänden der 

Gebäude drei Nistkästen für Halbhöhlenbrüter sowie drei Flachkästen als Quartiere 

für Fl edermäuse in d ie Fassade z u i ntegrieren oder anz ubringen. An den nac h 

Norden gerichteten Wänden sind zwei Koloniekästen für Sperlinge an g eeigneten 

Stellen anzubringen. Zusätzlich sind drei Nistkästen für Dohlen fachgerecht an 

Bäumen anzubringen. AlleNist- und Fledermauskästen sind dauerhaft zu erhalten 

und zu pflegen. 

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebauungspläne aufgehoben. 
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Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 - Alte Sülldorfer LandstraRe 

1. Anlass der Planung 

In Hamburg-Rissen und unmittelbarsüdlich der Bundesfernstraße431, die hier vier- 
spurig und kreuzungsfrei aus gebaut i st, befindet s ich an der Straße A Ite Sülldorfer 
Landstraße Nr. 400 das Plangebiet. Hierbei handelt es sich um den in den 1980 er 
Jahren eigens für den Werbe- und G eschenkartikelspezialisten Berendsohn AG ge- 
planten Verwaltungs-, Produktions- und Logistikstandort. Für die Ansprüche der Firma 
Berendsohn AG ist ein großflächiges, hallenartiges Gebäude mit einer Grundfläche von 
ca. 4.800 m^ entstanden. Im Erdgeschoss befinden sich die Flächen für die Produktion, 
Hochregallager und Versandabteilung, während im 1. Obergeschoss ca. 2.000 m^ Bü- 
ro- und Verwaltungsfläche untergebracht sind. 

Seit Ende der 1990er Jahre hat sich im Betrieb der Firma Berendsohn AG eine Um- 
strukturierung abgezeichnet, welche mit Zukäufen, Verlagerung und O utsourcing der 
Produktion, Lagerung und Versandtätigkeit einhergeht und seit 2004 zu einer deutlich 
reduzierten Auslastung der Betriebsflächen führt. Als Konsequenz dieser Entwicklung, 
hat di e Firma Berendsohn AG i hre P roduktions- und Log istikaktivitäten i m J ahr 2013 
nach Mecklenburg-Vorpommern verlagert. Bis heute sind Teile der Verwaltung am al- 
ten Standort verblieben. Die Verwaltungseinheiten nutzen ca. 350 m ^ des insgesamt 
2.000 m^ großen 1. Obergeschosses, während Allgemeinbereiche wie Kantine, Aufent- 
haltsräume, Toiletten und Großteile der Büros ohne Nachfrage sind. Die 2.500 m^ im 
Erdgeschoss stehen aktuell leer. 

In naher Zukunft ist auch eine vollständige Auflösung der Verwaltung geplant. So wird 
seit 2013 verstärkt nach ei ner g ewerblichen N achnutzung für den Gebäudebestand 
gesucht mit dem Resultat, dass bisher weder Logistikunternehmen noch Unternehmen 
anderer Branchen für eine Ansiedlung überzeugt werden konnten. Für das bislang er- 
folglose Anwerben möglicher Nachnutzer gibt es mehrere Gründe, die zum einen mit 
dem konkreten Standort des Plangebiets und z um anderen mit den ba ulichen Gege- 
benheiten Zusammenhängen. Eine gewerbliche Nachnutzung, die mit Schwerlastliefer- 
verkehr verbunden wäre, ist nur schwer mit der verkehrsberuhigten Straße (Alte Süll- 
dorfer Landstraße) vereinbar und erschwert die Entscheidung für potentielle Nachnut- 
zer. Eine weitere H ürde s teilt di e di rekte N achbarschaft zum, überwiegend durch 
Wohnnutzung geprägten Umfeld dar. Die Immobilie wurde alseine Einheit für die Fir- 
ma B erendsohn AG gebaut, ei ne Teilung des Baukörpers oder eine Teilvermietung 
einzelner Flächen ist wirtschaftlich nicht darstellbar. Ferner ist eine Nachfrage nach 
Produktions-, Lager-, Büro- und Verwaltungsflächen in dieser Kombination, wie sie bei 
der Immobilie der Firma Berendsohn AG vorherrscht, nicht mehr zeitgemäß. 

Aufgrund der Lage an e iner verkehrsberuhigten Straße und der Nähe zur Wohnnut- 
zung in der Nachbarschaft eignet sich das Plangebiet grundsätzlich gut als Wohn- 
standort. Gleichwohl herrscht im Bezirk Altona und i m Stadtteil Rissen ein Mangel an 
gewerbiich zu nutzenden Flächen. Aufgrund fehlender Flächenpotenziale können neue 
gewerblich nutzbare Flächen im Bezirk Altona nur in geringem Umfang neu ausgewie- 
sen werden. In Rissen nimmt die Dichte gewerblicher Flächen nach Westen zur Lan- 
desgrenze hin deutlich ab. Gleichzeitig besteht ein Bedarf an Gewerbeflächen, insbe- 
sondere für kleinteiiige Betriebe und Handwerksbetriebe. 
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Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 - Alte Sülldotfer Landstraße 

Vor diesem Hintergrund wurde für diesen Standort ein besonderes bauliches Konzept 
entwickelt, das die Entwicklung von Wohnbauflächen in Verbindung mit gewerblichen 
Flächenpotenzialen insbesondere für Handwerksbetriebe vorsieht. Im rechtskräftigen 
Bebauungsplan Rissen 40 vom 06.12.1988 ist das Plangebiet als Gewerbegebiet fest- 
gesetzt. Da diese Gebietsfestsetzung eine Entwicklung von Wohnnutzungen nicht zu- 
lässt, ist eine Änderung des Bauplanungsrechts erforderlich. 

2. Grundlage und Verfahrensablauf 

Grundlage des Bebauungsplans ist das ßaugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3635). Das Bebauungsplanverfahren wurde förmlich vor 
dem 13, Mai 2017 ei ngeleitet, und die frühzeitige Beteiligung der Behörden und der 

sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Absatz 1 Satz 1 BauGB wurde vor dem 

16. M ai 2017 dur chgeführt, s o da ss das Bebauungsplanverfahren gemäß § 245 c 
BauGB nach den vordem 13. Mai 2017 g eltenden Rechtsvorschriften abgeschlossen 
werden konnte, was in diesem Fall sachgerecht ist, weil die Planung abgeschlossen ist 
und die Abwägung auf Grundlage der bisherigen Vorschriften bereits stattgefunden hat 

Der B ebauungsplan w ird al s B ebauungsplan der I nnenentwicklung gemäß 

§ 13a BauGB aufgestellt, Die Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Ver- 
fahren liegen vor, weil der Bebauungsplan der Nachverdichtung bzw. der Wiedernutz- 

barmachung einer Fläche im Innenbereich dient und weniger als 20.000 m^ Grundflä- 
che festsetzt. Ferner besteht kein enger sachlicher, räumlicher und zeitlicher Zusam- 

menhang mitweiteren aufgestellten oder aufzustellenden Bebauungsplänen. Eswird 
mit dem Bebauungsplan auch keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, welche die 

Pflicht z ur D urchführung ei ner U mweltverträglichkeitsprüfung aus lösen. Eine U mwelt- 
prüfung mit Umweltbericht nach§ 2 Absatz 4 BauGB sowie die Anwendung der Ein- 

griffsregelung sind somit nicht erforderlich. Es bestehen darüber hinaus keine Anhalts- 
punkte für ei ne B eeinträchtigung der i n § 1 A bs, 6 N r. 7 B uchstabe b g enannten 
Schutzgüter. 

Der Bebauungsplan wird als vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB 

aufgestellt, da ihm eine konkrete Planung einer Vorhabenträgerin (Vorhaben) zugrunde 
liegt. Bestandteil dieses Bebauungsplans ist ein „Vorhaben- und Erschließungsplan“, 
der das zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, vertreten durch das Bezirksamt 
Altona, und der V orhabenträgerin abg estimmte V erhaben über di e E rrichfung v on 
Wohngebäuden und einem Gewerbehof sowie den daz ugehörigen privaten Frei- und 
Spielflächen konkret be schreibt und dar stellt. Z ur V orhabenverwirklichung s chließen 
das Bezirksamt Altona und die Vorhabenträgerin einen „Durchführungsvertrag“ gemäß 
§ 12 Absatz 1 BauGB. Darin verpflichtet sich die Vorhabenträgerin auf der Grundlage 
des Vorhaben- und Erschließungsplans zur Durchführung des Vorhabens innerhalb ei- 

ner bes timmten F rist un d z ur Ü bernahme der Planungs- und G utachterkosten. Der 
Durchführungsvertrag wurde am TT MM JJJJ geschlossen. Der Durchführungsvertrag 
unterliegt dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) und wird nach Maßgabe 
der Vorschriften des HmbTG im Informationsregister veröffentlicht. 

Das Planverfahren wurde durch den A ufstellungsbeschluss A 06/17 vom 12, Septem- 
ber 2017 (Amtl. Anz. S. 1603) eingeleitet. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung mit 
öffentlicher Unterrichtung und Erörterung hat nach der Bekanntmachung vom 21. Juni 
2016 (Amtl. Anz. S. 1091) am 06. Juli 2016 stattgefunden. 
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Die Öffentliche Auslegung des Plans hat nach der Bekanntmachung am 17.10,2017 
(Amtl. Anz. S. 778) in der Zeit vom 26.10,2017 bis einschließlich 27. .2017 stattge- 

funden. 

3. Planerische Rahmenbedingungen 

3.1 Raumordnung und Landesplanung 

3.1 1 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) für die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung 
der Neubekanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HmbGVBI. S. 485) stellt im Bereich 
des Plangebiets gemischte Bauflächen dar. 

Der Bebauungsplan kann aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans enhwickelt 
werden. Es sind keine Änderungen oder Berichtigungen des Flächennutzungsplans er- 
forderlich. 

3.1.2 Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und Biotopschutz 

Das Landschaftsprogramm (LAPRO) für die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. 
Juli 1997 (HmbGVBI. S. 363) stellt im Bereich des Plangebiets die Milieus „Verdichteter 
Stadtraum“ und „ Gartenbezogenes Wohnen“ mit der m ilieuübergreifenden Funk tion 
„Entwicklungsbereich Naturhaushalt“ dar. Nördlich des Plangebiets verläuft die Sülldor- 
fer Landstraße als „Autobahn und autobahnähnliche Straße“. Im Verlauf der Straße Al- 
te Sülldorfer Landstraße ist eine „Grüne Wegeverbindung“, die den O rtskern von Ris- 
sen mit dem östlich angrenzenden Bezirkspark „Rissener Kiesgrube“ verbindet, darge- 
stellt. 

Unmittelbar ös tlich an grenzend ist eine Parkanlage“ i m Zus ammenhang mit ei nem 
„Landschaftsschutzgebiet“ dargestellt. 

In der Fachkarte Arten- und Biotopschutz sind die Biotopentwicklungsräume 13a „Ge- 
schlossene und sonstige Bebauung mit sehr geringem Grünanteil“ sowie 11a „Offene 
Wohnbebauung mit artenreichen Biotopelementen bei hohem Anteil an G rünflächen“ 
sowie die nördlich des Plangebiets verlaufende Sülldorfer Landstraße als „Autobahnen 
u.ä.“ dargestellt. Der östlich ang renzende Waldbestand wir a Is 8b „ Nadelwälderund 
waldartige Flächen in Parks und auf Friedhöfen“ angesprochen. Das Landschafts- 
schutzgebiet ist bestandsgemäß gekennzeichnet. 

Es sind keine Änderungen oder Berichtigungen des Landschaftsprogramms erforder- 

3.2 Rechtlich beachtliche Rahmenbedingungen 

3.2. Bestehende Bebauungspläne 

Für das Plangebiet gilt der Bebauungsplan Rissen 40 vom 06.12.1988 (HmbGVBI. S. 

240), der das Baugebiet als Gewerbefläche (GE) mit einer Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,6 und e iner Geschoßflächenzahl ( GFZ) vo n 1,2 bei zwei zulässigen Vollge- 
schossen als Höchstmaß festsetzt. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind als 

Flächenausweisung festgesetzt. 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 - Alte Sülldorfer Landstraße 

Es i st ei ne U mgrenzung de r Fl äche für di e E rhaltung v on B äumen u nd S träuchern 

festgesetzt, die linienförmig westlich und nördlich der überbaubaren Grundstücksfläche 
verläuft. Die Breite dieser Fläche beträgt westlich der überbaubaren Grundstücksfläche 
5 m, nordwestlich 10 m und nördlich 7 m. 

Des Weiteren verläuft südöstlich im Baugebiet die Grenze eines Landschaftsschutzge- 
biets. 

Für den westlichen Teilbereich des Plangebiets {Teilfläche des Flurstücks 3942) gelten 

besondere g estalterische Anforderungen. Demnach s ind dort nur Dächer m it ei ner 

Neigung zwischen 35 G rad und 55 Grad zulässig. Für die Dachdeckung sind Dach- 
pfannen mit schiefergrauen oder roten Farbtönen zu verwenden, bei Putzbauten helle 
Farbtöne vorzusehen; bei Verblendung mit Vormauersteinen sind rote Ziegelsteine zu 
verwenden. Die Fens ter s ind k leinmaßstäblich z u g liedern; es s ind k eine I legenden 

Formate zu verwenden. Einfriedungen aus Sichtbeton, Betonwerkstein und Kunststof- 
fen sind in diesem Bereich unzulässig. 

3.2.2 Denkmalschutz / Erhaltensverordnung 

Denkmäler sind im Plangebiet nicht bekannt. Für das Plangebiet besteht keine städte- 
bauliche Erhaltungsverordnung. 

3.2.3 Altlastenverdächtige Flächen 

Im Fachinformationssystem Bodenschutz/Altiasten, dem Altlastenhinweiskataster der 
Freien und H ansestadt Hamburg sind für das Plangebiet nach derzeitigem Kenntnis- 
stand keine AItlasten, altlastverdächtige Flächen, schädliche Bodenverunreinigungen, 
Verdachtsflächen und/ oder Grundwasserschäden registriert. 

3.2.4 Kampfmittelverdacht 

Nach heutigem Kenntnisstand kann im Geltungsbereich des Bebauungsplans für Teile 
des Grundstücks das Vorhandensein von Bombenblindgängern aus dem 2. Weltkrieg 
nicht ausgeschlossen werden. Baumaßnahmen sind im Einzelnen bei dem Kampfmit- 

telräumdienst abzufragen. Vor Baubeginn sind Untersuchungen durch den Kampfmit- 

telräumdienst notwendig. 

3.2.5 Schutzgebiete 

Landschaftsschutzgebiet 

Dersüdöstliche Teil des Geltungsbereichs ca. 260 m^) unterliegt dem Landschafts- 
schutz. Es gelten die Beschränkungen der Verordnung zum Schutz von Landschafts- 
teilen in den Gemarkungen Altona-Südwest, Ottensen, Othmarschen, Klein Flottbek, 
Nienstedten, D ockenhuden, B lankenese und R issen v om 18. D ezember1962 
(HmbGVBI. S. 203), zuletzt geändert 11. Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 365). 

Das P langebiet 1 iegt z udem i nnerhalb der S chutzzone III der Verordnung über da s 
Wasserschutzgebiet Baursberg vom 13. Februar 1990 (HmbGVBI. 1990, S. 17). Das 
Gebiet ist in einem förmlichen Verfahren nach § 37 in Verbindung mit § 96 des Ham- 
burgischen Wassergesetzes vom 20. Juni 1960 (HmbGVBI. S. 335), zuletzt geändert 
am 18. Juli 2001 festgesetzt worden. 
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Für den Geltungsbereich - mit Ausnahme des Landschaftsschutzgebiets - gilt die 
Baumschutzverordnung vom 17. September 1948 (Sammlung des bereinigten ham- 
burgischen Landesrechts I 791-i), zuletzt geändert am 11, Mai 2010 (HmbGVBI, S. 
350, 359, 369). 

Im Landschaftsschutzgebiet findet die Baumschutzverordnung keine Anwendung, hier 
gelten die besonderen Bestimmungen der Landschaftsschutzverordnung, 

3.2.7 Artenschutz 

Für den Bebauungsplan sind bei der Umsetzung von Vorhaben die Vorschriften für die 
nach europäischem Recht besonders und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten 
entsprechend § 44 de s Bundesnaturschutzgesetzes ( BNatSchG) v om 2 9. J uli 2009 
(BGBl, i S. 2542), zuletzt geändert am 29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298, 1302) zu beach- 
ten. 

3.2.8 Bindung an Vorhaben- und Erschließungsplan und Durchführungsvertrag 

Der Bebauungsplan wird als vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB 
aufgestellt. D er v orhabenbezogene B ebauungsplan R issen 52 s chafft di e baupl a- 
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Umsetzung des Vorhabens. Bestandteil dieses 

Bebauungsplans ist ein „Vorhaben- und Erschließungsplan“, der das Vorhaben (siehe 
hierzu auch Kapitel 5), über die Errichtung von Wohngebäuden und einem Gewerbehof 

sowie den dazugehörigen privaten Frei- und Spielflächen konkret beschreibt und da r- 
stellt. Der Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans ist in der Planzeichnung des 
vorhabenbezogenen B ebauungsplanes R issen 52 dar gestellt. D as V orhabengebiet 

umfasst das Flurstück 3942, einen Teilbereich des Flurstücks 4991, das Flurstück 5055 
und und die Flurstücksteile 5487-1,5487-2, 5487-3, 5487-4, 5487-5, 5487-6 der Ge- 
markung Rissen. Das Vorhabengebiet befindet sich im Eigentum der Vorhabenträgerin. 

Die Grundzüge des Vorhabens werden im Bebauungsplan festgesetzt, weitergehende 

Details zur E rschließung, Gestaltung der G rün- und Freiflächen sowie der baulichen 
Anlagen, landschaftsplanerische und artenschutzrechtlich Maßnahmen etc. werden im 
Vorhaben- und Erschließungsplan dargestellt und über den Durchführungsvertrag ge- 

sichert. Die Darstellungen des Vorhabens im Vorhaben- und Erschließungsplan in Ver- 
bindung mit den R egelungen i m D urchführungsvertrag, s piegeln di e z wischen der 
Freien und Hansestadt Hamburg und der Vorhabenträgerin abgestimmte städtebau- 

lich-freiraumplanerische Planung wider, die innerhalb eines vereinbarten Zeitraums 
verbindlich umzusetzen ist. 

Der zu diesem Bebauungsplan geschlossene Durchführungsvertrag regelt gemäß 
§ 12 BauGB die Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzungen, die nicht Regelungs- 

gegenstand des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind, sowie die Durchführungs- 
verpflichtung der Vorhabenträgerin. Der Durchführungsvertrag ist eine Voraussetzung 

zur Umsetzung des Vorhabens im Sinne der §§ 30 und 33 BauGB. 

Im Durchführungsvertrag sind u.a. folgende RegelungenA/erpflichtungen enthalten: 

Bindung an den Vorhaben- und Erschließungsplan 
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• Umsetzung des Vorhabens in einem bestimmten Zeitraum 

• Tragung der Planungs- und Erschließungskosten 

Mietpreisbindung für den Gewerbehof 

Aufnahme der Wohnnutzung erst nach rrichtung der gewerblichen Riegelbe- 

bauung 

Realisierung von neun kostengünstigen mietpreis- und belegungsgebundenen 

Mietwohnungen 

Landschaftsplanerische und ar tenschutzrechtliche Maßnahmen u.a. N istkäs- 
ten, Baumunterhaltung, Grünpflege) 

Vertragsstrafen 

Der Durchführungsvertrag kann nach Abschluss im Hamburgischen Transparenzportal 

öffentlich eingesehen werden. 

3.3 Planerisch beachtliche Rahmenbedingungen 

3.3.1 Übergeordnete Programm- und Entwicklungspläne 

Ein Programmplan ist für das Plangebiet nicht bekannt. 

3.3.2 Fachtechnische Untersuchungen und Gutachten 

3.3.2.1 Lärmtechnische Untersuchung 

Im Februar 2017 wurde eine Schallimmissionsprognose in Bezug auf Verkehrs- sowie 

gewerbliche Geräusche durchgeführt. Gegenstand der Untersuchung waren zum einen 
die durch den V erkehrslärm der benachbarten Straßen (insbesondere Bundesstraße 
431 und Alte Sülldorfer Landstraße) und durch die nördlich des Plangebiets verlaufen- 
de S-Bahn-Trasse verursachten Geräuschauswirkungen auf das Plangebiet. Zum an- 
deren wurden die vom Plangebiet und dem Planvorhaben ausgehenden gewerblichen 
Geräuschemissionen und mögliche Auswirkungen auf die Umgebung des Plangebiets 
untersucht. Dabei sind die Vorbelastungen durch die benachbarten gewerblich genutz- 
ten Flächen sowie die ebenfalls in der Nachbarschaft befindlichen und i n rechtskräfti- 
gen Bebauungsplänen festgesetzten Wohngebiete (WA und WR) in der Untersuchung 
berücksichtigt worden. 

3.3.2.2 Bodenuntersuchung 

Im September 2014 wurde für die zukünftige Wohnbebauung eine zur orientierenden 
Baugrundbewertung erforderliche Baugrunduntersuchung durchgeführt und ein orien- 
tierender Schadstoffbericht erstellt. 

3.3.2.3 Oberflächenentwässerungskonzept 

Im Juni 2017 wurde ein Entwässerungskonzept für das im Plangebiet anfallende Ober 
flächenwasser erstellt. 
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3.3.2.4 Baumgutachten 

Basierend auf den B aumkataster aus dem Jahr 2015 1 iegt für das Plangebiet ei ne 
Baumbestandskartierung und -zustandsbeurteilung aus dem März 2016 vor. 

3.3.2.5 Artenschutzfachliche Untersuchung 

Für das Plangebiet liegt eine artenschutzfachliche Untersuchung aus dem Januar 2017 
für die Artengruppen Vögel und Fledermäuse vor. 

3.3.2.6 Verkehrstechnische Stellungnahme 

Es liegt eine verkehrstechnische Stellungnahme mit Angaben zu dem planinduzierten 
Verkehr und zur äußeren Erschließung des Plangebiets aus dem Februar 2017 vor. 

3.3.2.7 Verschattungsgutachten 

Im März 2017 \wurde eine Verschattungsstudie für das Plangebiet erstellt, in der die 

Auswirkungen der geplanten Bebauung auf die Besonnungssituation der Baukörper in- 
nerhalb des Plangebiets untereinander untersucht wurden, 

3.4 Lage Plangebiet und Angaben zum Bestand 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Rissen 52 liegt im Stadtteil Rissen, Ortsteil 

227, er wird im Westen durch eine gewerbliche Nutzung (Kfz-Betrieb), im Norden durch 
die Bundesfernstraße 431, im Osten durch ein Waldgebiet und im Süden durch die Alte 
Sülldorfer Landstraße begrenzt. Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 3942, 4991, 

4989, 5055 der Gemarkung Rissen. 

Das V orhabengebiet u mfasst das Fl urstück 3 942, ei nen T eilbereich des Fl urstücks 

4991, das Fl urstück 50 55 und die Flurstücksteile 5487-1,5487-2, 548 7-3,5487-4, 
5487-5, 5487-6 der Gemarkung Rissen. Das Vorhabengebiet befindet sich im Eigen- 
tum der Vorhabenträgerin. Das Flurstück 4989, das sich im Eigentum der Bundesre- 

publik Deutschland (Bundesstraßenverwaltung) befindet, wird mit der Darstellung als 
Bundesfernstraße (B431) im Sinne einer nachvollziehbaren und über sichtlichen Bau- 

leitplanung in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan einbezogen. 

Das Vorhabengebiet wurde als V erwaltungs-, P roduktions- und Logistikstandort g e- 
nutzt. In dem zweigeschossigen Hauptgebäude sind Produktions- und Lagerhallen un- 

tergebracht, während der zweigeschossige Anbau als Teil des Komplexes der Verwal- 
tungsnutzung dient. Insgesamt weist die Bebauung eine Fläche von ca, 4,800 m^ auf. 
Der Betrieb hat im Jahr 2013 seine Produktions- und Logistikaktivitäten verlagert. Teile 

der Verwaltung sind bis heute im Plangebiet verblieben. Für die Verwaltungseinheiten 
werden noch ca. 350 m ^ des insgesamt 2.000 m^ großen 1. Obergeschosses bean- 

sprucht, während die restlichen Flächen sowie das 2.500 m^ große Erdgeschoss leer 
stehen. 

Die Gebäude sind von einem dichten Baumbestand umgeben, von dem ein hoher An- 

teil als erhaltenswert erachtet wird, Dieser Baumbestand bildet gleichzeitig die visuelle 
und funktionale Grenze des Plangebiets. Der umlaufende Gehölzstreifen wird durch ei- 

nen mächtigen, bis zu 20 m hohen Altbaumbestand aus der Leitart Eiche geprägt. 

Zwischen den Gebäuden und dem Baumbestand befinden sich größtenteils Stellplätze 
sowie die Zufahrt zur Straße Alte Sülldorfer Landstraße. 
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Das Grundstück ist mit Ausnahme des umlaufenden Gehölz geprägten Vegetations- 
streifens durch Gebäude, Platz- und Wegefiächen vollständig versiegelt. 

Im Bereich der öffentlichen Wegeflächen und den an das Verteilnetz angeschlossenen 

Grundstücken befinden sich diverse Mittel- und Niederspannungsanlagen des Verteil- 
netzbetreibers, der Stromnetz Hamburg GmbH, zur örtlichen Versorgung. 

Das G eländerelief des bebauten B ereichs (Flurstück 5055) i st großflächig auf ei nem 

Höhenniveau von 24,60 m über Normalhöhenull (üNHN) verebnet. Die Alte Sülldorfer 
Landstraße fällt von Ost nach West auf einer Länge von rd. 150 m über 2,20 m ab. Der 

Höhenunterschied zwischen Bebauung und Straße wird über eine markante Böschung 
abgefangen. Die westliche Zufahrt zu den Stellplätzen ist als Rampe ausgebildet. Das 
im Westen liegende Flurstück 3942 weist einen Höhenunterschied von rd. 3 m auf. Die 
nördlich im Einschnitt verlaufende B 431 verläuft rd. 5 m tiefer als das Geländeniveau. 

Im nördlichen Gehölzstreifen steigt das Gelände im Westen von 22,80 m üNHN nach 
Osten auf rd. 27,00 m üNHN an. Insgesamt bewegen sich die Geländehöhen im Plan- 

gebiet zwischen 21,60 m üNHN im Westen und rd. 27,00 m üNHN im Osten. 

4. Umweltbericht 

Der B ebauungsplan w ird al s B ebauungsplan der I nnenentwicklung gemäß 
§ 13a BauGB aufgestellt. Die Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Ver- 
fahren liegen vor, weil der Bebauungsplan der Nachverdichtung bzw. der Wiedernutz- 
barmachung einer Fläche im Innenbereich dient und weniger als 20.000 Grundflä- 
che festsetzt. Es wird mit dem Bebauungsplan auch keine Zulässigkeit von Vorhaben 
begründet, w eiche di e P flicht z ur D urchführung ei ner U mweltverträglichkeitsprüfung 
auslösen. Insgesamt besteht daher keine UVP-Pflicht nach dem Gesetz über die Um- 
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung vom 24. Februar 201 0 (BGBl. I S. 
95), zuletzt geändert am 29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298, 1301) oder dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung in Hamburg (HmbUVPG) vom 10. Dezember 1996 
(HmbGVBI. S. 310), zuletzt geändert am 2. Dezember 2013 (HmbGVBI. S. 484). 

Des Weiteren liegen nach Prüfung der Sachlage keine Anhaltspunkte dafür vor, dass 
bei der Bebauungsplanung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkun- 
gen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in der Fassung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1275), zuletzt geändert am 
29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298, 1301) zu beachten sind. 

Eine Umweltprüfung mit Umweltbericht nach § 2 Absatz 4 BauGB sowie die Anwen- 
dung der Eingriffsregelung sind somit nicht erforderlich. 

5. Planinhalt und Abwägung 

5.1 Allgemeines Wohngebiet/ Gewerbegebiet 

5.1 1 Beschreibung des Vorhabens 

Der städtebauliche Entwurf, der dem Bebauungsplan zugrunde liegt, ist im Vorhaben- 
und Erschließungsplan dargestellt und sieht für das Plangebiet eine Kombination aus 
Wohn- und Gewerbenutzungen vor. Hierfür wird eine Gliederung des Plangebiets vor- 
genommen: Zunächst wird eine gewerbliche Bebauung im nördlichen Teil des Plange- 
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biets errichtet, die eine schallschützende Funktion gegenüber dem aus Richtung Nor- 
den einwirkenden Verkehrslärm (S-Bahn und B undesstraße431) übernehmen kann. 
Im südlichen, zur Straße Alte Sülldorfer Landstraße orientierten Teil des Plangebiets, 
sollen fünf Wohngebäude entstehen, die baulich unmittelbar an die Gewerbebebauung 
anschließen. 

Gewerbehof für Handwerksbetriebe und Kleingewerbe 

Im nördlichen Teil des Plangebiets ist ein Gewerbehof für kleingewerbliche und hand- 
werkliche Betriebe geplant. Dabei werden die Gewerbeflächen vertikal übereinander 
angeordnet. Es werden ca. 4.400 m^ Bruttogeschossfläche mit zeitgemäßer Ausstat- 
tung neu geschaffen- Die lichte Raumhöhe soll im Erdgeschoss 4,30 m und in den 
Obergeschossen 3,20 m betragen, um vielfältige gewerbliche N utzungsmöglichkeiten 
zu eröffnen und individuelle Einbauten (Box-Office, Empore, Lager etc.) innerhalb der 
Mietflächen zu gestatten. Es ist beabsichtigt, eine flexible Einteilung der Flächen vor- 
zunehmen. Der H auptbaukörper des Gewerbehofs hat eine nutzbare Tiefe von ca. 
11,40 m. Die vorgesehene Gebäudetiefe ermöglicht eine flexible Einteilung der Einhei- 
ten mit einer guten Belichtung. 

Die Andienung des Gebäudes des G ewerbehofs sowie Liefervorgänge erfolgen aus- 
schließlich von der Nordseite; aus Schallschutzgründen hat der Gewerbehof nach Sü- 
den, nac h Westen und O sten und au f dem D ach k eine ö ffenbaren F enster. Nicht- 
öffenbare Belichtungsöffnungen können vorgesehen werden. 

Für die Dachfläche des Gewerbehofs Ist eine extensive Dachbegrünung vorgesehen. 

Die E rschließung für Belieferung, (Kunden)dienstfahrzeuge und M itarbeiter des Ge- 
werbehofs er folgt in E inrichtungsverkehr über eine Zuf ahnt a m östlichen Rand des 
Plangebiets von der Straße Alte Sülldorfer Landstraße aus, eine nördliche Umfahrung 
des Gewerbehofs und ei ne Ausfahrt am westlichen Rand des Plangebiets zur Straße 
Alte Sülldorfer Landstraße. Alle Geschosse des Gewerbehofs sind in Abstimmung mit 
der H andwerkskammer den A nforderungen v on H andwerksbetrieben entsprechend 
ausgestaltet. Die Deckentraglasten betragen für das Erdgeschoss 1.500 Kg/m^ und in 
den beiden Obergeschossen 1.000 Kg/m^ Für die Erschließung der oberen Geschos- 
se des Gewerbehofs sind Lastenaufzüge vorgesehen, die in der Dimension und Trag- 
kraft (6 t für den großen Aufzug und 2 t für den kleinen Aufzug) den Anforderungen für 
gewerbliche Nutzungen entsprechen. 

Die Miethöhe für die gesamte gewerblich genutzte Bruttogeschossfläche darf im 
Durchschnitt in den ersten 10 Jahren eine Nettokaltmiete von 8,00 €/m^ nicht überstei- 
gen. Dies wird übereine Regelung im Durchführungsvertrag gesichert. 

Die S tandortwahl des G ewerbehofs im nör dlichen B ereich des P langebiets i st a us 
städtebaulichen Gründen erfolgt. Damit ein Nebeneinander von Wohnnutzung und ge- 
werblicher N utzung an di eser Stelle überhaupt möglich wird, und das Gebot der ge- 
sunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse ei ngehalten wird, wurde die g ewerbliche N ut- 
zung entlang der B 431 ang eordnet und hat eine lärmabschirmende Wirkung für die 
geplante Wohnnutzung. Die vorgesehene Ausrichtung ermöglicht auch einen ungestör- 
ten Gewerbebetrieb, da in Richtung Norden und zur B 431 hi n keine schutzwürdige 
Nutzungen vorhanden sind. 
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Durch den Gewerbehof entsteht i m Norden des P langebiets ei ne geschlossene Be- 
bauung, die eine schailschützende Funktion für den südiichen Teil des Piangebiets ent- 
faltet, 

Auf dem südlichen Teil des Grundstücks kann daher eine Wohnbebauung, in Form von 
fünf Nord-Süd gerichteten Gebäudezeilen, realisiert werden. 

Die fünf Gebäude grenzen jeweils direkt an die südliche Gebäudeabschlusswand des 
Gewerbehofs. Indem sowohl bei den Wohngebäuden als auch beim Gewerbehof die 
sich di rekt be rührenden Wände j eweils al s geschlossene G ebäudeabschlusswände 
ohne Lüftungsöffnungen aus geführt und di e unt erschiedlich g enutzten Gebäude a uf 
entkoppelten Bodenplatten hergestellt werden, kann die Übertragung von Larmimmis- 
sionen, Luftschall oder Erschütterungen ausgeschlossen werden. 

Die Wohngebäude weisen drei Vollgeschosse und ein Staffelgeschoss auf. Die Ge- 
schosse sind dabei leicht versetzt zueinander angeordnet. Der Zugang zu den T rep- 
penhäusern erfolgt durch ein Sockelgeschoss, das von zwei sich zur Straße Alte Süll- 
dorfer Landstraße öffnenden Innenhöfen erschlossen wird. Im Sockelgeschoss werden 
in Teilbereichen ebenfalls Aufenthaltsräume für die darüber liegenden Wohnungen an- 
geordnet (Maisonettewohnungen). Die Wohnnutzungen erstrecken sich damit über fünf 
Ebenen, Das Sockelgeschoss wächst einseitig in das erhöhte Gelände hinein und ist 
somit nur von einer Seite aus - auf der Seite der Erschließungshöfe - zu sehen. 

Die Geschossflache (städtebauliche Geschossfläche, ohne Loggien, Baikone, Auskra- 
gung im UG und ohne Dachterrassenflächen, jedoch einschließlich des Eingangsge- 
schosses i m Sockel, des S taffelgeschosses sowie dem G aragengeschoss) der fünf 
Wohngebäude beträgt etwa 12.200 m^. Die Wohnungsgrößen variieren von zwei bis 
vier Zimmern bzw. etwa 57 m^ bis etwa 145 m^. Ein Teil der Wohnungen ist als Maiso- 
nettewohnungen geplant. 

Für das westlichste und östlichste Wohngebäude sind jeweils 13 Wohnungen vorgese- 
hen. Das mittlere Wohngebäude beinhaltet 16 Wohnungen und wird von zwei Wohn- 
gebäuden mit je 15 Wohnungen umgeben. Damit entstehen im Rahmen des geplanten 
Vorhabens insgesamt 72 Wohnungen. 

Begrünung, Freiflachenkonzeot 

Im R ahmen d er P lanung sollen pr ägende inzelbäume und Gehölzbestand i n den 
Randbereichen des Plangebiets erhalten bleiben und planungsrechtlich gesichert wer- 
den. Besonders im Norden hat der Baumbestand eine prägende Wirkung und fungiert 
auch als optische Abschirmung zur B 431. Im östlichen Bereich markiert der Gehölzbe- 
stand den R andbereich des s ich ans chließenden Waldbestands i m Landschafts- 
schutzgebiet. Im Bereich der westlichen Ausfahrt ist der Baumbestand auf einer Bö- 
schung ausgebildet, während parallel zur Straße Alte Sülldorfer Landstraße die Bäume 
mit Solitärcharakter auf einer überwiegend rasenbegrünten Böschung stehen. Die ge- 
nannten B ereiche bz w, di e er haltenswerten B äume m it S olitärcharakter w erden i m 
Rahmen der zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans in ihrem Erhalt gesi- 
chert. Im Bereich der Erschließungshöfe ist die Unterbringung von Kinderspielflächen 
möglich. Das Freiflächenkonzept sieht grüne Gartenhöfe mit Obst- und Ziergehölzen 
vor wie auch gepflasterte Erschließungshöfe mit einzelnen Großsträuchern und Ra- 
senbeeten. 

Erschließung und Stellplätze 

Das Plangebiet ist bereits voll erschlossen. 
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Die Stellplätze für Wohn- und Gewerbenutzungen werden in einem gemeinsamen Ga- 
ragengeschoss m it 75 Stellplätzen unt ergebracht, das sich I iTi S ockelgeschoss der 
Wohngebäude befindet. Dabei sind 54 Stellplätze für die Wohnnutzung und 20 S tell- 
plätze für die gewerbliche Nutzung vorgesehen. Die Durchfahrtshöhe der Tiefgarage 
muss für mindestens neun der gewerblich genutzten Stellplätze mindestens 2,50 Meter 
betragen. Mindestens acht der Stellplätze der Tiefgarage verfügen über marktübliche 
Ladeanschlüsse für Elektrofahrzeuge. Für alle Stellplätze in der Tiefgarage sind aus- 
reichende Vorkehrungen (z.B, Anschlüsse, Kabelpritschen, Leer rohre, Durchbrüche) 
für einen späteren Einbau von Lademöglichkeiten vorgesehen. Die Ein- und Ausfahrt 
dieser Garage ist über die östliche Überfahrt vorgesehen. 

Der Gewerbehof ist über eine Umfahrung erschlossen, die im Einrichtungsverkehr 
ausgebildet wird. Die Zufahrt befindet sich an der östlichen Grundstücksgrenze, die 
Ausfahrt an de r w estlichen G rundstücksgrenze. Es w ird v on r und 20 Lieferverkehr- 
Zufahrten (12 Kleintransporter, 8 Kfz Schwerverkehr) und rund 30 Zufahrten von Be- 
triebsfahrzeugen und Kunden (übeoA/iegend Kleintransporter) pro Tag ausgegangen. 

Die Andienung der Gewerbeeinheiten erfolgt ebenerdig an der Nordfassade des Ge- 
werbehofs. Ausreichend g roße Gebäudeöffnungen für di e A nlieferung werden über 

mehrere Rolltore sichergestellt. 

Der Umfahrungsweg erhält im Bereich der Anlieferung nördlich des Gewerbehofs eine 

durchgängige Fahrgassenbreite von 6,90 m. Diese Breite ist unter Beachtung der An- 
forderungen der Planungshinweise für Stadtstraßen in Hamburg (PLAST) ausreichend, 
um eine Begegnung von zwei Lkw zu ermöglichen. Das Lkw-Bemessungsfahrzeug ist 

nach PLAST 2,50 m breit (inklusive Außenspiegel 3,0 m). Zudem wurde, gemäß den 
Angaben der PLAST, zu beiden Seiten der Fahrbahn jeweils ein Sicherheitsabstand 
von mindestens 0,30 m berücksichtigt. 

Zusätzlich entstehen 25 öffentlich zugängliche, oberirdische Parkplätze für Besucher. 
Davon sind 10 Besucherparkplätze für die gewerbliche Nutzung in Längsaufstellung 
entlang der nördlichen Umfahrung des Gewerbehofs geplant. Für die Wohnnutzung 
sind 13 oberirdische Parkplätze entlang der westlichen Plangebietsgrenze sowie zwei 
weitere Parkplätze in unmittelbarer Nähe der Hauseingänge vorgesehen. 

An der westlichen Plangebietsgrenze sind zudem 15 Fahrradstellplätze geplant. 

Bindung an den Vorhaben- und Erschließunasplan über den Durchführungsvertrag 

Bestandteil di eses B ebauungsplans i st ei n „ Vorhaben- und E rschließungsplan“. Zur 
Regelung der Vorhabenverwirklichung haben das Bezirksamt Altona und die Vorha- 

benträgerin zusätzlich einen „Durchführungsvertrag“ gemäß § 12 Absatz 1 BauGB ge- 
schlossen. 

Wird in einem Vorhaben bezogenen Bebauungsplan für den Bereich des Vorhaben- und 
Erschließungsplans (Vorhabengebiet) durch Festsetzung eines Baugebiets auf Grund- 
lage der BauNVO eine bauliche oder sonstige Nutzung allgemein festgesetzt - wie in 

diesem Fall z.B. ein Gewerbegebiet und ein allgemeines Wohngebiet -, ist gemäß § 12 
Absatz 3a BauGB unter Anwendung des § 9 Absatz 2 BauGB festzusetzen, dass im 

Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren 
Durchführung s ich di e Vorhabenträgerin i n de m um B ebauungsplan ex istierenden 
Durchführungsvertrag verpflichtet. 
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Daher gilt im Bebauungsplan im Hinblick auf die zulässige Art der baulichen Nutzung 

zusätzlich die folgende Regelung: 

Vgl. § 2 Nummer 1: „Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
(Vorhabengebiet) sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur sol- 
che Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich die Vorhabenträgerin 
verpflichtet “ 

Diese Einschränkung ist erforderlich, da ein vorhabenbezogener Bebauungsplan ne- 
ben dem Vorhaben, nicht alternativ auch andere Nutzungsarten zulassen darf. Andere 
Nutzungsarten können aber nach § 12 Absatz 3a Satz 2 BauGB durch eine Änderung 
des Durchführungsvertrags zulässig werden, ohne dass es hierfür einer Änderung des 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplans bedarf, sofern diese nicht den Regelungen des 

Bebauungsplans widersprechen. 

Ergänzende Nutzungen auf dem Flurstück Nr, 566 

Kindertagesstätte 

Das Wohnungsbauvorhaben löst einen Mehrbedarf an c a. 14 Kita-Plätzen aus, dem 
nicht dur ch bes tehende E inrichtungen en tsprochen w erden k ann. A us r äumlichen 
Gründen, u.a. aufgrund nicht gegebener ausreichend großer Außenspielflächen, ist die 
Anordnung einer Kindertagesstätte innerhalb des Plangebiets nicht möglich. Die Vor- 
habenträgerin hat jedoch Zugriff auf ein unmittelbar südlich des Plangebiets geeignetes 
Grundstück (Flurstück 566) und beabsichtigt, auf dem westlichen Grundstücksteil eine 
KiTa mit ca. 90-95 Plätzen - davon ca. 45 Krippenplätze - in mehrgeschossiger Bau- 
weisezu errichten. Die Realisierung der Kita auf dem südlichen Grundstück (Flurstück 
566) wird über einen städtebaulichen Vertrag mit der Freien- und Hansestadt Hamburg 
gesichert. 

Öffentlich geförderter Wohn raum 

Zur S icherung der Wohnraumversorgung ei nkommensschwacher B evölkerungsgrup- 
pen verpflichtet sich die Vorhabenträgerin gegenüber der Freien und Hansestadt Ham- 
burg, i nsgesamt 29 kostengünstige M ietwohnungen zu er richten. Von diesen 
Wohneinheiten sollen 9 Wohnungen innerhalb des Plangebiets im festzusetzenden all- 
gemeinen Wohngebiet und 20 Wohnungen als öffentlich geförderte Wohnungen nach 
den geltenden Förderbestimmungen der Hamburgischen Investitions- und Förderbank 
(IFB) außerhalb des Plangebiets des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rissen 52 
auf dem Flurstück 566 der G emarkung R issen, welches ebenfalls i m Eigentum der 
Vorhabenträgerin steht, errichtet werden. 

Eine Verpflichtung zur Realisierung der neun innerhalb des Plangebiets zu errichten- 
den Wohnungen wird im Durchführungsvertrag geregelt. Die Realisierung der außer- 
halb des Plangebiets f ür das Flurstück 566 z u errichtenden 20 Wohnungen wird i m 
Rahmen eines städtebaulichen Vertrags gesichert. 

5. .2 Art der baulichen Nutzung 

Ziel der Planung ist die Entwicklung von Wohnbauflächen in Verbindung mit gewerbli- 
chen Flächen, insbesondere für Handwerksbetriebe und Kleingewerbe. 

Die Bauflächen im Plangebiet werden daher als allgemeines Wohngebiet (WA) bzw. 
als Gewerbegebiet (GE) gemäß § 4 bzw. § 8 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in 
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der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 4. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1057, 1062) festgesetzt. 

Gewerbeqebiet 

Die Festsetzung als Gewerbegebiet Ist abgeleitet aus dem Bestand und dient der pla- 
nungsrechtlichen S icherung von Fl ächen für kleinteilige G ewerbebetriebe und H and- 
werksbetriebe. 

Ein Pianungserfordernis ergibt sich aus dem zurzeit im Bezirk Altona nicht ausreichen- 
den Angebot an Gewerbefiächen, insbesondere für handwerkliche Betriebe und kleine- 
re Gewerbebetriebe (kleine und m Ittlere Unternehmen, KMU). Es ist daher ein städte- 
bauliches Ziel, das gewerbliche Flächenangebot nicht zu reduzieren. 

Aus städtebaulicher Sicht ist eine enge Nachbarschaft zwischen Wohnen und Arbeiten 
im Sinne einer Nutzungsmischung grundsätzlich wünschenswert und in einer verdich- 
teten Großstadt wie Hamburg auch notwendig, um die verbleibenden Flächenreserven 
nachhaltig für di e I nnenentwicklung z u nut zen. P roblematisch können in ei nem v on 
Wohnen geprägten oder nutzungsgemischten Umfeld jedoch vor allem solche Nutzun- 
gen sein, die ein starkes Schwerverkehrsaufkommen nach sich ziehen. Dies gilt in be- 
sonderer Weise dann, wenn ein gewerblich genutztes Grundstück, wie in diesem Fall, 
an einer überwiegenden Wohnstraße liegt. Die Alte Sülldorfer Landstraße hat seit Er- 
öffnung der Ortsumgehung Rissen im Jahr 1984 Wohnstraßencharakter und verfügt 
über keine überörtlich verkehrliche Bedeutung mehr. Die Entwicklung bspw. eines Pro- 
duktions- oder Logistikstandortes mit entsprechendem Schwerverkehrsaufkommen 
würde an dieser Stelle absehbare Nutzungs- und Immissionskonflikte hervorrufen. 

Gemäß den Bestimmungen der Baunutzungsverordnung dienen Gewerbegebiete vor- 
wiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Die 
für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 vorgesehene gewerbliche Nut- 
zung zielt auf die Ansiedlung von kleinen und mittleren Betrieben des Kleingewerbes 
und des Handwerks ab. Durch die besondere Bauform des Gewerbehofs, der sich le- 
diglich nach Norden hin öffnet und damit nur einseitig Emissionsorte aufweist, verbun- 
den mit einer geschlossenen Gebäudekante des Gewerbehofs zum angrenzenden all- 
gemeinen Wohngebiet, kann eine nahezu uneingeschränkte gewerbliche Nutzung ge- 
währleistet werden. 

Es ist beabsichtigt, dieses wohnstandortnahe Gewerbegebiet für nicht erheblich beläs- 
tigende Gewerbebetriebe zu entwickeln, die vor allem im handwerklichen Bereich auf 
einen gut erreichbaren Standort angewiesen sind. Im Hinblick auf eine attraktive, kun- 
denorientierte Gestaltung des Gewerbehofs werden im festgesetzten Gewerbegebiet 
selbstständige bauliche Anlagen für logistikverwandte Nutzungen wie z.B. Lagerhallen, 
Warendurchgangs- und Umschlagslager, Verkehrshöfe, Güterverkehrs- und Verteilzen- 
tren s owie K urier-, E xpress- und P aketdienstleister ausgeschlossen. Selbstständige 
Lagerräume können durch den mit ihnen verbundene Verkehrsaufkommen zur Entste- 
hung V on Immissionskonflikten bei tragen, di e m it der geplanten Wohnbebauung i m 
Plangebiet unvereinbar wären. Zudem sind diese Nutzungen in der Regel mit einer ge- 
ringen Arbeitsplatzdichte V erbunden und entsprechen ni cht der Zi elsetzung, i n dem 
stadtnahen Gewerbegebiet eine hohe A rbeitsplatzdichte zu errichten. Im Sinne einer 
verträglichen Lös ung un d z ur G ewährleistung gesunder Wohnverhältnisse s ieht der 
Bebauungsplan neben der Einschränkung für Betriebe mit starken Aufkommen an Lie- 
ferverkehr auch eine Einschränkung für geruchsintensive Betriebe wie zum Beispiel 

16 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 - Alte Sülldorfer Landstraße 

Brotfabriken, Fl eischzerlegebetriebe, R äuchereien, R östereien, kunststofferhitzende 
Betriebe oder i n i hrer Wirkung vergleichbare B etriebe. Solche B striebe benot igen 
Standorte mit entsprechenden Abständen zu Wohnnutzungen. Im Rahmen des Ge- 
nehmigungsverfahrens sind Ausnahmen zulässig, wenn eine immissionsschutzrechtli- 
che Verträglichkeit mit der Nachbarschaft nachgewiesen werden kann. 

Vgl. § 2 N ummer2 Satz 1: „Im Gewerbegebiet sind selbstständige bauli- 
che Anlagen fürIogisfikrelevante Nutzungen wie zum Beispiel Lagerhal- 
len, Warendurchgangs- und Umschlagslager, Verkehrshöfe, Güterver- 
kehrs- und Verteilzentren sowie Kurier-, Express und P aketdienstleister, 
sowie solche Anlagen und Betriebe unzulässig, die hinsichtlich ihrer Luft- 
schadstoff- und Geruchsemission das Wohnen in den angrenzenden Ge- 
bieten wesentlich stören, wie regelhaft Brotfabnken oder in ihrer Wirkung 
vergleichbare B etriebe. Ausnahmen s ind zulässig, w enn i m G enehmi- 
gungsverfahren eine immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit mit der 
Nachbarschaft nachgewiesen werden kann.“ 

Ausschluss von Tankstellen. Anlagen für sportliche Zwecke, Bordellen sowie bordellar- 
tigen Betrieben und Einzelhandelsbetrieben 

Im Gewerbegebiet sind Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke, Bordelle und bo r- 
dellartige Betriebe sowie Einzelhandelsbetriebe unzulässig. 

Vgl. § 2 Nummer 2 Satz 2: „Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke, 
Bordelle und bordellartige Betriebe und Einzelhandelsbetriebe sind unzu- 
lässig. “ 

Tankstellen und Anlagen für sportliche Zwecke würden aufgrund ihres Flächenbedarfs 
und ihrer baulichen Eigenart der städtebaulichen Struktur und Gestaltung des Gebiets 
entgegenstehen. Der Ausschluss dieser Nutzungen ist auch erforderlich, weil das mit 
ihnen verbundene Verkehrsaufkommen Immissionskonflikte mit sich bringen kann. Zu- 
dem fügen sich Tankstellen sowohl aufgrund des erheblichen Flächenbedarfs (Wasch- 
anlage, Tankstellenshop), als auch aufgrund ihres allgemeinen Erscheinungsbilds 
(großflächige Werbung, Preistafeln etc.) nicht in die hier gewollte städtebauliche und 
gestalterische Struktur ein. 

Planungsziel ist die Ansiedlung von Gewerbebetrieben. Diese zeichnen sich im Ver- 
gleich zu Einzelhandelsbetrieben oder Bordellen/ bordellartigen Betrieben regelmäßig 
durch ei ne g eringere Fl ächenproduktivität aus . Einzelhandelsbetriebe und B ordelle/ 
bordellartige B etriebe sollen f ür den G eltungsbereich des B ebauungsplans aus ge- 
schlossen werden, um die Funktion und Eigenart des Gewerbegebiets zugunsten von 
Betrieben des Flandwerks und kleingewerblichen Betrieben zu sichern. Bei einer all- 
gemeinen oder ausnahmsweisen Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben oder Bordel- 
len/ bordellartigen Betrieben könnte die gewünschte städtebauliche und arbeitsmarkt- 
bezogene Funktion des geplanten G ewerbegebiets g efährdet werden, Die unei nge- 
schränkte Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben würde das Angebot geeigneter Flä- 
chen für Flandwerk und produzierendes Gewerbe reduzieren und durch Nachzieheffek- 
te einen Strukturwandel des „klassischen“ Gewerbegebiets in ein einzelhandelsorien- 
tiertes Gewerbegebiet anstoßen. Aus diesem Grunde werden im Gewerbegebiet Ein- 
zelhandelsbetriebe ausgeschlossen. 
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Einzelhandelsbetriebe s ind nur aus nahmsweisez ulässig, wenn sie als s ogenannter 
Annexhandei im unm ittelbaren r äumlichen und bet rieblichen Zus ammenhang m ii 
Handwerks- oder produzierenden Gewerbebetriebe stehen. Die angebotenen Produkte 
müssen in eindeutigem Zusammenhang mit der vor Ort erfolgenden Herstellung oder 
Weiterverarbeitung von Gütern und Waren stehen. Damit soll den Betrieben die Mög- 
lichkeit gegeben werden, Erzeugnisse unmittelbar an E ndkunden zu verkaufen. Eine 
Verkaufsfläche von 50 m^ ist zu diesem Zweck ausreichend. Die Verkaufsflächen für 
den Annexhandel dürfen eine Größe von 50 m^ nicht übersteigen. Die möglichen Ein- 
zelhandelsbetriebe bzw. Verkaufsräume sollen sich dem produzierenden oder verar- 
beitenden Gewerbetrieb räumlich unterordnen, damit sichergestellt wird, dass der Be- 
trieb überwiegend von Verarbeitung und Produktion und nicht durch Warenverkauf ge- 
prägt wird. 

Vgl. § 2 N ummer 2 Satz 3: „Ausnah/vsivefse sind Verkaufsstätten zuläs- 
sig, wenn sie im unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammen- 
hang m it H andwerks- oder pr oduzierenden G ewerbebetrieben stehen, 
diesen räumlich untergeordnet sind und nicht mehr als 50 Verkaufsflä- 
che umfassen. “ 

Ausschluss von Vergnügungsstätten und Betriebswohnunqen 

Eür das Gewerbegebiet wird ein Ausschluss von Vergnügungsstätten festgesetzt, da 
sich das Gewerbegebiet aufgrund der eigenen Struktur und aufgrund der angrenzen- 
den Wohnbebauung für diese Nutzung nicht eignet. Der Ausschluss von Betriebswoh- 
nungen wird festgesetzt, da die als Gewerbegebiet festzusetzenden Teile des Plange- 
biets einer hohen Immissionsbelastung aus Verkehrslärm unterliegen. 

Vgi. § 2 Nummer 3: Jm Gewerbegebiet werden Ausnahmen für Vergnü- 
gungsstätten (insbesondere Wettbüros, Spielhallen und Vorführ- und Ge- 
schäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit 
sexuellem Charakter aus gerichtet ist) nach § 8 Absatz 3 Nummer 3 der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 
(BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057, 1062) 
sowie Ausnahmen für Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftsperso- 
nen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter nach §8A bsatz 3 Num- 
mer 1 der BauNVO ausgeschlossen.“ 

Mit dem Ausschluss von Vergnügungsstätten sollen Fehlentwicklungen, die in der Re- 
gel mit solchen Einrichtungen einhergehen, verhindert werden. Zu den Vergnügungs- 
stätten zählen auch Wettbüros, Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne von 
§ 33i der Gewerbeordnung (GewO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22 Feb- 
ruar 1999 (BGBl. I S. 202), z u letzt g eändert du roh Artikel 10 des Gesetzes vom 
März 2016 (BGBl. I S. 396), sowie Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf 
Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist. Der von 
Vergnügungsstätten ausgehende Kraftfahrzeug- und Publikumsverkehr führt zu Kon- 
flikten mit der im Umfeld vorhandenen und i m Plangebiet gewünschten Wohnnutzung 
und vermindert sowohl die Wohnqualität als auch die Standortqualität für Gewerbe- 
und Handwerksbetriebe. 

Die Gefahr von Fehlentwicklungen ist generell gegeben, weil sich durch den B etrieb 
der vorgenannten Vergnügungsstätten in der Regel ein hoher Flächenumsatz und ho- 
he Gewinnmargen realisieren lassen, so dass im Vergleich zu anderen gewerblichen 
Nutzungen oder Büros auch höhere Mieten gezahlt werden können. Dies kann zu einer 
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Verdrängung oder Nichtansiedlung der gewünschten Handwerksbetriebe führen und 
den gewünschten Gebietscharakter gefährden. 

Aufgrund von z.T. an der Schwelle der Gesundheitsbelastung liegenden Vorbelastun- 
gen des nördlichen Plangebiets durch den Straßenverkehrslärm muss im Gewerbege- 
biet das ausnahmsweise zulässige Wohnen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter gemäß § 8 Absatz 3 N r. 1 BauNVO aus- 
geschlossen werden. Diese Festsetzung stellt eine Einschränkung für künftig neu an- 
zusiedelnde Gewerbebetriebe dar. In der Abwägung werden jedoch die Belange des 
Gesundheitsschutzes höher gewichtet. Die allgemeine Zweckbestimmung des Gewer- 
begebiets und di e Planungsziele werden durch den A usschluss von ausnahmsweise 
zulässigen Betriebswohnungen nicht berührt. 

Die geplante gewerbliche Bebauung im Norden des Plangebiets hat eine schallschüt- 
zende Funktion für den südlichen Teil des Plangebiets. Zur Sicherstellung gesunder 
Wohnverhältnisse ist es erforderlich, dass diese Bebauung fertiggestellt ist, bevor eine 
Wohnnutzung in dem südlichen Plangebietsteil aufgenommen werden darf. 

Vgl. § 2 Nummer 4: „Im allgemeinen Wohngebiet darf eine Wohnnutzung 
erst aufgenommen werden, wenn die Bebauung innerhalb des Gewerbe- 
gebiets vollständig errichtet ist." 

Mit der Festsetzung des südlichen Plangebiets als allgemeines Wohngebiet wird die 
Struktur der von Wohnnutzung geprägten Nachbarschaft und die Lage des Plangebiets 
an der verkehrsberuhigten Straße Alte Sülldorfer Landstraße aufgenommen. 

In allgemeinen Wohngebieten sind neben Wohngebäuden regelhaft auch der Versor- 
gung des Gebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stö- 
rende Handwerksbetriebe sowie Anlagen für kirchiiche, kulturelle, soziale, gesundheit- 
liche und sportliche Zwecke (z.B. auch Kindertagesstätten) allgemein zulässig, sodass 
auch Spielräume für eine wohngebietsverträgliche Form der Funktionsmischung ver- 
bleiben und im Gebiet wohnungsnahe Nahversorgungs- und Dienstleitungsangebote 
geschaffen werden können. 

Die A usnahmen nac h § 4 A bsatz 3 der B aunutzungsverordnung, d. h. „ Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes“, „sonstige nicht störende Gewerbebetriebe“, „Anlagen für 
Verwaltungen“, „Gartenbaubetriebe“ und „Tankstellen“, werden nicht Bestandteil des 
Bebauungsplans. 

Vgl. § 2 Nummer 5: „Im allgemeinen Wohngebiet werden die Ausnahmen 
nach § 4 Absatz 3 der BauNVO ausgeschlossen." 

Der Ausschluss dieser Nutzungen wird festgesetzt, um Konflikte mit der geplanten und 
der angrenzenden bestehenden Wohnnutzung zu vermeiden, die insbesondere durch 

die Verkehrs- und Immissionserzeugung der genannten Nutzungen auftreten können. 

5.1.3 Maß der baulichen Nutzung 

Zur Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung werden die zulässige Grundflä- 
chenzahl (GRZ) als Höchstmaß, die maximal zulässige Geschossfläche (GF) und die 
maximal zulässigen Gebäudehöhen festgesetzt. Durch ein kompaktes städtebauliches 
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Konzept wird dem Planungsgrundsatz eines sparsamen Umgangs mit Grund und Bo- 
den (§ 1a BauGB) entsprochen. 

Anstelle einer Geschossflächenzahl (GFZ) wird bezogen auf die überbaubaren Grund- 
stücksflächen multipliziert mit der Anzahl der Vollgeschosse eine Geschossfiäche (GF) 
als Höchstmaß in m^ festgesetzt. Damit wird das städtebauliche Ziei verfolgt, die in der 
Planung vorgesehenen Geschossflächen und Kubaturen möglichst genau umzusetzen. 
Die städtebauliche Geschossfläche beinhaltet gemäß § 20 Absatz 4 BauNVO nicht die 
Flächen von Loggien, Terrassen und Baikonen. 

Im Sinne einer genauen Definition der Gebäudehöhen wird anstelle der Festsetzung 
von V ollgeschossen di e m aximal z ulässige G ebäudehöhe festgesetzt. Eine g enaue 
Definition von Gebäudehöhen kann durch die Festsetzung von Vollgeschossen nicht 
erreicht werden, da dadurch die Höhe der Vollgeschosse nicht eindeutig bestimmt ist. 

Im Gewerbegebiet wird eine GRZ von 0,5 festgesetzt. Damit wird die Obergrenze des 
§ 17 Abs. 1 BauNVO für Gewerbegebiete unterschritten. 

Die G rundfläche des Gewerbebaukörpers beträgt ca. 1.480 m^. Bei der Anrechnung 
der versiegelten Flächen für die Zufahrten, Wege, Besucherparkplätze sowie Müll- und 
Fahrradabstellplätze er gibt s ich ei ne V ersiegelung v on i nsgesamt c a. 3 .450 m ^ di e 
durch den V erhaben- und E rschließungsplan i m G ewerbegebiet er möglicht w erden 
soll. Das Maß der Gesamtversiegelung gemäß § 19 Absatz 4 Satz 1 BauNVO liegt mit 
0,97 oberhalb der über die Regelung des § 19 Absatz 4 Satz 2 BauNVO für Gewerbe- 
gebiete theoretisch möglichen Überschreitung von 0,75. Um die besonderen planeri- 
schen A bsichten des V orhaben- und E rschließungsplans R echnung z u t ragen, w ird 
gemäß § 19 Absatz4 Satz 3 BauNVO eine von § 19 Absatz 4 Satz 2 BauNVO abwei- 
chende Bestimmung getroffen. Das besondere städtebauliche Konzept, mit der soge- 
nannten back-to-back-Lösung, erfordert eine Andienung der Gewerbehöfe von der 
nördlichen Seite. Die Andienung erfolgt daher über die vorgesehene Umfahrung, die 
auch zur Erschließung der Besucherparkplätze erforderlich ist. Mit der back-to-back- 
Lösung und Erschließung der Gewerbehöfe von Norden, werden insbesondere die An- 
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse berücksichtigt. Es wird daher 
festgesetzt, dass für Anlagen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 BauNVO die festgesetzte 
Grundflächenzahl von 0,5 bis zu einem Maß von 1,0 überschritten werden darf. 

Hierbei ist zu beachten, dass im Norden des Plangebiets ca. 1.260 m^ des Vorhaben- 
grundstücks nicht als Bauland, sondern als private Grünfläche festgesetzt und s omit 
bei der Berechnung der GRZ nicht einbezogen werden. Bei einer Anrechnung der fest- 
gesetzten Grünfläche würde die Gesamtversiegelung 0,7 betragen. Die Gesamtversie- 
gelung im nördlichen P langebiet liegt dam it bei einem Maß, das für Gewerbegebiete 
üblich ist. 

Vgl. § 2 Nummer 6: „ Im Gewerbegebiet darf die festgesetzte Grundftä- 
chenzaht von 0,5 für bauliche Anlagen nach §19 Absatz 4 Satz 1 
BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0 überschritten werden.“ 

Der Vorhaben bezogene Bebauungsplan ermöglicht für das Gewerbegebiet eine maxi- 
mal zulässige Geschossfläche von 4.400 m^ 
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Um di e bes onderen Ansprüche von G ewerbehofnutzern abbi Iden z u können, ist im 
Erdgeschoss eine lichte Raumhöhe von bis zu 4,30 m vorgesehen. Die zwei oberen 
Geschosse haben eine lichte Höhe von jeweils 3,20 m. Insgesamt wird im Bereich der 
Gewerbehöfe, inklusive der Attika, eine Gesamtgebäudehöhe von 35 m üNHN erreicht. 
Bei einer Geländehöhe von 21,6 m entspricht dies einer relativen Gebäudehöhe von 
13,4 m. 

Allgemeines Wohngebiet 

Für das allgemeine Wohngebiet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,75 festge- 
setzt. Die Obergrenze des § 17 Abs. 1 BauNVO wird damit überschritten. Die Über- 
schreitung begründet sich mit der planerischen Entscheidung, große Teile des Vorha- 
bengrundstücks als private Grünfläche festzusetzen und damit bei der Berechnung der 
GRZ nicht einzubeziehen. Durch die Festsetzung von privaten Grünflächen auf dem 
Vorhabengrundstück werden in einem angemessenen Umfang Freiflächen zurwoh- 
nungsbezogenen Erholung und zur Begrünung nachgewiesen. 

Die Grundfläche der Wohnbaukörper (inklusive der Flächen für Terrassen) beträgt 
ca. 4.040 m^. Bei der Anrechnung der versiegelten Flächen für die Zufahrten und Zu- 
wegungen ergibt sich eine Gesamtversiegelung von ca. 5.130 die durch den Vor- 
haben- und E rschließungsplan i m al Igemeinen Wohngebiet er möglicht werden s oll. 
Das Maß der Gesamtversiegelung gemäß § 19 Absatz 4 Satz 1 BauNVO liegt mit 0,9 
oberhalb der über die Regelung des § 19 Absatz4 Satz 2 BauNVO theoretisch mögli- 
chen Überschreitung von 0,8. Um die besonderen planerischen Absichten des Vorha- 
ben- und Erschließungsplans Rechnung zu tragen, wird ähnlich wie im Gewerbegebiet, 
gemäß § 19 Absatz 4 Satz 3 BauNVO eine von § 19 Absatz 4 Satz 2 BauNVO abwei- 
chende Bestimmung getroffen. Es wird festgesetzt, dass für Anlagen nach § 19 Absatz 
4 Satz 1 BauNVO die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,75 bis zu einem Maß von 
0,9 überschritten werden darf. 

Der hohe Versieglungsgrad ist vor dem Hintergrund der planerischen Entscheidung zu 
betrachten, dass im Süden Teile des Vorhabengrundstücks ca. 1.540 m^ nicht als Bau- 
land, sondern als private Grünfläche festgesetzt und somit bei der Berechnung der 
GRZ nicht ei nbezogen werden. Bei einer Anrechnung der festgesetzten G rünfläche, 
würde die G RZ für die Gesamtversieglung 0,7 betragen. Damit kann die hier festge- 
setzte Überschreitungsmöglichkeit der GRZ bis zu 0,9 relativiert werden. Die Gesamt- 
versiegelung im südlichen Plangebiet liegt damit bei einem Maß, das für Wohngebiete 
üblich ist. 

Vgt. § 2 N ummer 7: „Im allgemeinen Wohngebiet darf die festgesetzte 
Grundftächenzah! von 0,75 für bau! lebe A niagen nac h § 19 A bsatz 4 
Satz 1 B auNVO bls zu einer G rundfiäcbenzahl von 0,9 überschritten 
werden.“ 

Die festgesetzte Geschossfläche wurde aus dem zugrunde liegenden städtebaulichen 
Konzept des Funktionsplans ermittelt. Die festgesetzte zulässige Geschossfläche be- 
trägt in der Summe 12.200 m^, rechnerisch würde dies einer GFZ von 2,2 (Flächen der 
Sockel- und S taffelgeschosse sowie des G aragengeschosses mit ei nbezogen) en t- 
sprechen. 
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Die Obergrenze des § 17 BauNVO wird im Allgemeinen Wohngebiet in Bezug auf die 
GRZ und die theoretisch ermittelte GFZ überschritten. 

Die Überschreitung der Dichtewerte nach § 17 BauNVO ist städtebaulich vertretbar 
und aus städtebaulichen Gründen gewünscht 

um ein städtebauliches Konzept mit hohem architektonischem Niveau zu ver- 
wirklichen, das sich positiv auf die städtebauliche Entwicklung auch der Umge- 
bung auswirken wird, 

um die städtebauliche Leitlinie des flächensparenden Bauens zu verwirklichen 
und um einen sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden si- 
cherzustellen. Durch die Konzentration von baulichen Nutzungen innerhalb ge- 
schlossener S iedlungsbereiche (flächensparendes B auen) kann di e baul iche 
Nutzung von Außenbereichen vermindert werden. Damit wird die Vorschrift des 
§ 1a Absatz 2 BauGB, mit Grund und Boden sparsam umzugehen, planungs- 
rechtiich umgesetzt. 

Im unmittelbaren Umfeld erfolgt ein Ausgleich durch 

die S chaffung hoc hwertiger p rivater und gemeinschaftlich nu tzbarer Fr eiflä- 
chen, 

die Gestaltung von geschützten Außenwohnbereichen für die Bewohner, da die 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs vorwiegend in einem Garagengeschoss 
vorgesehen ist, 

die B egrünung de r ni cht über baubaren Dachfläche des G aragengeschosses 
und die extensive Begründung der Gebäudedachflächen. 

Diese mindernden und ausgleichenden Maßnahmen gewährleisten, dass die allgemei- 
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt und 
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt weitestgehend vermieden werden. 

Zur Erreichung des städtebaulichen Ziels, die in der Planung vorgesehenen Geschoss- 
flächen und K ubaturen m öglichst genau um zusetzen, w ird gemäß § 20 A bsatz 3 
BauNVO in der Eassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 4. 
Mai 2017 (BGBl. I S. 1057, 1062) im Zusammenhang mit der Festsetzung der absolu- 
ten Geschossfläche z udem festgesetzt, das s Geschossflächen i n N icht- 
Vollgeschossen, d.h. insbesondere in Staffelgeschossen, bei der Ermittlung der Ge- 
schossfläche mitzurechnen sind. 

Vgl. § 2 Nummer 8: „Bei der Berechnung der Geschossftäche sind die 
Flächen von Aufenthaltsräumen in Gesc/70ssen, die keine Vollgeschosse 
sind, einschließlich ihrer Umfassungswände und der zugehörigen Trep- 
penräume mitzurechnen. “ 

Aus städtebaulichen Gründen soll ferner die Gesamthöhe der Gebäude genau definiert 
werden. Hintergrund dieser Festsetzung ist der im Bestand vorhandene Höhenunter- 
schied der Topographie, der durch gezielte Bodenaufschüttungen ausgeglichen wer- 
den soll. Zur Erreichung einheitlicher Gebäudehöhen infolge der Bodenaufschüttungen 
und im Sinne der Einfügung in das von Zweigeschossigkeit geprägte Umfeld wird somit 
gemäß § 16 A bsatz 2 Nr. 4 BauNVO in Verbindung mit § 18 Absatz 1 BauNVO in der 
Fassung vom 23 . J anuar 1990 ( BGBl. I S . 13 3), zuletzt g eändert a m 4. M ai 2017 
(BGBl. I S. 1057, 1062) eine Festsetzung der Gebäudehöhen als Höchstmaß vorgese- 
hen. Für di Wohnbebauung werden je Geschoss 3 m vorgesehen, wodurch zeitge- 
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mäße und adäquate Raumhöhen erreicht werden sollen. Mit den geplanten Raumhö- 
hen w ird im B ereich der VVohnbaukörper, i nklusive des S taffelgeschosses, ein 
Höchstmaß von 37,8 m üNHN erreicht. Bei einer Geländehöhe von 21,6 m entspricht 
dies einer relativen Gebäudehöhe von 16,2 m. 

Technische Aufbauten (z.B. Haustechnik, Anlagen zur Nutzung von Solarenergie etc.) 
sind über die festgesetzten Gebäudehöhen hinaus um bis zu 1,5 m zulässig. 

Vgl. § 2 Nummer 9: „Oberer Bezugspunkt für die maximal zulässige Ge- 
bäudehöhe ist die Attika. Eine Überschreitung der festgesetzten Gebäu- 
dehöhen dur ch T reppenhäuser, A ufzugsüberfahrten und Tee hnische 
Aufbauten (zum Beispiel Haus- und Klimatechnik, Anlagen zur Nutzung 
von Solarenergie) ist bis zu einer Höhe von 1,5 m zulässig." 

Die Festsetzung der ausnahmsweisen Zulässigkeit von technischen Aufbauten bis zu 
einer Höhe von 1,5 m dient der Sicherung der Unterbringung notwendiger technischer 
Anlagen und Anlagen zur Solarenergienutzung. 

5.1 4 Verschattungsuntersuchung 

Im Rahmen einer Verschattungsuntersuchung wurden die Auswirkungen der geplanten 
Bebauung auf die Besonnungssituation simuliert. Da aufgrund der großen Abstände 
der geplanten B ebauung z u benac hbarten B estandsbauten keine ne gativen Auswir- 
kungen au f di e G ebäude außer halb des P langebiets z u bef ürchten s ind, wurde i m 
Rahmen der Untersuchung ausschließlich die Verschattung der geplanten Gebäude 
untereinander untersucht. 

In Ermangelung verbindlicher, ges etzlicher V orgaben oder Richtlinien wurde für die 
Verschattungsstudie die DIN 5034-1 (Ausgabe 07/2011, Bezugsquelle: Beuth Verlag 
GmbH. B erlin; A uslegestelle; Fr eie- und H ansestadt H amburg, B ezirksamt A Itona, 
Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung), als Orientierungswert herangezogen Nach 
der DIN 5034-1 gilt ein Gebäude als ausreichend besonnt, wenn die Besonnungsdauer 
zur Tag- und Nachtgleiche, d.h. am 21. März bzw. 21. September, mindestens vier 
Stunden beträgt. Soll auch ei ne ausreichende Besonnung i n den Wintermonaten si- 

chergestellt werden, soll die Besonnungsdauer am 17. Januar eines Jähres mindes- 
tens eine Stunde betragen. Maßgeblich ist die Mitte des Fensters, wobei es ausreicht, 
wenn je Wohnung ein Raum besonnt ist. 

Für den Zeitpunkt der Tag- und Nachtgleiche liegt zudem ein Beschluss des Oberver- 
waltungsgerichtes (OVG) Berlin zu einer innerstädtischen Bebauungssituation vor 
(OVG Berlin, Beschluss vom 27.10.2004 - 2 S 43.04, S. 14 f.). Danach gilt die allge- 
meine Anforderung an di e Besonnung für Wohnungen als gewahrt, wenn eine Woh- 
nung am 21. März eines Jahres für zwei Stunden besonnt ist. 

Planerisches Ziel ist es, die Orientierungswerte der DIN 5034-1 für alle Wohnungen 
einzuhalten. Für den 17. J anuar kommt di e V erschattungsstudie z u dem E rgebnis, 
dass alle 72 Wohneinheiten i m P langebiet di e ang estrebte ei nstündige B esonnung 
gemäß DIN 5034-1 erreichen. 

Für den 21 . März kommt die Verschattungsuntersuchung zu folgenden Ergebnissen: 
Zwar unterschreiten insgesamt 21 Wohneinheiten die Vorgabe einer vierstündigen Be- 
sonnung. Eine zweistündige Besonnung (Rechtsprechung des OVG Berlin) wird jedoch 
für jede Wohneinheit erreicht. Von den genannten 21 Wohneinheiten sind zehn 
Wohneinheiten mindestens 120 Minuten, fünf Wohneinheiten mindestens 150 Minuten, 
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vier Wohneinheiten mindestens 180 Minuten und zwei Wohneinheiten mindestens 210 
Minuten besonnt. Die restlichen Wohneinheiten sind am 21. März länger als 240 Minu- 
ten besonnt und entsprechen somit den Zielvorgaben der DIN 5034-1. 

Vordem Hintergrund, dass die Vorgaben für den 17. Januar in allen Wohneinheiten 
eingehalten werden und 51 Wohneinheiten am 21. März mehr als vier Stunden be- 
sonnt werden, ist die Bebauung in der geplanten Form in Bezug auf die Verschattung 
der Baukörper untereinander vertretbar. Der geringe Anteil an Wohneinheiten, der am 
21. März weniger als vier, aber mehr als zwei Stunden besonnt wird, ist darin zu be- 
gründen, dass alternative Anordnungsmögiichkeiten der Baukörper aufgrund der 
Lärmquellen aus dem nördlichen Bereich des Plangebiets (Gewerbehof und Verkehrs- 
lärm) eingeschränkt sind. Im Sinne der Realisierung der wohnungspolitischen Ziele der 
Freien und Hansestadt Hamburg und zur Ausführung des besonderen baulichen Kon- 
zepts, das die Entwicklung von Wohnbauflächen in Verbindung mit gewerblichen Flä- 
chenpotenzialen insbesondere für Handwerksbetriebe vorsieht, ist die geringfügige Un- 
terschreitung der Besonnungszeit für den 21. März, auch in Würdigung der Entschei- 
dung des OVG Berlin, vertretbar. 

5. .5 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Für den neu zu bebauenden Teil des Baugebiets werden Baugrenzen festgesetzt, die 
sich eng an dem Vorhaben- und Erschließungsplan orientieren. Damit sollen die Inhal- 
te des Vorhaben- und Erschließungsplans städtebaulich weitgehend gesichert werden. 
Auch die Lage der Staffelgeschosse wird durch Baugrenzen festgelegt. 

Aus der P lanung e rgeben s ich an einigen w enigen S teilen des P langebiets U nter- 
schreitungen de r A bstandsflächen gemäß § 6 A bsatz 8 der H amburgischen B auord- 
nung (HBauO) vom 14. Dezember 2005 ( HmbGVBl. S. 43), zuletzt geändert am 17. 
Februar 2016 {HmbGVBl. S. 63) die durch vorrangige zwingende Festsetzungen des 
Bebauungsplans ermöglicht werden. Konkret erfolgt eine Abstandsflächenunterschrei- 
tung an den folgenden Bereichen: 

im al Igemeinen Wohngebiet i m B ereich de r E rschließungshöfe wird di e v om 
Garagengeschoss au sgelöste A bstandsfläche durch den G ebäudeknick der 
Wohnbaukörper jeweils um 0,28 m unterschritten 

im al Igemeinen Wohngebiet i m B ereich de r E rschließungshöfe w ird di e v om 
Gewerbehof ausgelöste Abstandsfläche durch die direkt an den Gewerbehof 
anschließende Fassade der Wohnbaukörper um 0,44 m unterschritten 

im G ewerbegebiet i m Anschluss an di e E rschließungshöfe des al Igemeinen 
Wohngebiets wird di e v on den di rekt a n dem Gewerbehof ans chließenden 
Wohnbaukörper ausgelöste Abstandsfläche, durch die Bebauung des Gewer- 
behofs um 0,64 m unterschritten 

im Bereich der östlichen Umfahrung löst die Umfahrungsmauer eine Abstands- 
fläche in Richtung des mit einer Grünfläche versehenen Flurstücks 2515 der 
Gemarkung Rissen aus. 

Diese geringfügigen Abstandsflächenunterschreitungen, di e dur ch v orrangige z wie- 
gende Fe stsetzungen d es B ebauungsplans er möglicht w erden, s ind ohne neg ative 
städtebauliche Auswirkungen oder im Rahmen der Abwägung als hinnehmbar einzu- 
stufen. Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan liegt ein besonderes bauliches Kon- 
zept zugrunde, das eine Entwicklung von Wohnbauflächen in Verbindung mit gewerbli- 
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Chen Flächen für Handwerksbetriebe vorsieht. Die fünf Nord-Süd gerichteten Wohnun- 
gen grenzen jeweils direkt an die südliche Gebäudeabschiusswand des Gewerbehofs. 
Die sich direkt berührenden Wände der Wohngebäude und des Gewerbehofs sind je- 
weils als geschlossene Gebäudeabschlusswände ohne Lüftungsöffnungen ausgeführt, 
um im Sinne der Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse eine Über- 
tragung von Lärmerriissionen und E rschütterungen zu vermeiden. Alternative Anord- 
nungsmöglichkeiten der Baukörper sind aufgrund der Lärmquellen aus dem nördlichen 
Bereich des Plangebiets (Gewerbehof und Verkehrslärm) eingeschränkt. Gleichwohl 
wird eine ausreichende Besonnung der Wohngebäude gemäß DIN 5034-1 - auch vor 
dem Hintergrund der geringfügigen Unterschreitung der Abstandsflächen - im Rahmen 
der Verschattungsstudie nachgewiesen. Demnach wird trotz der genannten Unter- 
schreitung der Abstandsflächen und im Hinblick auf das besondere städtebauliche Ziel 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans - eine Entwicklung von Wohnbauflächen in 
Verbindung mit Gewerbeflächen zu ermöglichen - die angemessene Besonnung, Be- 
lichtung und Belüftung der geplanten Nutzungen gewährleistet. 

Des Weiteren löst die Umfahrungsmauer im Bereich der östlichen Umfahrung theore- 
tisch eine Abstandsfläche aus, da sie eine Höhe von über 2 m aufweist. Da diese Um- 
fahrungsmauer u.a. eine S chutzfunktion vor der Gefälle des Nachbargrundstücks mit 
der Flurstücknummer 2515 der Gemarkung Rissen hat und sich zudem auf dem östli- 
chen G rundstück ei ne grüne Fr eifläche be findet, w ird di e t heoretisch auszulösende 
Abstandsfläche für die Stützmauer nicht in Betracht gezogen. 

Die Planung sieht vor, dass die Wohnungen insbesondere zu den I ärmabgewandten 
Ost- und Westseitender Wohngebäude T errassen, Baikone oder Lo ggien er halten. 
Dafür wird gemäß § 23 Absatz 3 B auNVO in der Fassung vom 21. November 2017 
(BGBGI. I S . 3 787) durch di e t extliche Fes tsetzung i m Bebauungsplan ei n k leiner 
Spielraum i n den g enannten B ereichen gelassen. Es w ird festgesetzt, das s i n den 
Baugebieten eine Überschreitung der Baugrenzen für Vordächer, Balkone und E rker 
bis zu einer Tiefe von 2 m und ei ne Überschreitung der Baugrenzen für Terrassen bis 
zu ei ner T iefe v on 3,5 m z ulässig i st. Für Vordächer, B alkone und E rker dürfen di e 
Überschreitungen i nsgesamt ni cht m ehr al s ei n D rittel der j eweiligen Fas sadenfront 
des jeweiligen Baukörpers betragen. Diese E inschränkung giltjedoch nicht fürsoge- 
nannte Fluchtbaikone. Der Funktionsplan sieht für die nördliche Fassade des Gewer- 
behofs entlang des 2. Obergeschosses und über die gesamte Fassadenfront eine ca. 
1.50 m tiefe Brüstung vor, die als Fluchtweg dient. Damit wird für die Fl uchtbalkone 
gemäß § 23 A bsatz 3 S atz 3 B auNVO i n Verbindung mit § 23 A bsatz 2 S atz 3 ei ne 
weitere Ausnahme für die Überschreitung der festgesetzten Baugrenzen vorgesehen. 
Demnach ist es in einzelnen Fällen möglich, auch mit Gebäudeteilen von nicht nur ge- 
ringfügigem Ausmaß von der Baugrenze zu treten. 

Vgl. § 2 Nummer 10: „In den Baugebieten kann eine Überschreitung der 
Baugrenzen für Vordächer, Baikone und Erker bis zu einer Tiefe von 2 m 
und für Terrassen bis zu einer Tiefe von 3,5 m ausnahmsweise zugelas- 
sen werden, sofern die Kronen- und Wurzelbereiche zu erhaltender Bäu- 
me und G ehölze nicht beeinträchtigt werden. Bei Vordächern, Baikonen 
und E rkern dür fen di e Ü berschreitungen i nsgesamt ni cht m ehr al s ei n 
Dritte! der jeweiligen Fassadenfront des jeweiligen Baukörpers betragen. 
An der nach Norden ausgerichteten Fassade des Gewerbebaukörpers ist 
im 2. O bergeschoss, entlang der gesamten Fassadentänge, eine Über- 
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schreitung der Baugrenze bis zu einer Tiefe von 1,5 m für Fluchtbaikone 
zulässig. “ 

Mit der Festsetzung soll eine architektonische Gliederung der Außenwände ermöglicht 
und ein gewisser Gestaltungsspielraum für Außenwohnräume, Baikone, Erker und Ter- 
rassen eröffnet werden. Zudem ist diese Festsetzung erforderlich, um zeitgemäße 
Wohnungsgrundrisse zu ermöglichen, zu denen auch die Schaffung von angemesse- 
nen privaten Freiräumen (Terrassen und Baikone) gehören. 

Im gesamten P langebiet wird auf di e Festsetzung ei ner Bauweise verzichtet, da mit 
Baukörperfestsetzungen in Form von Baugrenzen in allen Teilgebieten ein relativ klarer 
Baukörper ausgewiesen wird. 

5.2 Verkehr 

Verkehrsuntersuchung 

Die Verkehrsbelastung, die aus dem Plangebiet Rissen 52 z ukünftig u erwarten ist, 

wurde im Rahmen eines Verkehrsgutachtens prognostiziert. 

Durch die neuen Nutzungen des Erschließungsgebiets wird der Verkehr auf der Straße 

Alte SüHdorfer Landstraße, westlich der E rschließung, m it rund 150 Kfz/24 h (Quer- 
schnitt) um rund 5 % zunehmen. Östlich des Gebiets sind Zunahmen von rund 230 
Kfz/24 h (Querschnitt) zu erwarten. Dies entspricht einer Zunahme von rund 8 %. Ver- 

kehrszunahmen von weniger als 10 % liegen noch innerhalb der täglich auftretenden 
Verkehrsschwankungen und s ind i m täglichen Verkehrsfluss kaum s pürbar. A uswir- 

kungen auf die Verkehrsqualität sind nicht zu erwarten. 

In den nahgelegenen signalisierten Knotenpunkten Alte SüHdorfer Landstraße/ Risse- 
ner Landstraße, SüHdorfer Brooksweg/ Rissener Landstraße und SüHdorfer Landstraße 

SüHdorfer Brooksweg wird sich der Verkehr im angrenzenden Straßennetz verteilen. In 
den maßgeblichen Spitzenstunden werden sich die Verkehre in einzelnen Verkehrs- 
strömen um maximal ein Fahrzeug in jedem 3. Signalumlauf erhöhen. Diese Erhöhung 

liegt i nnerhalb der t ägiich au ftretenden B elastungsschwankungen und ist quäl itativ 
nicht spürbar. 

Verkehrsflächen, Überfahrten 

Die Fahrbahn und die Gehwegfläche der Straße Alte SüHdorfer Landstraße werden be- 
standsgemäß in den Bebauungsplan übernommen. 

Das Plangebiet wird über vier Überfahrten an die Alte SüHdorfer Landstraße angebun- 
den: 

Die östliche Überfahrt dient der Ein- und Ausfahrt der gemeinsamen Garage 

des Wohnungsbaus und der gewerblichen Nutzungen sowie als Einfahrt für die 
nördliche Umfahrung / den Erschließungsweg des Gewerbehofs und a Is Ein- 
fahrt für die im Nordwesten des Plangebiets gelegenen Besucherparkplätze des 

Wohnungsbaus, 
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- die westliche Überfahrt dient der Ausfahrt der nördlichen Umfahrung / des Er- 

schließungswegs des Gewerbehofs und Ausfahrt für die im Nordwesten des 
Plangebiets gelegenen Besucherparkplätze des Wohnungsbaus, 

die beiden m ittleren Ü berfahrten erschließen weitere Besucherparkplätze des 

Wohnungsbaus und sind als Feuerwehrzufahrten für den Wohnungsbau erfor 
derlich. 

5.3 Ruhender Verkehr/ Garagengeschoss 

Um die privaten Freiflächen des Plangebiets nicht durch Stellplätze und G aragen zu 
beeinträchtigen, zur Sicherung der Wohnruhe im Plangebiet und zur Ermöglichung ei- 
nes quantitativ ausreichenden Grünanteils auf den Grundstücken, wird aus städtebau- 
lichen Gründen festgesetzt, dass Stellplätze in den Baugebieten nur in innerhalb der 
hierfür festgesetzten Flächen (Besucherparkplätze) sowie im Garagengeschoss (pri- 
vate Stellplätze) zulässig sind. Mit der Unterbringung der privaten Stellplätze in einem 
Garagengeschoss sollen di e ohnehi n s ehr k nappen Fr eiflächen i m B augebiet v on 
ebenerdigen Stellplätzen freigehalten und größere Anteile offener Bodenflächen erhal- 
ten bleiben. 

Vgl. § 2 Nummer 11: „In den Baugebieten sind Stellplätze nur innerhalb 
der hierfür festgesetzten Flächen und im Garagengeschoss zulässig. Die 
Garagenzu- und -ausfahri ist nur an der zeichnerisch festgesetzten Stelle 
zulässig. “ 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan sieht vor, eine Garage mit ca. 75 Stellplätzen zu 
errichten. Davon sind 55 Stellplätze für die Wohnnutzung und 20 Stellplätze für die ge- 
werbliche Nutzung vorgesehen. Im Eingangsbereich der Garage sind neun der insge- 
samt 20 gewerblichen Stellplätze für Kleintransporter vorgesehen. Dieser Bereich der 
Garage hat aufgrund der H öhe gängiger Kleintransporter eine Durchfahrtshöhe von 
2,50 m. Das Garagengeschoss ist für die Bewohner des allgemeinen Wohngebiets so- 
wohl in der Tages- als auch in der Nachtzeit über die östliche Zu- und Abfahrt zugäng- 
lich. Gewerblicher Verkehr ist im Nachtzeitraum (22:00 bis 06:00 Uhr) ausgeschlossen, 
um einen ausreichenden Schutz des der östlichen Zufahrt gegenüberliegenden reinen 
Wohngebiets zu gewährleisten. Eine entsprechende R egelung wird im Rahmen des 
Durchführungsvertrags mit der Freien und Hansestadt Hamburg festgehalten. Die bau- 
liche A usgestaltung der Ein- und A usfahrt w ird über den V orhaben- und E rschlie- 
ßungsplan geregelt. 

Für Besucher des Gewerbehofs werden zehn öffentlich zugängliche Parkplätze entlang 
der nördlich des Gewerbehofs verlaufenen Umfahrung angeordnet. 

Gemäß Planungshinweise für Stadtstraßen in Hamburg (PLAST) wird bei der Erschlie- 
ßung oder Verdichtung von Wohngebieten die Herstellung von 20 Parkständen pro 100 
Wohneinheiten im Straßenraum empfohlen. Im Rahmen der Vorhabenplanung sind für 
die Wohnnutzung 13 oberirdische Parkplätze entlang der westlichen Plangebietsgren- 
ze sowie zwei weitere Parkplätze in unm ittelbarer N ähe der Hauseingänge vorgese- 
hen. Nach Untersuchung mehrerer Varianten zur Unterbringung der erforderlichen Be- 
sucherparkplätze für die Wohnnutzung hat sich die vorliegende Variante als zweck- 
dienlichste Lösung herausgestellt. Eine Unterbringung der Besucherparkplätze für das 
Wohnen im vorderen, dem Wohnen zugeordneten Grundstücksbereich (Flurstücksteile 
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des Flurstücks 5487) ist nicht möglich, da dem Baumerhalt in diesem Bereich ein höhe- 
res Gewicht zugemessen wird. 

5.4 Technischer Umweltschutz 

5.4.1 Lärmimmissionen 

In urbanen Verdichtungsräumen wie Hamburg sind situationsbedingt erhebliche Lärm- 
vorbelastungen vorhanden, welche die Planung von auch der Wohnnutzung dienenden 
Gebieten erschweren. Auch das Plangebiet liegt in einem durch Verkehrslärmimmissi- 
onen bereits vorbelasteten Siedlungsbereich. 

Es ist das Ziel der Freien und Hansestadt Hamburg, durch Maßnahmen wie die Innen- 
entwicklung mit Grund und Boden sparsam umzugehen. In dicht besiedelten Gebieten 
wird es häufig nicht möglich sein, allein durch die Wahrung von Abständen zu vorhan- 
denen S traßen oder B etriebe s chädliche U mwelteinwirkungen au f Wohngebiete z u 
vermeiden. Auch wenn solche potenziellen Flächen innerhalb des bestehenden Sied- 
lungsgefüges häufig durch Immissionen von benachbarten Verkehrswegen oder be- 
stehenden Nutzungen vorbelastet sind, kann jedoch ein berechtigtes Interesse beste- 
hen, neue Baugebebiete auszuweisen, um eine Abwanderung der Bevölkerung in länd- 
liche Gebiete zu verhindern. 

Im vorliegenden Fall wird das Planungsziel verfolgt, durch die Aufstellung eines Be- 
bauungsplans die Wiedernutzbarmachung einer ehemals gewerblich genutzten Fläche 
für ein besonderes bauliches Konzept, das die Entwicklung von Wohnbauflächen in 
Verbindung mit gewerblichen Flächenpotenzialen insbesondere für Handwerksbetriebe 
vorsieht, zu ermöglichen. Die Fläche weist aufgrund der Belegenheit an der verkehrs- 
beruhigten Straße Alte Sülldorfer Landstraße und der Wohnnutzung in der Nachbar- 
schaft eine hohe Lagegunst und ist daher für den Wohnungsbau gut geeignet. Gleich- 
zeitig besteht in Rissen ein Bedarf nach Gewerbeflächen, insbesondere für kleinteilige 
Betriebe und Handwerksbetriebe, da diese besonders stark von Verdrängungsprozes- 
sen zugunsten von Wohnnutzungen betroffen sind. 

In der Bebauungsplanung sind zur Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
die Prüfung der I mmissionssituation und Festsetzung von Maßnahmen des I mmissi- 
onsschutzes erforderlich. Zur Beurteilung der lärmtechnischen Situation und zur Ermitt- 
lung der erforderlichen Schallschutzmaßnahmen im Bereich des Bebauungsplans wur 
de eine schalitechnische Untersuchung durchgeführt. 

Verbindliche G renzwerte f ür di e B eurteilung v on V erkehrslärm n der B auleitplanung 
liegen nicht vor. Die Beurteilung der Geräuscheinwirkungen durch Verkehrslärm erfolgt 
gemäß „Hamburger Leitfaden Lärm in der Bauleitplanung 2010“ in Anlehnung an die 
„Sechzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV)“ vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036), 
geändert am 18. Dezember 2014 (BGBl. I S. 2269). Die Richtwerte betragen für allge- 
meine Wohngebiete 59 dB(A) tags bzw. 49 dB(A) nachts und für Gewerbegebiete 69 
dB(A) tags bzw. 59 dB(A) nachts. Als weitere Orientierung dient die Schwelle zur Ge- 
sundheitsgefährdung, die i n der R echtsprechung bei B eurteilungspegeln ab 70/ 60 
dB(A) tags/nachts angenommen wird. 
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Die Verkehrsgeräusche innerhalb des Plangebiets werden durch den Straßenverkehr 
auf der nördlich verlaufenden Sülldorfer Landstraße/B431 dominiert, so dass an den 
nach N erden aus gerichteten Fas saden di e hoc hsten B eurteilungspegel z u erwarten 
sind. 

An den g eplanten gewerblich genutzten Baukörpern m nördlichen Bereich des Plan- 
gebiets ergeben sich an den nördlichen Fassadenaufpunkten Beurteilungspegel aus 
Verkehrslärm tags von 62 dB{A) bzw. nachts von 55 dB(A) an den ebenerdigen Berei- 
chen und maximal 69 dB(A) tags bzw, maximal 62 dB(A) nachts an den oberen Ge- 
schossen der Gewerbehöfe. Der Immissionsgrenzwert der Verkehrslärmschutzverord- 
nung 16. BImSchV für Gewerbegebiete von 69 dB{A) tags wird damit an den ebenerdi- 
gen Bereichen der Gewerbehöfe um 7 dB unterschritten und an den oberen Geschos- 
sen eingehalten. Auch der Immissionsgrenzwert für den Nachtzeitraum von 59 dB(A) 
wird an den ebenerdigen Bereichen der Gewerbehöfe um 4 dB unterschritten, während 
der Nachtwert für die oberen Geschosse um 3 dB überschritten wird. Da davon auszu- 
gehen ist, dass die Arbeitszeiten außerhalb der Nachtzeit liegen, und da nur eine Fas- 
sade v on der Ü berschreitung bet roffen i st, kann auf di e Fes tsetzung v on S chail- 
schutzmaßnahmen, wie z.B. Orientierung lärmabgewandter Aufenthaltsräume, verzich- 
tet werden. 

An den nac h Süden ausgerichteten Fassaden berechnen sich aufgrund der abschir- 
menden Wirkung der Baukörper Beurteilungspegel für den Verkehr von maximal 54 
dB(A) tags und maximal 47 dB(A) für den Nachtzeitraum. Damit werden sowohl in der 
Tageszeit als auch m der Nachtzeit die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV unter 
schritten. 

Wohngebiet 

Grundsätzlich t rägt der g ewählte S tädtebau ber eits w esentlich zur Minderung des 
Lärmkonflikts im Plangebiet bei. Mit dem Gewerberiegel im nördlichen Teil des Plan- 
gebiets wird ein geschlossener Gebäuderiegel parallel zur B431 geschaffen, wodurch 
ein ruhiger, lärmabgewandter Bereich entsteht. 

Der I mmissionsgrenzwert der Verkehrslärmschutzverordnung 16. BImSchV) für 
Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts wird an den geplanten Wohnge- 
bäuden überwiegend eingehalten und I ediglich an der westlichen Fassade des west- 
lichsten Gebäudes sowie an der östlichen Fassade des östlichsten Gebäudes über- 
schritten. A Is U rsache für di e Ü berschreitung d es I mmissionsgrenzwerts an den g e- 
nannten B aukörpern kann di e dor t ab geschwächte Wirkung d er Lä rmabschirmung 
durch den nö rdlichen G ewerberiegel ang eführt werden. An den g enannten Wohnge- 
bäuden sind Immissionspegel von maximal 63 dB(A) tags und 56 dB(A) nachts zu er- 
warten. Damit wird der Immissionsgrenzwert für Wohngebiete um maximal 4 dB tags 
und 7 dB nachts überschritten. 

Für die geschilderte Situation sieht der Hamburger Leitfaden Lärm die Festsetzung ei- 
ner lärmabgewandten Grundrissausrichtung der Schlaf- und Aufenthaltsräume zur ru- 
higen Seite vor. Der Umgang mit dem schalltechnischen Konflikt durch eine sogenann- 
te Grundrissorientierung kann jedoch in diesem Fall nichtzur Lösung beitragen. Trotz 
der Planung von überwiegend durchgesteckten Wohnungsgrundrissen können nicht al- 
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le S chlaf- und A ufenthaltsräume z ur ruhigen S eite an geordnet w erden. Für die be- 
troffenen Fassaden soll daher die Möglichkeit eingeräumt werden, auf den innenpegei 
abzuzielen. Dies bedeutet, Schlafräume und K inderzimmer können dann zur lärmzu- 
gewandten Seite ausgerichtet werden, wenn durch geeignete Fensterkonstruktionen 
oder zu öffnende Verglasungen gewährleistet wird, dass in dem betreffenden Schlaf- 
raum ein Lärmpegel von 30 dB(A) nachts am Ohr des Schläfers bei teilgeöffnetem 
Fenster eingehaiten wird. 

Vgl. § 2 Nummer 12: „An den mit „(A)“ bezeichneten Fassaden ist über al- 
le 6 eschosse durch g eeignete bau! iche S chalischutzmaßnahmen wie 
zum Beispiel Doppelfassaden, verglaste Vorbauten (zum Beispiel verglas- 
te Loggien, Wintergärten), besondere Fensterkonstruktionen oder in ihrer 
Wirkung v ergteichbare Maßnahmen s icherzustellen, das s dur ch di ese 
baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schalipegeldifferenz erreicht wird, 
die es ermöglicht, dass in Schlafräumen ein Innenraumpegel bei teilgeöff- 
neten Fenstern von 30 dB(A) während der Nachtzeit nicht überschritten 
wird. Erfolgt die bauliche Schallschutzmaßnahme in Form von verglasten 
Vorbauten, muss dieser Innenraumpegelbei teilgeöffneten Bauteilen er- 
reicht werden. Wohn-/Schlafräume in E in-Zimmer-Wohnungen und K in- 
derzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen.“ 

Diese alternative Möglichkeit der Konfliktlösung ist deshalb gerechtfertigt, weil die Fest- 
legung von nächtlichen Außenpegeln in den maßgeblichen Vorschriften, hier der hilfs- 
weise herangezogenen 16. BImSchV, einen ausreichend niedrigen Innenpegel für ei- 
nen gesunden Schlaf ermöglichen soll, Ein ausreichender Schallschutz ist im Hinblick 
auf die N achtruhe somit auc h dann gegeben, wenn i n den S chlafräumen ei n I nnen- 
raumpegel bei gekipptem oder teilgeöffnetem Fenstervon 30 dB(A) in der Nachtsi- 
chergestellt ist. Der Zielwert von 30 dB(A) nachts leitet sich aus Erkenntnissen der 
Lärmwirkungsforschung ab. D emnach i st bei ei nem I nnenraumpegel v on k leiner 30 
dB(A) nachts am Ohr des Schläfers ein gesunder Schlaf ohne Risiko einer lärmbeding- 
ten Herz-Kreislauferkrankung möglich. 

Der Innenraumpegel ist nachts bei einem gekippten bzw. teilgeöffneten Fenster (auch 
bei Planung von verglasten Loggien oder Vorhangfassaden) nachzuweisen. Dieses 
gekippte bz w. t eilgeöffnete Fens ter hat seine B egründung i n de r Lärmwirkungsfor- 
schung und de m Wahrnehmen v on Außenwelteindrücken E ntsprechende U ntersu- 
chungen haben wiederholt bestätigt, dass die Wahrnehmung der Außenwelt ein unver- 
zichtbarer qualitativer Bestandteil des Wohnens ist. Hierbei geht es nicht um eine akus- 
tisch-diffuse A ußenwahrnehmung, wie s ie ber eits bei r elativ g roßen F enstern bzw. 
Glasbauteilen eintritt, sondern um eine informationshaltige akustische Wahrnehmung 
der Außenwelt, Die Spalt- bzw. Öffnungsbreite des Fensters muss daher groß genug 
sein, sodass der vorgenannte Effekt gegeben ist. Vergleichbare Maßnahmen sind ak- 
zeptabel, wenn sie die Wahrnehmbarkeit akustischer Hintergrundgeräusche der Au- 
ßenwelt gewährleisten. 

Die durch die umliegenden Gewerbeflächen erzeugten Immissionen wurden nach dem 
Hamburger Leitfaden „Lärm in der Bauleitplanung 2010“ der Behörde für Stadtentwick- 
lung und Umwelt in Anlehnung an die Immissionsrichtwerte der „Sechsten Allgemeinen 
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Verwaltungsvorschrift z um Bundes-Immissionsschutzgesetz - Technische A nieitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm)“ beurteilt. 

Die TA Lärm dient dem Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädli- 
chen U mwelteinwirkungen dur ch G eräusche s owie der V orsorge gegen s chädliche 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche von Anlagen, die als genehmigungsbedürftige 
oder nicht genehmigungsbedürflige Anlagen den Anforderungen des zweiten Teils des 

Bundesimmissionsschutzgesetzes ( BImSchG) i n der Fas sung v om 1 7, M ai 2013 
(BGBl. I S. 1275), zuletzt geändert am 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474, 1487) unter- 
liegen. Der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen du rch Geräusche ist s icher- 
gestellt, wenn die Schallbelastung durch Gewerbeanlagen am maßgeblichen Immissi- 
onsort die Immissionsrichtwerte nach der TA Lärm nicht überschreitet. Der maßgebli- 
che Immissionsort liegt bei bebauten Flächen 0,5 m außerhalb vor der Mitte des geöff- 
neten Fensters des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raums 
nach DIN 2109, Ausgabe November 1989. 

Für al Igemeine Wohngebiete gelten al s I mmissionsrichtwerte 55 dB(A) tags und 40 
dB(A) nachts. Die angegebenen Immissionsrichtwerte g eiten gemäß Absatz 6 4. der 
TA Lärm während des Tages für eine Beurteilungszeit von 16 Stunden (6,00 bis 22,00 
Uhr). Maßgebend für die Beurteilung der Nacht ist die volle Nachtstunde (z.B. 1.00 bis 
2.00 Uhr) mit dem höchsten Beurteilungspegel, zu dem die zu beurteilende Anlage re- 
levant beiträgt. Einzelne, kurzzeitige Pegelspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte tags 
um nicht mehr als 30 dB(A), nachts um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. 

Die gewerblichen Geräusche, welche innerhalb des Plangebiets durch das Planvorha- 
ben zu erwarten sind, werden durch den gewerblichen Verkehr bzw. die Liefervorgän- 
ge im Bereich des Gewerbehofs dominiert, so dass an den nac h Norden ausgerichte- 
ten Fassaden die höchsten ßeurteilungspegel aus Gewerbelärm zu erwarten sind. 

An den geplanten gewerblich genutzten Baukörpern im nördlichen Bereich des Plan- 
gebiets ergeben sich an den nördlichen Fassadenpunkten Beurteilungspegel aus Ge- 
werbelärm tags von 63 dB(A) im Bereich des ebenerdigen des Gewerbehofs und ma- 
ximal 59 dB(A) an den oberen Geschossen. Der Immissionsrichtwert der TA Lärm für 
Gewerbegebiete von 65 dB(A) tags wird damit an den Gewerbehöfen eingehalten. 

An den geplanten Wohngebäuden im südlichen Bereich des Plangebiets wird tagsüber 
der Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete ganz überwiegend eingehalten. 

In den unteren beiden Geschossen des westlichsten Wohngebäudes wurde in Bezug 
auf den G ewerbelärm für den Tagzeitraum eine geringe Überschreitung der Immissi- 
onsrichtwerte der TA Lärm von 1 dB(A) berechnet, die sich aus der er rechneten ge- 
werblichen Vorbelastung des westlich außerhalb des Plangebiets angrenzenden Ge- 
werbegebiets ergibt. Die Überschreitung bezieht sich auf drei Wohnungen im Sockel- 
geschoss, im Erdgeschoss sowie im 1. Obergeschoss. Die Vorhabenplanung sieht hier 
„durchgesteckte“ Wohnungen vor, die also auch Räume zur östlichen oder südlichen, 
und dam it v om Gewerbelärm ab gewandten G ebäudeseite, au fweisen Damit is t e s 
möglich, Wohnungen im Grundriss so zu organisieren, dass sie nach Westen keine zu 
öffnenden Fenster - und damit keine Immissionsorte i.S.d. TA Lärm - aufweisen müs- 
sen. Da bei „durchgesteckten“ Wohnungen an einer der beiden lärmabgewandten Ge- 
bäudeseiten Fenster angeordnet werden können, die dauerhaftzu öffnen sind, ist eine 
ausreichende Belüftung der Wohn- und Schlafräume gewährleistet. Zur lärmzugwand- 
ten Seite erhalten die Wohnungen die Möglichkeit einer mechanischen Be- und Entlüf- 
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tung. Die ausreichende Lüftung gemäß DIN 1946 wird ausschließlich durch die einge- 
baute Lüftungsanlage mit Schalldämmung sichergesteilt. 

Vgt. § 2 Nummer 13 Satz 1-2: In den mit „(B)“ bezeichneten Bereichen sind im 
Erdgeschoss sowie im 1. Obergeschoss einseitig nach Westen aus gerichtete 
Wohnungen unzuiässig. An der mit„(B)" bezeichneten Westfassade sind im 
Erdgeschoss sowie im 1. Obergeschoss Fenster von A ufenthaltsräumen als 
nicht zu öf fnende Fens ter aus zuführen und di e aus reichende B elüftung s i- 
cherzustetlen." 

Zwei der drei betroffenen Wohnungen weisen neben nach Westen ausgerichteten Ter- 
rassen zusätzlich ei ne nach I ärmabgewandt aus gerichteten A ußenwohnbereich au f, 
die dritte Wohnung eine nach Süden und damit lärmabgewandt orientierte Loggia. 

Für den Nachtzeitraum s ind an der Westfassade des w estlichsten W ohngebäudes 
Überschreitungen der Immissionsrichtwerte der TA Lärm von 40 dB(A) nachts zu ver- 
zeichnen. D ie Ü berschreitungen resultieren au s der berechneten Vorbelastung, di e 
sich bei ei nem angenommenen Fl ächenschallpegel v on 45 dB (A) nac hts aus dem 
westlich ang ranzenden Gewerbegebiet er geben k onnte. D ie Ü berschreitung um 1 
dB(A) betrifft nu r ei nzelne Fas sadenbereiche i m E rdgeschoss, sowie im 1. und 2 . 
Obergeschoss. Aufgrund der bereits für den Tagzeitraum (vgl. § 2 Nummer 11 der 
Verordnung) sowie zum Schutz vor Verkehrslärm (vgl. § 2 Nummer 10 der Verord- 
nung) g etroffenen Schalischutzmaßnahmen i st ei n hinreichender S challschutz der 
schutzbedürftigen Räume auch für den Nachtzeitraum in jedem Fall gewährleistet. 

An der östlichen Fassade des östlichsten Wohngebäudes sind im Bereich des gewerb- 
lich genutzten Fahrweges am Tage Beurteilungspegel von bis zu 58 dB(A) und damit 
Überschreitungen des Immissionsrichtwerts von 55 dB(A) um bis zu 3 dB(A) berechnet 
worden. Die Überschreitungen betreffen nur einzelne Immissionsorte im Bereich des 
Erdgeschosses, Daher sind Immissionsorte hierauszuschließen. 

Vgl. § 2 Nummer 13 Satz 3: In den mit „(C)" bezeichneten Bereichen sind im 
Erdgeschoss einseitig nach Osten ausgerichtete Wohnungen unzulässig. An 
der mit „(C)“ bezeichneten Ostfassade ist im Erdgeschoss ein Laubengang mä 
nicht zu öffnenden Fenstern auszuführen und die ausreichende Belüftung si- 
cherzusteüen. “ 

Da die Vorhabenplanung vorsieht, die Erdgeschosswohnungen des östlichsten Wohn- 
gebäudes von der Ostseite durch einen Laubengang zu erschließen, liegen an dieser 
Stelle keine Immissionsorte vor. Es s ind „durchgesteckte“ Wohnungen g eplant, di e 
auch Räume zur westlichen, und damit vom Gewerbelärm abgewandten Gebäudesei- 
te, au fweisen, bei denen zu öffnende Fenster f ür ei ne aus reichende B elüftung der 
Wohn- und Schlafräume angeordnet werden können. 

Im Nachtzeitraum (22.00 bis 06.00 Uhr) dominieren innerhalb des Plangebiets die Ge- 
räusche in Bezug auf die Nutzung der Garage, deren Ein- und Ausfahrt an der Ostseite 
des östlichsten Wohngebäudes errichtet werden soll. Im Nachtzeltraum wird für das 
östliche Wohngebäude der Maximalwert von 50 dB(A) an den Erdgeschosswohnungen 
im Bereich des Garagenportals prognostiziert. Der Immissionsrichtwert der TA Lärm 
von 40 dB(A) nachts für allgemeine Wohngebiete wird sowohl in den Wohnungen des 
1. Obergeschosses (47 dB), als auch in den Wohnungen des 2. Obergeschosses (45 
dB) überschritten. Da es i m P langebiet i n der Nachtzeit jedoch keine gewerblichen 
Verkehre g eben wird und der A nwohnerverkehr gr undsätzllch al s g ebietsverträglich 
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angesehen wird, sind keine Maßnahmen erforderlich. Aufgrund der bereits zum Schutz 
vor Verkehrslärm (vgl. § 2 Nummer 12. der Verordnung) getroffenen Schallschutzmaß- 
nahmen ist ein hinreichender Schallschutz der schutzbedürftigen Räume auch für den 
Nachtzeitraum in jedem Fall gewährleistet. 

Zusätzlich zu den gewerblichen Geräuschen, die durch den gewerblichen Verkehr bzw. 
die Liefervorgänge i m Bereich des Gewerbehofs ausgehen, sind im S inne g esunder 
Wohnverhältnisse, der von dem Betrieb des Gewerbehofs ausgehende Lärm und die 
Auswirkungen auf die südlich geplante Wohnnutzung zu berücksichtigen. Gleichzeitig 
wird auc h f ür das Gewerbegebiet ei ne m öglichst unei ngeschränkte gewerbliche N ut- 
zung angestrebt, In Anbetracht dieses Ziels würde eine Lärmkontingentierung voraus- 
sichtlich zu starken Einschränkungen führen. Für eine Ausweisung des südlichen Be- 
reichs des Plangebiets als Mischgebiet besteht aufgrund des vorherrschenden Wohn- 
raumbedarfs und der Lage des Plangebiets in der Stadt kein städtebaulicher Bedarf. 
Vor di esem H intergrund wurde ei n bes onderes s tädtebauliches K onzept ent wickelt, 
das ei ne Konfliktlösung dur ch di e A nordnung der Gebäude he rbeiführt. Wohn- und 
Gewerbegebäude werden unmittelbar aneinandergebaut, weisen sich dabei jedoch 
den Rücken zu (sogenannte back-to-back-Lösung). Das Gewerbegebiet wird als ge- 
schlossener Gebäuderiegel errichtet, an den die Wohngebäude südlich angebaut wer- 
den. Dadurch ergeben sich keine Immissionsorte im allgemeinen Wohngebiet, die dem 
Gewerbegebiet un mittelbar z ugewandt s ind. Die bac k-to-back-Lösung s etzt voraus, 
dass Wohn- und Gewerbegebäude - auch wenn sie unmittelbar aneinandergrenzen - 
bautechnisch getrennt errichtet werden und separate Bodenplatten erhalten. Dabei ist 
im Sinne einer uneingeschränkten Nutzbarkeit des Gewerbehofs bei gleichzeitiger Ge- 
währleistung gesunder Wohnverhältnisse die Baukörper des Gewerbehofs und die da- 
ran anschließenden Wohnungen mit geschlossenen Brandwänden ohne Lüftungsöff- 
nungen vorzusehen Aus dem selbigen Grund sieht der Bebauungsplan auch für den 
Dachbereich des Gewerbehofs sowie der östlichen und westlichen Gebäudeseite keine 
zu öffnenden Fenster vor. Da im Staffelgeschoss (3. OG) der Wohngebäude Notaus- 
gänge aus dem Treppenhaus auf das Dach des Gewerbehofs, als zweiter Rettungs- 
weg ermöglicht werden, sind die Gebäudeabschiusswände nur für die sich direkt be- 
rührenden Wände des Gewerbehofs und der Wohnbebauung vorgesehen. 

Daher wird festgesetzt: 

Vgl. § 2 N ummer 14: „Zwischen den überbaubaren Grundstücksflächen des 
allgemeinen W ohngebiets und den über baubaren G rundstücksflächen des 
Gewerbegebiets sind entkoppelte Bodenplatten vorzusehen und di e sich di- 
rekt ber ührenden Wände al s ges chlossene G ebäudeabschlusswände ohne 
Lüftungsöffnungen auszuführen. Im Gewerbegebiet sind Fenster oder Belich- 
tungsöffnungen in den geschlossenen Gebäudeabschlusswänden, auf den 
Dächern sowie an den nach Westen und Osten gerichteten Fassaden nicht- 
öffenbar auszuführen. “ 

Die Festsetzung dient dazu, eine Übertragung von Lärmimmissionen, Luftschall 
oder Erschütterungen zu vermeiden. 

Auswirkungen auf die Nachbarschaft 

Für die schalltechnische Beurteilung der gewerblichen Geräusche sowie für die Be- 
trachtung des Verkehrslärms wurden neben der innerhalb des Plangebiets vorgesehe- 

33 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 - Alte Sülldorfer Landstraße 

nen Nutzung die dem Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Ris- 
sen 52 näc hstgelegenen schutzwürdigen N utzungen al s I mmissionsorte herangezo- 
gen. 

Die Einstufung des Gebietscharakters erfolgt für die relevanten Immissionsorte im Gel- 
tungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne anhand der darin festgesetzten Ge- 
bietseinstufungen. 

Zur Beurteilung der Auswirkungen des Planvorhabens auf umliegende schutzwürdige 
Nutzungen außerhalb des Plangebiets wurden die Schallemissionspegel der maßgeb- 
lichen Straße Alte Sülldorfer Landstraße vor (sogenannter „Prognose-Nullfall“) und 
nach Realisierung (Prognose-Planfall) des Planvorhabens abgeleitet, Der Immissions- 
grenzwert (IGW) der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) von 59dB{A)tag 
wird an den Immissionsorten an der Straße Alte Sülldorfer Landstraße sowohl im 
Prognose-Null- als auch im Prognose-Planfall tags unterschritten, Im Prognose-Planfall 
ergibt sich gegenüber dem Prognose-Nullfall eine Zunahme von 0,5 dB. Die Zunahmen 
liegen unterhalb der sogenannten Wahrnehmbarkeitsgrenze und die Schwelle zur Ge- 
sundheitsgefährdung, die in der Rechtsprechung bei Beurteilungspegeln ab 70 dB(A) 
tags angenommen wird, wird unterschritten. 

Im Nachtzeitraum werden die gebietsspezifischen Immissionsrichtwerte für Wohnge- 
biete von 49 dB(A) nachts im Prognose-Nullfall um bis zu 2 dB überschritten. Dies gilt 
auch für den Prognose-Planfall. Im Prognose-Planfall ergibt sich gegenüber dem Prog- 
nose-Nullfall ei ne Zunahme von 0,6 dB. Auch für den Nachtzeitraum liegen die Zu- 
nahmen unterhalb der sogenannten Wahrnehmbarkeitsgrenze und di e Schwelle zur 
Gesundheitsgefährdung wird nicht erreicht. 

Für die Ermittlung der Auswirkungen der gewerblichen Geräusche des Vorhabens auf 
die Nachbarschaft erfolgte die Betrachtung hinsichtlich gewerblicher Geräusche im Zu- 
sammenhang mit dem Gewerbehofs und der Garagennutzung. Die höchsten Auswir- 
kungen sind im Bereich der Garagenzufahrt im östlichen Bereich des Plangebiets (Gel- 
tungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Rissen 52) südlich der Straße 
Alte Sülldorfer Landstraße zu erwarten. Flier weist der rechtskräftige Bebauungsplan 
Rissen 5 ein reines Wohngebiet aus. An diesem Immissionsort ergeben die durch das 
Vorhaben zu erwartenden gewerblichen Geräusche Beurteilungspegel von maximal 46 
dB(A) tags. Maßgebliche Quellen sind der Lieferverkehr innerhalb des Plangebiets und 
die Garagennutzung. 

Die s challtechnische U ntersuchung zeigt, dass im Tageszeitraum mit Ausnahme des 
genannten I mmissionsortes an s ämtlichen I mmissionsorten di e gebietsspezifischen 
Immissionsrichtwerte um mehr als 10 dB(A) unterschritten werden. Damit kann hier im 
Tageszeitraum auf die Ermittlung der Vorbelastung verzichtet werden, da gemäß Nr. 
3.2.1. der TA Lärm ( Unterschreitu ng des g ebietsspezifischen I mmissionsrichtwertes 
um mindestens 6 dB(A)) davon ausgegangen werden kann, dass hier die Zusatzbelas- 
tung nicht relevant zur Gesamtbelastung beiträgt. 

Eine Erschließung des Gewerbehofs durch Lieferanten und LK W im Nachtzeitraum 
würde u.a. aufgrund der strikten Bezugnahme auf die maßgebliche Nachtstunde im 
planungsrechtlich aus gewiesen reinen Wohngebiet südlich der Straße Alte Sülldorfer 
Landstraße zu einer Richtwertüberschreitung führen. Daher werden die gewerbliche 
Anlieferung sowie die gewerbliche Nutzung der Garage im Nachtzeitraum, durch eine 
entsprechende Regelung im Durchführungsvertrag, ausgeschlossen. 
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Im Fachinformationssystem Bodenschutz/Aitlasten, dem AItiastenhinweiskataster der 
Freien und H ansestadt Hamburg sind für das Plangebiet nach derzeitigem Kenntnis- 
stand keine Altlasten, altlastverdächtige Flächen, schädliche Bodenverunreinigungen, 
Verdachtsflächen und/oder Grundwasserschäden registriert. 

Den Ergebnissen der ausgeführten Baugrunduntersuchung (orientierende Schadstoff- 
betrachtung) zufolge be steht de r U ntergrund i m B ereich des P langebiets z unächst 
übenwiegend aus s andigen, teils bauschutt- und s chadstoffhaltigen Auffüllungen die 
seinerzeit zur Geländeprofilierung und Befestigung eingebaut worden sind und Mäch- 
tigkeiten von bis zu 3,1 m aufweisen. Tieferliegend wurden gebietstypische, gemischt- 
körnige Sande erkundet. 

Die A uffüllungen aus B auschutt und/ oder S anden m it S chlacke, Zi egel- und B eton- 
beimengungen zeigen insbesondere im Bereich der Flächenbefestigung bzw. der un- 
terhalb der Betonsteinen eingebauten Tragschicht zum Teil erhebliche Verunreinigun- 
gen. I nsgesamt sind die E rgebnisse jedoch auch unter Berücksichtigung der hi steri- 
schen Entwicklung der Flurstücke als eher unauffällig zu bewerten, zumal den unterla- 
gernden Sanden sowie bereichsweisen den Auffüllungen mit insgesamt drei Mischpro- 
ben die Schadstofffreiheit attestiert wird. 

Bei B auvorhaben i st m it E ntsorgungsmehrkosten dur ch bei astetes B odenmaterial z u 
rechnen. Im Rahmen der Umsetzung des Vorhabens ist eine ordnungsmäße Entsor- 
gung bz w. Weiterverwertung des B odenhubes g emäß de r Klassifizierung 
der Länderarbeitsgemeinschaft A bfall (LAvGA) und gemäß B undesbodenschutz- und 
Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999 (BGBl. S. 1554). zuletzt geändert 
am 31. August 2015 (BGBl. S. 1474, 1491) vorzusehen. 

5.5 Wasser 

5.5.1 Oberflächenentwässerung 

Im Rahmen der Vorhabenplanung wurde ein Konzept zur Oberflächenentwässerung er- 
arbeitet, mit dem vorrangigen Ziel, unbelastetes Niederschlagswasser weitgehend in den 
natürlichen Wasserhaushalt zurückzuführen. 

Das Plangebiet entwässertim Trennsystem überSchmutz- und Regenwassersiele. Es 
verfügt über gute Versickerungsbedingungen, da der Untergrund von wasserdurchlässi- 
gen Sanden geprägt ist und der Grundwasserflurabstand bei ca. 10 bis 20 m unter der 
Geländeoberkante liegt. 

Das Entwässerungskonzept sieht für das Plangebiet eine Kombination aus Rückhalt und 
Versickerung vor. Welche Anlagen zur Retention zum Einsatz kommen, kann er st im 
Rahmen der U msetzung der P lanung abs chließend f estgelegt w erden. Aufgrund der 
räumlichen Restriktionen, den geplanten Höhenverhältnissen und der Verordnung über 
das Wasserschutzgebiet soll das Niederschlagswasser der Erschließungs- und Anliefer- 
straße, s owie den d aran ans chließenden Stellplätzen ü ber R innen und Einläufe ei ner 

Grundstücksentwässerungsleitung zugeführt und gedrosselt in das vorhandene Regen- 
wasser-Siel in die Straße Alte Sülldorfer Landstraße eingeleitet werden Das erforderli- 
che Rückstauvolumen kann durch eine als Stauraumkanal ausgelegte Leitung bereitge- 
stellt werden. Die bestehende Einleitmengenbegrenzung von 9 l/s bzw. 17 l/(s-ha) kann 
damit eingehalten werden. 
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Die Niederschlagswasserversickerung im Wasserschutzgebiet Zone IN ist ausschließlich 
über Anlagen mit einer bewachsenen Bodenzone bestehend aus einer mindestens 30 
cm mächtigen bewachsenen Oberbodenschicht zulässig. Da dies aufgrund der räumli- 
chen Restriktionen nicht möglich ist, ist die Sedimentation des belasteten Regenwassers 
über eine technische Reinigungsanlage sicherzustellen. 

Durch die räumlichen Restriktionen, wie beispielsweise der großflächigen Tiefgarage und 
den einzuhaltenden Abstandsflächen zu Bäumen und Gebäuden, ist es nicht möglich al- 
le befestigten Flächen über die belebte Bodenzone zu versickern. Da die Reinigungsleis- 
tung der belebten Bodenzone bei einer Rigolenversickerung nicht gegeben ist, werden 
über die Rigolen nur die unbelasteten Dachflächen und d er unbelastete Teil der Wohn- 
höfe versickert. Im südlichen Bereich der beiden Wohnhöfe sind Feuerwehraufstellflä- 
chen vorgesehen. Da der östliche Wohnhof im Normalfall ungenutzt bleibt, wird in dem 
Bereich das anfallende Regenwasser als unbelastet eingestuft. Zur Reduzierung der Be- 
lastung durch das mögliche Anfahren von Umzugswagen oder Paketzustellern ist in die- 
sem Bereich eine Beschränkung der Zufahrt in Form von Pollern vorzunehmen. Damit 
soll die Hoffläche ausschließlich als Zufahrt der Feuerwehr zugänglich sein. 

Der westliche Wohnhof wird, aufgrund der Anordnung der zwei Stellplätze, als belastete 
Floffläche ei ngestuft. Damit s ind d ie Stellplätze mitsamt dem z ugehörigen Zufahrtsbe- 
reich (bis hin zu der Kinderspielfläche) gesondert zu entwässern. Diese Fläche ist im an- 
liegenden begrünten Teil der Hoffläche über eine Mulde zu versickern. 

Die Verpflichtung z ur Umsetzung des E ntwässerungskonzepts wird im R ahmen d es 
Durchführungsvertrags geregelt. Zudem wird in der Verordnung zum Bebauungsplan fol- 
gende Festsetzung getroffen: 

Vgl. § 2 Nummer 15: „Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallen- 
de Niederschlagswasser ist über belebte Bodenzonen, Mulden und Rigo- 
len zu versickern. Sollte eine vollständige Versickerung auf dem Grund- 
stück ni cht möglich sein, kann eine Einleitung des nicht versickerbaren 
Niederschlagswassers i n das R egensiel i n de r Straße A Ite Sülldorfer 
Landstraße nach Maßgabe der zuständigen Stelle zugelassen werden. “ 

Die Dächer der Wohngebäude und des Gewerberiegels im nördlichen Bereich des Plan- 
gebiets werden mit einem mindestens 12 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau 
versehen ( extensive Begrünung), w ährend d ie Dachflächen des G aragengeschosses 
teilweise mit einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau (inten- 
sive Begrünung) zu versehen und dauerhaftzu begrünen sind (vgl. Punkt 5.6.2. Natur- 
schutzrelevante Begrünungsmaßnahmen). Durch die vorgesehene Dachbegrünung wird 
eine Verzögerung des O berflächenabflusses er reicht, w as z ur B egünstigung v on Ve r- 
dunstungseffekten beiträgt. 

5.5.2 Schmutzwasserentwässerung 

Das Plangebiet ist vollständig erschlossen. Zusätzlich anfallendes Schmutzwasser 

kann über die vorhandenen Siele abgeleitet werden. 
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6.6 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

5.6.1 Baumschutz 

Die Randbereiche im Norden, Westen und O sten sind mit Gehölzstreifen und -gruppen 

bewachsen. An älterem Baumbestand sind hier die Arten Stiel-Eiche und Sand-Birke an- 
zutreffen. M it Stammdurchmessern von b is zu 1,40 m sind hier zahireiche g eschützte 
Einzelbäume und geschützte Baumgruppen nach der HmbBaumSchVO vorzufinden. Für 
die im Piangebiet vorhandenen Bäume und Hecken giit die Baumschutzverordnung vom 
17. September 1948 (Sammlung des bereinigten harn burgischen Landesrechts i 791-i), 
zuletzt geändert am 11. Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 359, 369). Die Strauchschicht wird 
dominiert von Hartriegel, Wild-Rose und Schneebeere. Für die im südöstlichen Teil des 
Landschaftsschutzgebiets stehenden Bäume gilt die Verordnung zum Schutz von Land- 
schaftsteilen in den Gemarkungen Altona-Südwest, Ottensen, Othmarschen, Klein Flot- 
bek, N ienstedten, D ockenhuden, B lankeneses und R issen vom 18. Dezember 19 62 
(LSG-VO). 

Es wurden die im Geltungsbereich liegenden Bäume und Baumgruppen sowie die mit ih- 
rer Baumkrone in das Plangebiet h ineinragende Nachbarbäume bewertet. Die Bäume 
sind in einer Baumerfassung und -bewertung dokumentiert. Der Gehölzbestand ist in fünf 
Erhaltungswertstufen markiert und tabellarisch erfasst. Sechs Eichen mit Stammdurch- 
messern von bis zu 1,40 m werden als besonders erhaltungswürdig eingestuft. Die östli- 
chen Gehölzbestände sind Bestandteil des angrenzenden Laub- und Nadelholz Misch- 
waldes. 

Der Baumbestand des Plangebiets konzentriert sich auf die Randzonen. Im Norden bil- 
det der Baumbestand auf der Böschung eine Abschirmung zur B431. im Osten markiert 
der Gehölzbestand den Randbereich des sich anschließenden Waldbestands im Land- 
schaftsschutzgebiet. Im Westen sind die Baumstandorte auf ei ner Böschung aus gebil- 
det. Insbesondere die südlich parallel zur Straße Alte Sülldorfer Landstraße auf der Ra- 
senböschung stehenden Einzelbäume prägen in besonderer Weise den Übergang der 
baulichen vorgelagerten Freiflächen zum Straßenraum und setzen hier den hohen Quali- 
tätsstandard der Grünverbindung vom Ortskern Rissen zum östlich gelegenen Spielplatz 
im Bezirkspark „Waldpark Marienhöhe''. 

Bedingt durch die geringen Abstände untereinander stehen im Norden, Osten und Wes- 
ten sämtliche Bäume im Kronenverbund. Die damit verbundene Lichtkonkurrenz bedingt 
in den zentralen Lagen einen hohen Kronensatz und in den Randlagen eine häufig ein- 
seitige, dem Lichtzugewandte Kronenausbildung verbunden mit vereinzeltem Schräg- 
wuchs. 

Die im Norden des Plangebiets befindliche Baumreihe, bestehend aus überwiegend er- 
haltungswürdigen Stiel-Eichen, werden i n der Planzeichnung des Bebauungsplans als 
private Grünfläche umgrenzt und somit erhalten. Das derzeit als Gewerbegebiet festge- 
setzte Flurstück 4991, das sich im Eigentum der Vorhabenträgerin befindet, wird in die 
Grünflächenfestsetzung mit einbezogen. Die gegebene Topografie des Flurstücks 4991 
sowie das Erhaltungsgebot bedingen eine Verwertung dieses Grundstücks vor und nach 
der Planung. Das Flurstück 4991 wird somit zur bestandsgemäßen Ausweisung sowie 
zum Erhalt der Böschung auch als Abschirmung vor Immissionen von der B 431 als 
private Grünfläche überplant. 

Als erhaltungswürdig werden Bäume bewertet, die aufgrund ihrer Größe, ihres Alters, ih- 
rer Wuchsform und ihrer (gestalterischen) Funktion eine erkennbare, jedoch begrenzte 

37 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 - Alte Sülldorfer Landstraße 

Bedeutung für das Grundstück (und das Wohnumfeld) haben. Des Weiteren w ird i m 
westlichen Bereich des Plangebiets eine weitere Baumreihe, bestehend aus erhaltungs- 
würdigen Stiel-Eichen, mit einem Erhaltungsgebot belegt, im südlichen Bereich des 
Plangebiets, Parallel zur Straße Alte Sülldorfer Landstraße, werden erhaltungswürdige 
Einzelbäume im Bebauungsplan festgesetzt. Unter diesen Einzelbäumen befinden sich 
auch besonders erhaltungswürdige Bäume, die aufgrund ihrer Größe, ihres Alters, ihrer 
Wuchsform, ihrer (gestalterischen) Funktion und ihrer ökologischen Bedeutung eine ho- 
he Bedeutung für das Grundstück (und das Wohnumfeld) haben Zur Pflege des Land- 
schaftsbildes und im Sinne eines besseren Schutzes der südlich des Plangebiets verlau- 
fenden Baumreihe wird der Bereich als private Grünfläche festgesetzt. 

Bei Abgang zu erhaltender Bäume wird in Bezug auf die Ersatzpflanzung folgendes ge- 
regelt: 

Vgl. § 2 Nummer 16: „Für die zur Erhaltung festgesetzten Bäume und 
Sträucher sind bei Abgang gleichartige Ersafzpflanzungen vorzunehmen. 
Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten Baumstandorten kön- 
nen zugelassen werden. Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen sind im 
Kronenbereich festgesetzter Bäume unzulässig." 

Die Ersatzpflanzverpflichtung stellt - über die generelle Verpflichtung der Baumschutz- 
verordnung hinaus - sicher, dass für die in der Planzeichnung mit einem Erhaltungs- 
gebot festgesetzten Bäume bei Abgang ein neuer Baum die gestalterische und ökolo- 
gische Funktion an ungefähr gleicher Stelle übernimmt. 

Im Rahmen der Planung entstehen G rün- und Freiflächen zwischen den Wohngebäu- 
den. Zudem erfolgen im Bereich der Umfahrt sowie für die Herrichtung der oberirdischen 
Besucherparkplätze im nör dlichen Bereich des P langebiets unvermeidbare E ingriffe i n 
die G eländeoberfläche, die ent sprechende S icherungsmaßnahmen für den B aumbe- 
stand erforderlich machen. Für die Ringerschließung müssen im Nordwesten drei erhal- 
tenswerte Stiel-Eichen gefällt werden. Weiter in Richtung Süden und entlang der west- 
lichen Umfahrt ist möglicherweise die Fällung von zwei Baumgruppen sowie fünf Ein- 
zelbäumen erforderlich. Bei di esen er haltenswerten S tiel-Eichen w ird z um Zei tpunkt 
der Bauvorbereitung geprüft, ob ein Erhalt möglich ist. 

Im s üdlichen B ereich des P langebiets, i m Bereich der westlichen Feu erwehrzufahrt, 
müssen zwei erhaltenswürdige Stiel-Eichen gefällt werden. Zudem ist möglicherweise 
die Fällung einer Baumgruppe mit vier Sand-Birken erforderlich. Auch hier wird erst zum 
Zeitpunkt der Bauvorbereitung über den möglichen Erhalt entschieden. 

Für die geplante östliche Feuerwehrzufahrt ist die Fällung einer weiteren erhaltenswürdi- 
gen Stiel-Eiche erforderlich. 

Des Weiteren i st i m östlichsten G artenhof di e Eäl lung ei ner er haltenswürdigen Stiel- 
Eiche und im Bereich der nördlichen Umfahrt die Fällung einer erhaltenswürdigen 
Sand-Birke erforderlich. 

Wo in den Randzonen von Baumkronentraufen durch die Verbaulinie Wurzeln betrof- 
fen sein können, muss eine Abklärung durch präventive Wurzelschutzgrabungen und 
gegebenenfalls Wurzelschutzmaßnahmen erfolgen. Dies gilt in besonderem Maße für 
die B öschungssicherungsmaßnahmen i m N orden und O sten der U mfahrt. B ei ei ner 
geplanten Höhenlage der Umfahrt von 21,60 m üNHN ergeben sich mehrere Meter ho- 
he Versprünge gegenüber den gewachsenen Geländehöhen. Eingriffe in den Wurzel- 
bereich von Bäumen und dam it möglicherweise ei nhergehende statische und v ersor- 

38 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 - Alte Sülldorfer Landstraße 

gungstechnische Beeinträchtigungen des Baumstandortes ziehen in der Regel Baum' 
kronenrückschnitte nach sich. Zum Schutz vor Schäden im Wurzelraum zu erhaitender 
Bäume wird im Durchführungsvertrag vereinbart, unvermeidbare Abgrabungen und Aus- 
schachtungen für unterirdische Erschließungsmaßnahmen, für G ebäudefundamente o- 
derfür den Piatz- und Wegebau fachgerecht und unter Beachtung der DIN 18920 (Vege- 
tationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vege- 
tationsflächen bei Baumaßnahmen) so durchzuführen, dass betroffene Wurzeln entwe- 
der durch schonenden Bodenaushub z.B. in Handschachtung erhalten werden können 
oder dass bei unvermeidbarer Wurzeleinkürzung keine bleibenden Schäden im Wurzel- 
raum verbleiben (z.B. Wurzel-Vorhänge). Gegebenenfalls sind unterirdische Leitungen in 
ausreichender T iefe unter dem Wurzelraumzu pressen. Auch i m Zusammenhang mit 
Bodensanierungsarbeiten und Kampfmittelsondierungen im Nahbereich zu erhaltender 
Bäumen ist eine baumerhaltende Vorgehensweise zu wählen. Alle baumschützenden 
Maßnahmen sollen in eine landschaftspflegerische Fachplanung Baumschutz als detail- 
lierte Ausführungsplanung einfließen. 

5.6.2 Naturschutzrelevante Begrünungsmaßnahmen 

Für den Fall, dass Aufstellflächen für Abfallbehälter außerhalb des Gebäudes nicht un- 
ter Flur angeordnet werden, wird festgesetzt; 

Vgl. § 2 N umtner 17: „Ebenerdige Standplätze für Abfallbehälter außer- 
halb von G ebäuden sind so m it S träuchern oder Hecken einzugrünen, 
dass sie von den öffentlichen Wegen nicht einsehbar sind. Im Gewerbe- 
gebiet sind die Stützmauern mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrü- 
nen. “ 

Diese Festsetzung wird aus gestalterischen Gründen getroffen, so dass diese Stand- 
plätze angemessen in die Außenanlagen eingebunden werden. Sowohl die Eingrünung 
mit Sträuchern als auch mit Flecken trägt bei entsprechender Wuchshöhe darüber hin- 
aus zum Schutz vor direkter Sonneneinstrahlung und damit zur Vermeidung übermäßi- 
ger Geruchs- und Keimentwicklung bei. Die Begrünung der Stützmauern dient der bes- 
seren Integration des technischen Bauwerkes in die Außenanlagen. 

Ein w ichtiger B austein für di e V erbesserung de r I okalklimatischen S ituation, f ür die 
Minderung negativer Auswirkungen durch Versiegelung und Überbauung und zum 
Ausgleich v on G rünvolumenverlusten i st di e D achbegrünung. D lese M aßnahme en t- 
spricht den Zielsetzungen des Landschaftsprogramms zur Entwicklung der Naturhaus- 
haltsfunktion in dem teilweise als „Verdichteter Stadtraum“ eingestuften Plangebiet so- 
wie der Dachbegrünungsstrategie der Freien und Flansestadt Hamburg. Hierzu wird die 
folgende Festsetzung getroffen: 

Vgl. § 2 Nummer 18: „In den Baugebieten sind die mit „(D)“ bezeichneten 
Dachflächen zu 80 vom Hundert der Fläche mit einem mindestens 12 cm 
starken und di e mit „(E)“ bezeichneten Dachflächen zu 50 v om Hundert 
mit einem mindestens 50 c m starken du rchwurzelbaren Substrataufbau 
zu versehen und dauerhaft zu begrünen. Soweit Bäume angepflanzt wer- 
den, muss der Substrataufbau auf einer Fläche von mindestens 12 
mindestens 100 cm betragen. Von einer Begrünung kann in den B erei- 
chen abgesehen werden, die für Terrassen, Wege, technische Dachauf- 
bauten, D achaussfiege, D achterrassen, Belichtungsöffnungen, A niagen 
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der Be- und Entlüftung, Photovottaikanlangen oder notwendige Windsog- 
und Brandschutzstreif&n dienen. “ 

Dachbegrünungen wirken stabilisierend auf das Kleinklima, da sich begrünte Dachflä- 
chen weniger stark aufheizen, Außerdem binden Dachbegrünungen Staub und fördern 
die Wasserverdunstung. Der reduzierte und verzögerte Regenwasserabfluss entlastet 
die O berflächenentwässerung und da mit das S ielnetz. D ies w ird i n dem E ntwässe- 
rungskonzept zu dem Bebauungsplan entsprechend berücksichtigt. Extensive Dach- 
begrünungen bilden außerdem einen vom Menschen wenig gestörten Sekundär- 
Lebensraum für Insekten, Vögel und Pflanzen. Zur nachhaltigen Sicherung der ökolo- 
gischen und visueilen Wirkung der extensiven Dachbegrünung sind Substratstärken 
von mindestens 12 cm vorgeschrieben, um dauerhafte Begrünung mit Gräsern oder 
Polsterstauden zu gewährleisten. Die extensive Dachbegrünung ist für die Dächer der 
Wohngebäude sowie der Dachoberfläche des Gewerbehofs vorgesehen. 

Von der Dachbegrünung können neben den regulär erforderlichen Brandschutz- und 
Windsog- bzw. Windlast-Streifen (Kies-oder Plattenbelag) diejenigen funktionalen Flä- 
chen ausgenommen werden, die z. B. für Dachterrassen genutzt oder die für Beiich- 
tungs- und Be- sowie Entlüftungsöffnungen oder technische Aufbauten zwingend benö- 
tigt werden. Zu diesen Flächen werden auch technische Anlagen für die solare Wärme- 
und Stromgewinnung gezählt. Damit wird zur Vermeidung unnötiger Härten die Mög- 
lichkeit zur Errichtung von - häufig aus technischen Gründen erforderlichen - Dachauf- 
bauten zur Aufnahme technischer Anlagen eröffnet. 

Im Plangebiet ist zur weitmöglichen Unterbringung des ruhenden Verkehrs ein Gara- 
gengeschoss geplant. Für Teile der Dachflächen des Garagengeschosses setzt der 
Bebauungsplan eine intensive Dachbegrünung fest. Ziel der Festsetzung ist es, die 
Anpflanzung gestalterisch wirksamer Vegetation auf den unterbauten Flächen sicher- 
zustellen und damit die Aufenthaltsqualität und Nutzungsmöglichkeiten dieser Flächen 
für die Bewohner erheblich zu steigern. Die Begrünung trägt außerdem zur Minderung 
der Beeinträchtigungen durch Bodenversiegelung, zur Aufnahme, Speicherung und re- 
duzierten Ableitung der Niederschläge s owie z ur Verbesserung des Lokalklimas bei. 
Die Stärke des durchwurzelbaren Substrataufbaus von mindestens 50 cm ist erforder- 
lich, um Rasenflächen und Stauden geeignete Wuchsbedingungen für eine dauerhafte 
Entwicklung bereitzustellen, indem die Rückhaltung pflanzenverfügbaren Wassers er- 
möglicht und damit Vegetationsschäden i n Trockenperioden vermieden werden. Bei 
ausreichender Bewässerung können bei dieser Substratstärke auch Sträucher und He- 
cken gepflanzt und dauerhaft erhalten werden. Unter befestigten Eiächen auf Garagen 
(Wege, A ußenterrassen der Erdgeschosswohnungen, Hauszugänge, Feuer wehrum- 
fahrten) wird die Aufbauhohe von 50 cm in der Regel mit dem wasser- und luftdurch- 
lässigen U nterbau einschließlich Drainageschicht und der Belagsstärke erreicht. Um 
Baumpflanzungen auf unterbauten Flächen zu ermöglichen und dauerhaftzu erhalten, 
sind höhere Überdeckungen im Baumpflanzbereich von mindestens 1 m auf einer 
Grundfläche von mindestens 12 m^ erforderlich. Sofern bei der Andeckstärke 1 m aus 
Platzgründen ei n flächenbeanspruchendes A nböschen ni cht m öglich i st, besteht di e 
Möglichkeit, B aumpflanztröge ei nzusetzen oder S onderlösungen w ie Aufkantungen 
oder A ufmauerungen h erzusteilen, di e di e ent sprechende M indestfläche und M in- 
destsubstratschichtstärke für den Wurzelraum des Baums sicherstellen. Eine Drainage 
und ausreichende Bewässerung baulich eingefasster Vegetationsflächen ist vorzuse- 
hen. Die fachlich anerkannten Bauweisen für beengte Pflanzgruben und für Pflanzun- 
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gen mit eingeschränktem Bodenanschluss bzw. ohne Anschluss an den gewachsenen 
Boden werden in den städtebaulichen Verträgen näher geregelt. 

5.6.3 Grundwasserschutz 

Die Festsetzung zur Dachbegrünung wirkt durch einen verzögerten Abfluss des Nie- 

derschlagswassers positiv auf den Grundwasserschutz, 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Schutzzone III der Verordnung über das Wasser- 
schutzgebiet Baursberg vom 13. Februar 1990 (HmbGVBI. 1990, S 17). Durch die 
Verordnung des Wasserschutzgebietes können sich Verbote, Nutzungsbeschränkun- 

gen und Duldungspflichten sowie zusätzliche Schutzmaßnahmen für das Grundwasser 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Nutzung ergeben. 

5.6.4 Artenschutz 

Der besondere Artenschutz unterliegt nicht der bauleitplanerischen Abwägung, m 
ge der Bauleitplanung ist zu prüfen und s oweit möglich bereits durch Festsetzungen 
oder andere Regelungen sicherzustellen, dass die Vorschriften für die nach europäi- 
schem Recht besonders und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten entsprechend 
§44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) einer Umsetzung der zulässigen Vorhaben 
nicht entgegenstehen können. Aus diesem Grunde wurde durch einen Fachgutachter 
für das Plangebiet eine artenschutzfachliche Untersuchung zu möglichen Vorkommen 
potenzieller Arten vorgenommen. Durch die Neubebauung und Fällung einzelner Bäu- 
me können Arten, die nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG besonders oder streng 
geschützt s ind, betroffen sein. Das Plangebiet wurde i m Zeitraum vom 14. März bis 
zum 20. September 2016 mehrfach begangen und im Hinblick auf das Vorkommen von 
Fledermäusen und Vögeln abgeprüft. 

Artenqruope Fledermäuse 

Die E rfassung v on Fl edermäusen e rfolgte mittels U Itraschalldetektor und S ichtbe- 
obachtungen. Es wurde eine Fledermausart, die Zwergfledermaus, als reine Flugbe- 
obachtung festgestellt. Jagdrufe und gerichtete Über- oder Durchflüge, die Hinweis auf 
eine Flugstraße geben, wurden nicht beobachtet. 

Das Untersuchungsgebiet besitzt kein besonderes Potential für Fledermausquartiere, 
Hinweise auf Quartiere im Plangebiet wurden nicht gefunden. 

Hinweise auf Sommerquartiere durch das s og. „Schwärmen“ in den M orgenstunden 
wurden nicht beobachtet. 

Fledermäuse jagen in der Regel dort, wo aktuell Konzentrationen von Beutetieren 
Sekten) v orhanden s ind. Aus den E rgebnissen der E rfassungen w ird deut lieh, d ass 
kein Gebiet mit herausgehobener Bedeutung als Jagdgebiet vorhanden ist. 

Die unt erschiedlichen Teillebensräume v on Fl edermauspopulationen w erden dur ch 
Flugstraßen miteinander verbunden. Die sogenannten traditionellen Flugrouten sind in- 
tegrale Bestandteile des Gesamtlebensraumes und nur schwer ersetzbar, Hinweise auf 
Flugstraßen ergeben sich durch gerichtete Über- oder Durchflüge Während der Bege- 
hungen wurde keine Flugstraße ermittelt. 

Mit dem A briss der Gebäude g eben keine po tenziellen Q uartiere v on Fl edermäusen 
verloren, da dort keine zu erwarten sind. 
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Mit dem Gehölzverlust verlieren Fledermäuse keine bedeutende Jagdmöglichkeit. Es 
kommt zu einer geringen graduellen Verminderung der „Nahrungsproduktion“, 

Bessere potenzielle Nahrungsgebiete sind in der 1-km-Umgebung die bei allen Arten 
im normalen Radius des Jagdgebiets um ein Quartier liegt, ausreichend vorhanden, so 
dass durch das geplante Vorhaben keine Mangelsituation eintreten wird, die dazu füh- 
ren könnte, dass in der Umgebung liegende Fortpflanzungs- und Ruhestätten un- 
brauchbar und damit beschädigt werden. Die hier betroffene Fläche ist nicht essentiell 
für das Vorkommen der Fledermäuse im Raum Rissen. Solche Nahrungsräume gelten 
nicht als Lebensstätten im Sinne des § 44 BNatSchG. 

Zur Unterstützung der Lebensraumfunktion von geschützten Arten besteht in dem 
Plangebiet jedoch ein Bedarf an Nist- und Fledermauskästen. In der Verordnung wird 
festgesetzt: 

Vgl. § 2 N r. 19: „Im Plangebiet sind an den nach Osten oder Westen ge- 
richteten Außenwänden der Gebäude drei Nistkästen für Halbhöhlenbrü- 
ter sowie drei Flachkästen als Quartiere für Fledermäuse in die Fassade 
zu integrieren oder anzubringen. An den nac h Norden gerichteten Wän- 
den $ ind zwei Koloniekästen für Sperlinge an geei gneten S teilen an zu- 
bringen. Zusätzlich sind drei Nistkästen für Dohlen fachgerecht an Bäu- 
men anzubringen. Alle Nist- und Fledermauskästen sind dauerhaft zu er- 
halten und zu pflegen.“ 

Artenqruppe Vögel 

Bei der Erhebung sind insgesamt 13 A rten erfasst worden, die nicht alle g leichzeitig 
auftreten und di esen Bereich nur als Teilrevier oder als Nahrungsgast nutzen, da das 
Untersuchungsgebiet für alle Arten zu klein für ein jeweils ganzes Revier ist. 

Keine der Arten ist nach der „Roten Liste Flamburgs“ oder Deutschlands gefährdet. Alle 
hier betroffenen Vogelarten sind weit verbreitet und ungefährdet und gehören zu den 

störungsunempfindlichen Arten. Alle Vogelarlen sind nach § 7 B NatSchG besonders 
geschützt. Für alle Arten ist das Untersuchungsgebiet zu klein für jeweils ein ganzes 
Revier. Ein eventueller Verlust eines Teilrevieres wird nicht zu einem ungünstigen Er- 
haltungszustand und da mit zur Gefährdung der Art im Raum Hamburg Rissen führen. 
Die hier mit Brutrevieren vorkommenden Arten bauen in jedem Jahr ein neues Nest, so 
dass außerhalb der Brutzeit keine dauerhaft genutzten Fortpflanzungsstätten vorhan- 
den sind. Ein Ausweichen ist langfristig möglich, so dass die Funktionen im räumlichen 
Zusammenhang erhalten bleiben. Vorgezogene Maßnahmen zur dauerhaften Siche- 
rung der ökologischen Funktion (continuos ecological functionality-measures - CEF- 
Maßnahmen) sind nicht erforderlich. 

Es gehen für Gehölzvögel Bereiche verloren, die nur Anteile der Reviere ausmachen. 
Mit den später neu angelegten Grünanlagen um die Wohngebäude entstehen langfris- 
tig wieder neue Lebensräume für die Gehölzvögel in geringem Umfang. 

Bei flächendeckend verbreiteten und wenig spezialisierten Vogelarten - wie hier - wird 
die ökologische Funktion der Fortpflanzungsstätte in der Regel im räumlichen Zusam- 
menhang weiterhin erfüllt werden können, weil diese Arten keine speziellen Habitatan- 
sprüche aufweisen und in der Umgebung der Bauvorhaben vergleichbare Biotopstruk- 
turen finden werden, die als Fortpflanzungs- und Ruhestätte geeignet sind. Damit bleibt 
die Funktion der Fortpflanzungsstätten im räumlichen Zusammenhang erhalten. 
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Zur Förderung der Artenvielfalt wird i n § 2 N r. 18 der Verordnung festgesetzt, dass 
Piangebiet an den G ebäuden mindestens drei Nistkästen für Halbhöhlenbrüter sowie 
drei Nistkästen für Dohlen im Baumbestand anzubringen sind. 

Da die Arbeiten zur Rodung von Gehölzen nach bzw. vor der Brutzeit der Vögel begin- 
nen wird der Tatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNätSchG, wonach es verboten ist wild 
lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten oder ihrer Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören, i m H inblick auf Vögel bzgl. der Bäume nicht erfüllt. 
Aufgrund des Zeitpunkts der Rodung werden auch in Bezug auf die streng geschützten 
Arten und der europäischen Vogelarten die Verbotstatbestände des § 44 A bs. 1 Nr. 2 
BNatSchG nicht erfüllt. Der Baubetrieb führt nicht zu erheblichen Störungen der umge- 
benden Tierwelt, da es sich um störungsgewohnte Arten des Siedlungsbereichs han- 
delt. Die lokalen Populationen haben i m Übrigen einen so guten Erhaltungszustand, 
dass selbst ein zeitweiliger Verlust eines Brutpaares nicht zu einer Verschlechterung 
und damit zu einer erheblichen Störung im Sinne des § 44 führen würde. 

Im Plangebiet kommen zudem keine Pflanzarten des Anhangs IVder Fauna-Flora- 
Habitat-Richtlinie ( FFH Ric htlinie) vor. Weitere A rten des A nhangs I V der F FH- 
Richtlinie wie beispielsweise die Wirbellosen, Libellen, Amphibien, Fische und der 
Nachtkerzenschwärmer sind Biotopspezialisten, die im Plangebiet aufgrund des Feh- 
lens dieser Biotopstrukturen nicht Vorkommen können. 

Bei einer Verwirklichung des Bebauungsplans kommt es demnach nicht zum Eintreten 
des Verbotes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG, da die ökologischen Funktionen erhalten 
bleiben. Unüberwindliche Hindernisse zur Verwirklichung des Bebauungsplans liegen 
somit durch die Bestimmungen des § 44 BNatSchG nicht vor. 

5.6.5 Naturschutzfachliche Gesamtbetrachtung 

Da der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB 
aufgestellt wird, gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu 
erwarten sind, als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Ent- 
scheidung erfolgt oder zulässig. 

Die Aufstellung einer detaillierten Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung kann ebenso 
wie die Anfertigung eines Umweltberichts entfallen. 

Unabhängig davon sind voraussichtliche Auswirkungen auf Natur und Landschaft in die 
Abwägung ei nzustellen. Im E inzelnen er geben s ich f ür di e nac h§ 1 A bsatz 
6 Nr. 7 BauGB zu untersuchenden Belange des Umweltschutzes einschließlich der Be- 
lange von Natur und Landschaft folgende Auswirkungen: 

Im Teilplan Naturhaushalt zum LAPRO „Bodenökologische Konzeptkarte" (1998) ist für 

das Plangebiet als Bodenart Sand bis lehmiger Sand dargestellt. Die Böden werden als 
grundwasserfern eingestuft. Der obere Bodenhohzont ist mit Ausnahme der umlaufen- 
den Vegetationsflächen als naturfern zu bewerten. Die natürliche Bodengenese ist in 

den baulich überprägten Bereichen nachhaltig gestört. 

Durch das geplante Bauvorhaben werden die Bodenversiegelungen gegenüber dem 

Bestand leicht zunehmen. 
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Die Versiegelung des Bodens durch Gebäudeflächen mit rd. 4.800 und Erschlie- 

ßungsflächen mit rd- 3.500 beläuft sich im Bestand auf ca. 8.300 m^. Dies ent- 
spricht, bezogen auf die Vorhabenfläche mit insgesamt 11.963 m^. einem Versiege- 
ln ngsanteil von ca. 69 %, 

Demgegenüber ent wickelt sich die Bodenversiegelung bei der Vorhabenplanung mit 
dem Flächenanteil der Gebäude mit etwa 5.520 m^ sowie der Erschließungsflächen mit 

etwa 3.060 m^ auf insgesamt rd. 8.580 m^. Dies entspricht einem Versiegelungsanteil 
von rd. 71 %. 

Nach Herrichtung der Freiflächen und ent sprechender Bodenrevitalisierungsmaßnah- 
men mit Oberboden sind hier die Bodenfunktionen wieder herstellbar. Hierbei ist zu be- 
rücksichtigen, dass oberhalb des Garagengeschosses mit der Anlage von Vegetations- 

flächen und kleinkronigen Baumanpflanzungen auch organische Bodenstrukturen ge- 
schaffen w erden. Die D ächer der Wohngebäude erhalten ei ne E xtensivdachbegrü- 
nung, T eilflächen des G aragengeschosses sind m it V egetationsflächen und B aum- 

pflanzungen intensiv begrünt. Extensivdachbegrünungen bieten mit ihrem organisch- 
mineralischem Bodensubstrataufbau die teilweise Wiederherstellung von Bodenfunkti- 
onen auf dem künstlichen Standort Dach. In Verbindung mit standortangepassten Ve- 

getationsgesellschaften werden dauer hafte Leb ensraumstrukturen geschaffen. D er 

Dachbegrünungsaufbau übernimmt O berflächenwasserrückhalte- und reinigungs- 
funktionen und ersetzt somit teilweise die natürlichen Bodenfunktionen. 

Wasser- und Grundwasserhaushalt 

Der mittlere Flurabstand des oberflächennahen Grund- bzw. Stauwasserleiters ist mit 10 
bis 20 m unter Geländeoberkante (GOK) anzunehmen. Lokale Stauwasserlinsen können 
nicht ausgeschlossen werden. Das Plangebiet ist als grundwasserfem einzustufen. 

Das O berflächenwasser der baul ich über prägten, v ersiegelten F lächen w ird - nach 
Rückhaltung und Versickerung auf dem Grundstück - begrenzt in das Regensiel in der 
Straße Alte Sülldorfer Landstraße eingeleitet. 

Aufgrund der anteiligen Gebäudebegrünungen wird sich die Bilanz der Flächenversiege- 
lung positiv entwickeln. Der Oberflächenabfluss der überbauten dezentralen Regenwas- 
serrückhaltung und Regenwasserbewirtschaftung kann mittels der Gebäudebegrünun- 
gen nachhaltig verbessert werden. Bei einem Begrünungsaufbau von mindestens 12 cm 
werden rund 40 bis 70 % des jährlichen Niederschlags in Extensivdachbegrünungen zu- 
rückgehalten. Der Rauhigkeitsfaktor begrünter Dächer führt zu einer messbaren Abfluss- 
verzögerung und Entspannung der Abflussspitzen. Das Abfluss verhalten, d.h. das Was- 
serrückhaltevermögen begrünter Dachflächen wird mitzunehmender Stärke des Begrü- 
nungsaufbaus optimiert. 

Klima und Lufthvaiene 

Die lokalen Kleinklimaverhältnisseim Plangebiet sind urbaner Prägung. Das Plange- 
biet ist in der Karte Planungshinweise Stadtklima {Stadtklimatische Bestandsaufnahme 
und Bewertung für das Landschaftsprogramm Hamburg, GEO-NET Umweltconsulting, 
12.2011) als Bereich mit geringer bis mäßiger bioklimatischer Belastung gekennzeich- 
net. Es ist eine mittlere Empfindlichkeit gegenüber nutzungsintensivierenden Eingriffen 
bei Beachtung klimaökologischer Aspekte definiert. 
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Die Hauptwindrichtung wird mit Südwest bis West, die mittlere Temperatur mit 8°C, der 
mittlere Jahresniederschlag mit 700 - 750 mm, angegeben. 

Der Kernbereich des Plangebiets wird aktuell durch abstrahlungsintensive bauliche An- 
lagen und V ersiegelte Fl ächen g eprägt. Die um laufenden, g ehölzgeprägten V egeta- 
tionsflächen sind entsprechend abstrahlungsarm und wirken klimaökologisch ausglei- 
chend. 

Durch das geplante Bauvorhaben wird die lufthygienische Produktivität des Grünvolu- 
mens nicht wesentlich beeinträchtigt, da nur in geringem Umfang Großbaumbestand 
im südlichen und nordwestlichen Bereich gerodet wird. Die Bilanz des Grünvolumens 
kann durch vorgesehene Neupflanzungen auf Teilflächen der privaten Gärten verbes- 
sertwerden. Eine extensive Begrünung der Dachflächen und intensive Begrünung der 
Garagen kann zu einer erheblichen Verbesserung des Mikroklimas beitragen. Staub- 
und gasförmige Immissionen werden durch die Vegetationsschicht gefiltert und festge- 
legt. Aufheizungseffekte und abs trahlungsbedingte Temperaturdifferenzen werden i m 
Sommer durch den Begrünungsaufbau stark nivelliert. 

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

In der B iotopkartierung s ind k eine „Gesetzlich g eschützten B iotope“ gemäß § 30 
BNatSchG auf dem Vorhabengelände oder un mittelbar angrenzend festgestellt. Die 
örtliche Bestandsaufnahme kommt zum gleichen Ergebnis. Lebensraumtypen nach 
FFH-Richtlinie können nicht ermittelt werden. 

Es werden innerhalb der Gewerbe- und Wohnflächenausweisung nur die für die Zuwe- 
gung z ur Straße A Ite Sülldorfer Lands traße i n erforderlichem U mfang notwendigen 
Gehölze beseitigt. Diese werden durch Ersatzpflanzungen mit Stieleichen und Ersatz- 
zahlungen k ompensiert. Für di e R ingerschließung müssen i m N ordwesten m aximal 
drei Bäume gefällt werden. 

Es wurde ei ne Fledermausart, die Zwergfledermaus, als reine Flugbeobachtung fest- 
gestellt. Jagdrufe und gerichtete Über- oder Durchflüge, die Hinweis auf eine Flugstra- 
ße geben, wurden nicht beobachtet. Das Plangebiet besitzt kein besonderes Potenzial 
für Fledermausquartiere. 

Von den 13 im Plangebiet vorkommenden Vogelarten ist keine nach der „Roten Liste 
Hamburgs“ oder D eutschlands g efährdet. A Ile h ier bet roffenen V ogelarten s ind w eit 
verbreitet, un gefährdet und g ehören z u den s törungsunempfindlichen A rten. Für al le 
Arten ist das Untersuchungsgebiet zu klein für jeweils ein ganzes Revier. Ein eventuel- 
ler Verlust eines Teilreviers wird nicht zu einem ungünstigen Erhaltungszustand und 
damit zur Gefährdung der Art im Raum Hamburg führen. Ein Ausweichen ist langfristig 
möglich, so dass die Funktionen im räumlichen Zusammenhang erhalten bleiben. Vor- 
gezogene CEF-Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Zur Unterstützung der Lebensraumfunktion von geschützten Arten ist die Anbringung 
von Nist- und Fledermauskästen geplant. 

Eine insektenschonende Außenbeleuchtung wird im Durchführungsvertrag zum Vorha- 
ben festgeschrieben. 

Die Randbereiche im Norden, Westen und Osten sind mit Gehölzstreifen und -gruppen 
bewachsen. Im Bebauungsplan werden Einzelbäume parallel der Straße Alte Sülldorfer 
Landstraße mit einem Erhaltungsgebot festgesetzt Die umlaufenden Gehölzbestände 
werden über ein flächenbezogenes Erhaltungsgebot für Bäume und Sträucher gesi- 
chert und können üben/viegend erhalten werden. 
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Durch die Anpflanzung neuer kleinkroniger Bäume und Großsträucher in den H Öfen 
wird das Grünvolumen nachhaltig entwickelt. 

Zum Schutz des alten Baumbestands sollen Baumaßnahmen im Kronentraufbereich 
der Bäume unterbieiben. ist notwendig, dass die Baumaßnahmen mit präventiven 
Baumschutzmaßnahmen für betroffene Bäume fachgutachterlich begleitet werden. 

Zu dem südlich angrenzenden Wohngebiet ist eine vegetationsgeprägte Einbindung 
durch Baumsolitäre und durch einen umlaufenden Gehölzstreifen gegeben. Eine park- 
artige Solitärbaumstellung auf den Scherrasengeprägten Böschungsbereichen parallel 
zur Straße Alte Sülldorfer Landstraße prägen an dieser Stelle einen parkartigen Stra- 
ßenraum. Im Norden, Osten und Westen ist die Bebauung durch einen umtaufenden 
Gehölzstreifen eingefasst mit altem Baumbestand. 

Der ei nrahmende Baumbestand soll, bis auf wenige A usnahmen, erhalten und g esi- 
chert werden und da mit langfristig ei ne landschaftsgerechte Eingrünung der Neube- 
bauung gewährleisten. Zudem wird mit der Ausgestaltung der Innenhöfe und der Grün- 
flächen der Innenhöfe sowie der Durchbegrünung des Quartiers eine landschafts- und 
ortsgestalterisch deutliche Aufwertung gegenüber der bisherigen Situation erreicht. 

Zusammenfassung 

Mit dem gemischten Wohn- und Gewerbequartier wird ein bislang als Gewerbegebiet 
ausgewiesenes Gelände überplant. Die nach Bebauungsplan ausgewiesenen Bauflä- 
chen haben einen Flächenumfang von ca. 1,0 ha. Die bauliche Neuordnung erfolgt auf 
durch Bebauung und bauliche Nebenanlagen vorgeprägten, vollständig versiegelten 
und w eitgehend i n i hrem boden genetisch und -statischen A ufbau v eränderten Fl ä- 
chen. Innerhalb der geplanten privaten Grün- und Freiflächen bleiben vorhandene Ge- 
hölze der vegetationsgeprägten Randzonen erhalten. 

Durch die Festsetzungendes Bebauungsplans wird sichergestellt, dass die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege so- 
wie des Artenschutzes umfassend berücksichtigt werden. Die Festsetzungen dienen 
u.a. der Minderung von Auswirkungen durch die Bodenversiegelung, der ökologisch 
orientierten Regulierung des Wasserhaushalts und flankieren das Vorhaben mit dem 
Ziel die Auswirkungen der P lanung auf die S chutzgüter Klima, Wasser, Boden und 
Pflanzen und Tiere zu reduzieren. 

Fledermäuse haben i n dem B estandsgebäude und den B äumen keine Q uartiere. 
Durch das Vorhaben gehen keine Quartiere, Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie 
bedeutsame Nahrungsräume von Fledermäusen verloren. Von den im Plangebiet vor- 
kommenden Brutvogelarten ist keine vom Verlust einer Fortpflanzungsstätte im Sinne 
des § 44 B NatSohG b etroffen. Vorgezogene A usgleichsmaßnahmen i m Sinne von 
CEF-Maßnahmen sind nicht erforderlich. Weitere Arten des Anhangs IV der FFFI- 
Richtlinie sind sämtliche Biotopspezialisten, die im Plangebiet aufgrund des Fehlens 
der für sie notwendigen Biotopstrukturen nicht Vorkommen können. 

Unüberwindbare Belange des besonderen Artenschutzes sind durch die Umsetzung 
der P lanung ni cht betroffen, s ofern B auzeitenregelungen getroffen werden. Der B e- 
bauungsplan wird nach § 13a B auGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Eine 
Eingriffsbilanzierung sowie ein förmlicher Umweltbericht sind somit nicht erforderlich. 
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5.7 Nachrichtliche Übernahmen 

5.7.1 Bundesfernstraße 

Im nördlichen Bereich des Plangebiets ist ein Teilbereich einer festgestellten Bundes- 
fernstraße nachrichtlich übernommen worden, Sie ist als Ortsumgehung Rissen sowie 
als über örtliche H auptverkehrsstraße für den Verkehr v on Wedel in die I nnenstadt 
Hamburgs konzipiert. Die Bundesfernstraße ist nach dem Bundesfernstraßengesetz in 
der Fassung vom 1. Oktober 1974 (Bundesgesetzblatt I Seiten 2413 und 2908), zuletzt 
geändert am 19. Dezember 1986 (Bundesgesetzblatt Seite 2669), festgestellt worden. 

5.7.2 Landschaftsschutzgebiet 

Der südöstliche Teil des Geltungsbereichs (ca. 260 m^) unterliegt dem Landschafts- 
schutz. Es gelten die Beschränkungen der Verordnung zum Schutz von Landschafts- 
teilen in den Gemarkungen Altona-Südwest, Ottensen, Othmarschen, Klein Flottbek, 
Nienstedten, D ockenhuden, B lankenese und R issen v om 18. D ezember1962 
(HmbGVBI. S. 203), zuletzt geändert 11, Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 365). 

5.7.3 Wasserschutzgebiet 

Das P langebiet I legt z udem i nnerhalb der S chutzzone III der V erordnung über da s 
Wasserschutzgebiet Baursberg vom 13. Februar 1990 (HmbGVBI. 1990, S. 17). Das 
Gebiet ist in einem förmlichen Verfahren nach § 37 in Verbindung mit § 96 des Ham- 
burg ischen Wassergesetzes vom 20. Juni 960 (HmbGVBI. S. 335), zuletzt geändert 
am 18. Juli 2001 festgesetzt worden. 

6. Maßnahmen zur Verwirklichung 

Zur Realisierung des Vorhabens wird auf der Grundlage von § 12 BauGB zwischen der 

Vorhabenträgerin und der Freien und Hansestadt Hamburg ein Durchführungsvertrag 
geschlossen. Darin verpflichtet sich die Vorhabenträgerin gemäß § 12 Abs. 1 BauGB 
auf der Grundlage des Vorhaben- und Erschließungsplans zur Durchführung des Vor- 

habens innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Übernahme der Planungskosten. Im 
Durchführungsvertrag werden außerdem w eitere V ereinbarungen insbesondere zu 
Maßnahmen der Freiflächengestaltung, Bepflanzung und Grundstückserschließung auf 

den privaten Grün- und Freiflächen, zur Umsetzung der naturschutz- und artenschutz- 
rechtlichen A usgleichsmaßnahmen sowie zur Fassadengestaltung get roffen. Der 

Durchführungsvertrag unterliegt dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) 
und wird nach Maßgabe der Vorschriftendes HmbTG im informationsregister veröf- 

fentlicht. 

Voraussichtlich s ind b odenordnerische M aßnahmen in Fo rm von neuen Zus chnitten 

der Flurstücke erforderlich. 

7. Aufhebung bestehender Pläne 

Für das Plangebiet wird der bestehende Bebauungsplan Rissen 40 vom 06.12.1988 
aufgehoben. 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 - Alte Sülldorfer Landstraße 

Flächen- und Kostenangaben 

Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt etwa 13.450 m^. 

Davon werden etwa 960 m^ als Straßenverkehrsflächen festgesetzt und etwa 510 
als festgestellte Bundestraße nachrichtlich übernommen. 

Etwa 5.620 m^ werden als allgemeines Wohngebiet sowie 3 560 m^ als Gewerbegebiet 
festgesetzt. 

Im nördlichen Bereich des Plangebiets werden parallel zur Sülldorfer Landstraße etwa 
1.260 m^ als private Grünfläche festgesetzt. 

Im südlichen Bereich des Plangebiets werden parallel zur Straße Alte Sülldorfer Land- 
straße etwa 1.540 m^ als private Grünfläche festgesetzt. 

Durch die Verwirklichung des Plans entstehen der Freien und Hansestadt Hamburg 
keine Kosten. 





Eigentumsnachweise Vertragsgebiet 

Auszug aus dem Grundbuch zu dem Flurstück 5055, eingetragen in das Grundbuch 

des Amtsgerichts Hamburg Blankenese, Blatt 6800 

Auszug aus dem Grundbuch zu dem Flurstück 3942, eingetragen in das Grundbuch 

des Amtsgerichts Hamburg Blankenese, Blatt 5992 

Auszug aus dem Grundbuch zu dem Flurstück 4991 eingetragen in das Grundbuch 

des Amtsgerichts Hamburg Blankenese, Blatt 6730 

Notarieller Kaufvertrag vom 17.01.2018, UR-Nr. 99/2018 Dl, zu den Flurstücken 
5487-1 5487-2, 5487-3, 5487-4, 5487-5, 5487-6 
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URKUNDENROLLEN-NR. 99/2018 Dl 

Freien und Hansestadt Hamburg 

Vor mir, dem Hamburgischen Notar 

mit dem Amtssitz in Hamburg, 

erschienen heute in meinen Amtsräumen Alstertor 14, 20095 Hamburg: 

 
 

 
 

nach ihren Erklärungen nicht handelnd im eigenen Namen, sondern als teilweise von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreite einzelvertretungsberechtigte Bevollmächtigte für 
die 

Freie und Hansestadt Hamburg, 
vertreten durch die Finanzbehörde Landesbetrieb Immobilienmanagement und 
Grundvermögen 
Millerntorplatz 1,20359 Hamburg, 

aufgrund mit Dienstsiegel versehener schriftlicher Vollmacht vom 16. Januar 2018, die bei 
Beurkundung im Original vorlag und von der eine hiermit beglaubigte Ablichtung als 
Anlage 1 beigefügt wird. 

- die Freie und Hansestadt Hamburg nachfolgend in dieser Urkunde auch „Verkäufer” oder 

„FHH" genannt 

2.  
 

 
 

handelnd seiner Erklärung nach in seiner Eigenschaft als einzelvertretungsberechtigter und 
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer für die 

Marn & NGEG Verwaltungsgeseilschaft mbH 
mit dem Sitz in Kiel 



und der Geschäftsanschrift: 
Wall 55, 24103 Kiel, 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Kiel unter HRB 14269 Kl, 

diese wiederum handelnd ihrer Erklärung nach in ihrer Eigenschaft als 
einzelvertretungsberechtigte und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite 
persönlich haftende Gesellschafterin der und für die 

Marn & NGEG Objekt Rissen II GmbH & Co. KG 
mit dem Sitz in Kiel 
und der Geschäftsanschrift; 
Wall 56. 24103 Kiel, 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Kiel unter HRA 8298 Kl, 

die Marn & NGEG Objekt Rissen II GmbH & Co. KG nachfolgend in dieser Urkunde 

auch „Käufer" genannt- 

Verkäufer und Käufer nachfolgend gemeinsam auch „die Vertragsparteien" genannt 

Hiermit bescheinige ich, der Notar, nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 BNotO die vorgenannten 

Vertretungsberechtigungen, und zwar aufgrund Einsichtnahmen in das jeweils betreffende 

elektronische Handelsregister vom 15. Januar 2018. 

Die Erschienenen baten um Beurkundung des nachstehenden Grundstückkaufvertrages mit 

Auflassung und erklärten daraufhin zu Protokoll: 



GRUNDSTÜCKSKAUFVERTRAG 

INHALTSVERZEICHNIS (Nicht Gegenstand der Beurkundung) SEITE 

§ 1 Grundbuchstand 4 

§ 2 Verkauf (Kaufgegenstand) 4 

§ 3 Kaufpreis 5 

§ 4 Fälligkeit des Kaufpreises 5 

§ 5 Belastungen  6 

§ 6 Besitzübergang 6 

§ 7 Rechte des Käufers wegen Mängeln 8 

§ 8 Erschliessung 10 

§ 9 Nutzungsbindung 11 

§ 0 NACHLEISTUNGSVERPFLICHTUNG 11 

§ 11 Nutzungs-, Leitungs-, Unterhaitungs- und Wartungsrechte 12 

§ 12 Rücktritt 12 

§13 Kosten, Grundenwerbssteuer 12 

§ 14 Grundbuchanlegung 13 

§ 15 Auflassung, Grundbucherklärungen     13 

§ 16 Ermächtigung des Notars, Vollmachten 14 

§ 17 Rechtsnachfolge, Abtretung, Gesamtschuldnerische Haftung 16 

§18 Hinweise zum Datenschutzgesetz und   

dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) 16 

§ 19 Salvatorische Klausel und sonstige Bestimmungen 17 

§ 20 Erfüllungsort. Gerichtsstand 17 

§ 21 Anlagenverzeichnis 18 

§ 22 Ausfertigungen 18 



1 Der Verkäufer ist Alleineigentümer des nicht im Grundbuch verzeichneten, nicht 

gewidmeten Grundstücks; 

Grundstück Gemarkung Rissen. Flurstück 5487 

2 Die Belegenheit ergibt sich aus dem als Anlage 2 beigefügten Lageplan, 

§ 2 VERKAUF(KAUFGEGENSTAND) 

Der Verkäufer verkauft hiermit an den dies annehmenden Käufer folgende noch zu 

vermessende unbebaute Teilflächen aus dem in § 1 dieser Urkunde näher bezeichneten 

unbebauten Grundbesitz; 

Flurstücke 5487-1,5487-2, 5487-3, 5487-4, 5487-5, 6487-6, 

belegen Alte Sülldorfer Landstraße 400 zur Größe von insgesamt ca. 1,328,75 qm, 

nachfolgend auch „Kaufgegenstand" oder „Grundstück“ genannt. 

Die kaufgegenständiichen Teilflächen (der Kaufgegenstand) sind in dem dieser Urkunde 

als Anlage 2 beigefügten Lageplan grün bzw. braun unterlegt dargestellt. Der Lageplan 

ist maßgebend für die durch die amtliche Vermessung zu bestimmende genaue 

Flächengröße und Lage der kaufgegenständlichen Teilflächen. Der Notar hat auf die 

Bedeutung einer exakten zeichnerischen Darstellung hingewiesen. 

Im Übrigen steht das Bestimmungsrecht bezüglich der Grenzen des Kaufgegenstandes 

gemäß § 315 BGB dem Verkäufer zu. Der genaue Verlauf der neuen 

Grundstücksgrenze wird erst bei der Vermessung und Abmarkung durch den zu 

beteiligenden Verkäufer festgelegt. 

Der Käufer wird die Vermessung (u.U. einschließlich Abmarkung) bis spätestens 4 

Wochen nach Beurkundung dieses Vertrages bei einem öffentlich bestellten 

Vermessungsbüro oder dem Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung in Auftrag 

geben und den Verkäufer innerhalb einer Frist von 14 Tagen ab Beauftragung hierüber 

schriftlich informieren. Er hat den Vermesser zu veranlassen, dass dieser dem Notar auf 

Kosten des Käufers folgende Vermessungsunterlagen zusendet; 

Abschriften des Veränderungsnachweises (zweifach), 

Fortführungsunterlagen, 



Wird die Vermessung vom Käufer nicht innerhalb den oben genannten Fristen in Auftrag 

gegeben, so bevollmächtigt der Käufer hiermit unwiderruflich den Verkäufer zur Er- 

teilung des Vermessungsauftrages im Namen und auf Rechnung des Käufers. 

Der Grenzfeststeliungs- (und Abmarkungs-)termin ist dem Verkäufer, vertreten durch die 

Finanzbehörde - Landesbetrieb Immobiüenmanagement und Grundvermögen 

mindestens 14 Tage vorab mitzuteüen. 

Der Kaufgegenstand wird mit allen gesetzlichen Bestandteilen, soweit sie im Eigentum 

des Verkäufers stehen und nachfolgend nicht etwas Abweichendes vereinbart wird, 

verkauft. Zubehör wird nicht mitverkauft. 

Der Kaufpreis für den Kaufgegenstand beträgt 

Neben dem Kaufpreis für den Kaufgegenstand hat der Käufer folgenden Betrag zu zahlen: 

Dieser Betrag ist zusammen mit dem Kaufpreis für den Kaufgegenstand fällig. 

Gegen Forderungen des Verkäufers aus diesem Vertrag ist die Aufrechnung mit Forde- 

rungen des Käufers ausgeschlossen, soweit diese nioht unbestritten oder rechtskräftig 

festgestellt sind. 

§ 4 FÄLLIGKEIT DES KAUFPREISES 

Der Kaufpreis für den Kaufgegenstand ist ohne weitere Voraussetzungen am 

07.02.2018 fällig und zahlbar auf das nachstehend in § 4,2 dieses Vertrages genannte 

Konto. Der Notar hat den Käufer auf das Vorieistungsrisiko hingewiesen, 

Gestaltungsalternativen angeboten und erläutert und entsprechend belehrt. Der Käufer 

erklärte hierauf verzichten zu wollen und auch keine Finanzierung des Kaufpreises über 

den Kaufgegenstand zu benötigen. 



bei der Deutschen Bundesbank Hamburg, 

so rechtzeitig einzuzahlen, dass eine Wertsteliung zum Fälligkeitstermin erfolgt, auch 

wenn keine Referenznummer mitgeteilt wurde. 

 

4.3 Begleicht der Käufer die Forderungen nicht oder nicht vollständig zum vereinbarten 

Fälligkeitstermin, so gerät er auch ohne Mahnung sofort in Verzug. Er schuldet in 

diesem Fall die gesetzlichen Verzugszinsen auf den noch offenen Betrag in Höhe von 

jährlich neun Prozentpunkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz gemäß § 247 

BGB. Die Zinsen sind zum Ende eines jeden Kalendermonats zur Zahlung an den 

Verkäufer auf das vorbenannte Konto fällig. Unberührt bleibt die gesetzliche Pflicht zum 

Ersatz eines weitergehenden Verzugsschadens. 

§ 5 BELASTUNGEN 

Der Verkäufer hat den Kaufgegenstand frei von allen Belastungen in Abteilung II und II! des 

Grundbuchs zu übereignen, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. 

§ 6 BESITZÜBERGANG 

6.1 Besitzübergang, Gefahrübergang 

Der Besitz an dem Kaufgegenstand geht vom Verkäufer auf den Käufer an dem letzten 

Tag (24.00 Uhr) des Monats über, in dem die vollständige Zahlung des Kaufpreises 

gemäß § 4.1 erfolgt ist (nachfolgend „Besitzübergang" genannt). 

Der Besitzübergang entspricht dem Verrechnungstag. 

Der Käufer übernimmt den Kaufgegenstand ohne förmliche Übergabe. 

Die Gefahr des zufälligen Untergangs und die Gefahr der zufälligen Verschlechterung 

des Kaufgegenstandes gehen mit Besitzübergang über 

6.2 Nutzen und Lasten 

Mit Besitzübergang gehen Nutzen und Lasten des Kaufgegenstandes einschließlich aller 

Rechte und Pflichten vom Verkäufer auf den Käufer über. Der Käufer hat den Verkäufer 

von allen Verpflichtungen freizuhalten, die sich bei oder nach Besitzübergang aus dem 

Eigentum oder dem Besitz an dem Kaufgegenstand ergeben. Unbeschadet der Vor- 

schriften in §§ 95, 96 Versicherungsvertragsgesetz (WG) gehen eventuell für den 
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Kaufgegenstand bestehende Versicherungen nicht auf den Käufer über. Erträgnisse und 

Lasten werden auf den Besitzübergang zwischen Verkäufer und Käufer abgerechnet. 

6.3 Verkehrssichere ngspfiicht 

Ab dem Besitzübergang hat der Käufer für die Erfüllung der den Eigentümer treffenden 

Verkehrssicherungspflicht (z. B. Winterdienst) zu sorgen und den Verkäufer von allen 

eventuellen Inanspruchnahmen wegen nach dem Besitzübergang eingetretenen 

Verletzungen der Verkehrssicherungspflicht freizustelien. 

6.4 Liegenschaftsbezogene Verträge 

Der Kaufgegenstand wird frei von iiegenschaftsbezogenen Verträgen, insbesondere 

Miet-, Pacht“ und sonstigen Nutzungsverhältnissen übergeben. 

6.6 Abrechnungen von Steuern, Abgaben, Versicherungsbeiträgen zum Besitzübergang 

Steuern, Gebühren und Abgaben, Versicherungsbeiträge und sonstige Kosten bezüglich 

des Kaufgegenstandes, die für einen Erhebungs- oder Abrechnungszeitraum anfallen, 

der vor dem Besitzübergang begonnen hat und nach dem Besitzübergang endet, sind 

von dem Verkäufer und dem Käufer jeweils zeitanteilig für die Zeit vor bzw. ab dem 

Besitzübergang zu tragen. Der Käufer wird diese Kosten innerhalb von zwei Wochen, 

nachdem der Käufer bestandskräftige Bescheide bzw. Rechnungen über diese Kosten 

erhalten hat, auf den Zeitpunkt des Besitzüberganges abgrenzen. Soweit der Verkäufer 

für die Zeit ab dem Besitzübergang Vorauszahlungen auf die vorstehend genannten 

Kosten geleistet hat, hat der Käufer dem Verkäufer den entsprechenden Betrag 

innerhalb von zwei Wochen nach Aufforderung durch den Verkäufer zu erstatten. Bei 

Zahlungsverzug gilt bezüglich der Vei^ugszinsen § 4.3 dieses Vertrages sinngemäß. 

6.6 Der Verkäufer ermächtigt den Käufer - mit dem Recht zur Erteilung von Un- 

tervollmächten - hinsichtlich des Kaufgegenstandes 

a) bei den zuständigen Ämtern (Bauämter, Grundbuchämter etc.) Auskünfte einzu- 

holen, Akten und Register einzusehen sowie sich Unteriagen aus den Akten bzw. 

Registern in Ablichtung aushändigen zu lassen; 

b) Vereinbarungen mit Versorgungsuntemehmen zu treffen; 

c) Abriss-, Bau-, Bauvorbescheidsanträge, Anträge auf Erteilung von Abgeschlossen- 

heitsbescheinigungen sowie Förderungsanträge jeder Art zu stellen, zu ändern und 

auch zurückzunehmen; 

d) Baugenehmigungsverfahren durchzuführen; 

e) die Erteilung von Anliegerbescheinigungen zu beantragen. 

6.7 Soweit der Käufer von dieser Bevollmächtigung Gebrauch macht, treffen die wirtschaftli- 

chen Folgen der veranlassten Maßnahmen ausschließlich den Käufer, soweit in diesem 

Vertrag nichts anderes geregelt ist. Die hierdurch entstehenden Kosten trägt im Innen- 
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Verhältnis unter Freistellung des Verkäufers ausschließlich der Käufer. Gegen den Frei- 

stellungsanspruch des Verkäufers sind Einwendungen und Einreden ausgeschlossen. 

Die vorgenannte Vollmacht kann von dem Verkäufer jederzeit widerrufen werden. 

6.8 Auf Wunsch und auf Kosten des Käufers wird der Verkäufer diesem die vorstehende 

Vollmacht in gesonderter Urkunde erteilen. 

§ 7 RECHTE DES KÄUFERS WEGEN MÄNGELN 

7 1 Der Kaufgegenstand nebst sämtlichen Baulichkeiten wird verkauft wie er steht und liegt 

und wird vom Käufer in dem vorhandenen Zustand übernommen. Die Rechte des 

Käufers wegen Sach- und Rechtsmängeln werden ausgeschlossen, soweit nachfolgend 

nichts anderes bestimmt ist. Eine bestimmte Größe, Güte, Tragfähigkeit des Unter- 

grundes oder sonstige Beschaffenheit ist nicht vereinbart, insbesondere auch nicht 

bezüglich Art und Umfang der Nutzung - in tatsächlicher oder in rechtlicher Hinsicht 

Ertrag, Bebaubarkeit und Verwertbarkeit des Kaufgegenstandes. Der Verkäufer 

übernimmt keine Garantien; solche sind auch nicht außerhalb des Vertrages gegeben 

worden. 

7.2 Der Verkäufer hat dem Käufer ungehinderten Besitz zu verschaffen und das Eigentum 

frei von im Grundbuch eingetragenen Belastungen zu übertragen, sofern diese vom 

Käufer nicht übernommen werden. Der Käufer hat keine Rechte wegen nicht im Grund- 

buch eingetragener Belastungen, wegen Nutzungsrechten Dritter, die kraft Gesetzes 

bestehen oder wegen eingetragener Baulasten. Darüber hinaus wird vom Verkäufer für 

die Freiheit des Kaufgegenstandes von öffentlich-rechtlichen Baulasten keine Haftung 

übernommen. Der Käufer bestätigt, dass er sich über etwaige Baulasten in dem ihm 

erforderlich erscheinenden Umfang unterrichtet hat. 

7.3 Der Käufer hat vor Abschluss dieses Kaufvertrages ausreichend Gelegenheit gehabt, 

sich durch Bodenuntersuchungen Gewissheit über die Boden- und Baugrund- 

verhältnisse zu verschaffen und insbesondere den Kaufgegenstand auf schädliche 

Bodenveränderungen und Altlasten i.S.d. Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) zu 

untersuchen. Der Käufer ist vom Verkäufer vorsorglich darauf hingewiesen worden, dass 

die Bebaubarkeit des Kaufgegenstandes nicht zugesichert wird. 

7.4 Der Käufer hat keine Rechte wegen Verunreinigungen des Kaufgegenstandes soweit 

nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. „Verunreinigungen des Kaufgegenstandes'' 

im Sinne dieses Vertrages sind sämtliche Boden-, Bodenluft-, Bodenlösungs- und 

Grundwasserverunreinigungen, insbesondere 

a) schädliche Bodenveränderungen im Sinne von § 2 Abs. 3 BBodSchG; 

b) Altlasten im Sinne von § 2 Abs. 5 BBodSchG; 

c) im Boden eingeschlossene und nicht zum Kaufgegenstand gehörende Gebäude, 

Gebäudereste und technische Anlagen; 

8 



d) entsorgungspflichtige Abfälle nach dem Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 

und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislauf- 

wirtschafts- und Abfallgesetz - KrW-/AbfG). 

7.5 Soweit der Verkäufer bzgl. des Kaufgegenstandes aufgrund von Aitlasten oder sonstigen 

schädlichen Bodenveränderungen i.S.d. BBodSchG öffentlich-rechtlich und/oder privat- 

rechtlich in Anspruch genommen wird, hat der Käufer den Verkäufer von einer solchen 

Inanspruchnahme und den daraus folgenden Lasten, insbesondere von sämtlichen 

Kosten oder Schäden ohne Einschränkung freizustellen. 

7.6 Etwaige Ausgleichsansprüche des Käufers gegenüber dem Verkäufer nach § 24 Abs. 2 

BBodSchG oder anderweitige Ausgleichs- oder Rückgriffsansprüche wegen schädlicher 

Bodenveränderungen oder Altlasten sind ausgeschlossen. Das gilt auch in den Fällen, in 

denen der Verkäufer als Alteigentümer unmittelbar nach § 4 Abs. 6 BBodSchG in 

Anspruch genommen wird, so dass insoweit ein Freistellungsanspruch des Verkäufers 

gegenüber dem Käufer oder seinen Rechtsnachfolgern besteht. Im Falle der Rechts- 

nachfolge gilt § 17 dieses Vertrages. 

7.7 Ab dem Besitzübergang ist der Käufer allein verantwortlich für die Entsorgung der von 

ihm erzeugten entsorgungspflichtigen Abfälle im Sinne des Kreislaufwirtschafts- und 

Abfallgesetz — KrW-/AbfG und für die Einhaltung der Pflichten aus der Verordnung über 

die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung 

NachwV). 

7.8 Der Verkäufer haftet nicht für Schäden durch auf dem Kaufgegenstand vorhandenes 

Kriegsgerät oder bisher nicht entfernte Kampfmittel. Gemäß Bescheid der Feuerwehr 

Hamburg - Gefahrenerkundung Kampfmittelverdacht - vom 01.08.2017 wird die Fläche 

zum Teil als Verdachtsfläche für vergrabene Kampfmittel eingestuft. Der Bescheid nebst 

Lageplan ist in Ablichtung als Anlage 3 beigefügt. 

7.9 Soweit ab dem Besitzübergang Maßnahmen nach § 5 der Verordnung zur Verhütung 

von Schäden durch Kampfmittel (KampfmittelVO) erfolgen müssen, ist der Käufer 

verpflichtet, ein geeignetes Unternehmen {§ 10 Abs. 2 KampfmittelVO) im eigenen 

Namen und für eigene Rechnung in dem erforderlichen Umfang mit der fachgerechten 

Durchführung von Aufgaben der Sondierung auf den betroffenen Flächen des 

Kaufgegenstandes und dem Freilegen etwaiger Kampfmittel oder Verdachtsobjekte im 

Sinne der KampfmittelVO zu beauftragen. Der Käufer hat die Beauftragung dem 

Verkäufer unverzüglich nachzuweisen und den Verkäufer von einer Inanspruchnahme 

wegen etwaiger Sondierungspflichten freizustellen. 

7 10 Der Käufer ist verpflichtet, Kosten im Sinne des § 11 Abs. 1 der KampfmittelVO zu 

tragen und den Verkäufer entsprechend freizustellen sowie alle vom Verkäufer 

verauslagten Kosten unverzüglich zu erstatten. 

7 Etwaige Ansprüche des Verkäufers aus § 11 Abs. 2 KampfmittelVO werden an den dies 

annehmenden Käufer aufschiebend bedingt durch die vollständige Freistellung des 

Verkäufers durch den Käufer im Sinne der §§ 7.9 und 7.10 des Vertrages abgetreten. 



7.12 Unberührt bleiben Rechte des Käufers wegen Schäden aus der Verletzung des Lebens, 

des Körpers oder der Gesundheit, wenn der Verkäufer die Pflichtverletzung zu vertreten 

hat (§ 309 Nr. 7 lit. a BGB), und für sonstige Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder 

grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Verkäufers beruhen (§ 309 Nr. 7 lit, b BGB). 

Einer Pflichtverletzung des Verkäufers steht die eines gesetzlichen Vertreters oder 

Erfüllungsgehilfen gleich. 

Der Notar hat die Vertragsparteien über die Bedeutung der vorstehenden Haftungsregelungen 

und die Bedeutung der Haftungsausschlüsse belehrt. Der Notar hat darauf hingewiesen, dass 

die Haftung des Verkäufers nicht ausgeschlossen ist, wenn dieser einen Mangel arglistig 

verschweigt oder eine Garantie für die Beschaffenheit des Kaufgegenstandes übernommen hat. 

§ 8 ERSCHLIESSUNG 

8.1 Hinsichtlich der Erschließungs-, Ausbau- und Sielbaubeiträge wird auf die als verlesene 

Anlage 4 beigefügte Bescheinigung der Finanzbehörde vom 11.07.2017 verwiesen. 

8.2 Die Erschließungsbeiträge für die erstmalige endgültige Herstellung der Straße Alte 

Sülldorfer Landstraße sowie der Sielbaubeitrag für die Schmutz- und 

Regenwassersiele wurden vom Verkäufer übernommen. 

8.3 Werden für zukünftige Erweiterungen und/oder Verbesserungen der genannten Straße/n 

oder für die Herstellung von weiteren Erschließungsanlagen und/oder Sielanlagen 

Beiträge festgesetzt, so hat diese der Käufer zu tragen. 

Die Kosten für die Herstellung von Überfahrten nach dem Hamburgischen Wegegesetz 

gehören nicht zu den Erschließungskosten und sind vom Käufer zu tragen. 

8.4 Die Sielanschlussbeiträge sind vom Käufer zu zahlen. 

8.5 Eine Verpflichtung, die Straße Alte Sülldorfer Landstraße bis zu einem bestimmten 

Zeitpunkt endgültig herzustellen, zu erweitern oder zu verbessern, übernimmt der 

Verkäufer nicht. Der Käufer verpflichtet sich, in dieser Hinsicht keine Ansprüche gegen 

den Verkäufer geltend zu machen. 

8.6 Andere als vorstehend erwähnte oder zukünftig entstehende Abgaben wie Er- 

schließungsbeiträge, insbesondere nach den §§ 127 bis 135 des Baugesetzbuchs 

(BauGB), Anliegerbeiträge, insbesondere Siel bau beitrage nach dem Sielabgabengesetz 

(SAG) und dem Hamburgischen Wegegesetz (HWG), sonstige Abgaben und Kosten- 

erstattungsbeträge nach dem BauGB (insbesondere gemäß § 135 a bis c, § 154 

BauGB) sind vom Käufer zu tragen. Entsprechendes gilt für privatrechtlich erhobene 

Anschiussbeiträge (Netzbeiträge) für Strom-, Gas- und Wasserversorgung. 

8.7 Sollte der Verkäufer noch zu Leistungen herangezogen werden, die hiernach dem 

Käufer obliegen, hat der Käufer ihn von diesen Ansprüchen freizuhalten. 
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§ 9 NUTZUNGSBINDUNG 

Der Käufer verpflichtet sich, auf dem Kaufgegenstand keine Spielhallen oder ähnliche 

Unternehmen im Sinne des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Spielhallen im Land 

Hamburg (Hamburgisches Spielhallengesetz - HmbSpielhG) sowie Verkaufsräume oder 

Verkaufsflächen, Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf den Verkauf von 

Artikeln, auf Darstellungen oder Handlungen mit sexuellen Charakter ausgerichtet ist 

oder Videotheken selbst betreiben oder deren Betrieb zu dulden. 

§ 10 NACHLEISTUNGSVERPFLICHTUNG 

 

 

 

10.2 Für den Fall, dass dieses Grundstück zu einem späteren Zeitpunkt bebaut werden soll 

und/oder für eine Neubebauung oder bauliche Erweiterung auf dem Gesamtgrundstück 

als sog. indexrelevante Fläche herangezogen wird, gilt für die Dauer von 15 Jahren ab 

dem Tage der Vertragsbeurkundung eine Nachleistungsverpflichtung in Höhe der 

Differenz des Bodenwertes, der sich zum Zeitpunkt der Maßnahme zwischen der dem 

Vertrag zugrunde liegenden Grundstücksqualität und der Grundstücksquatität aufgrund 

der zusätzlichen Bebauung ergibt. 

Die neue Grundstücksquaiität wird auf der Grundlage einer Auskunft der Geschäftsstelle 

des Gutachterausschusses für Grundstückswerte in Hamburg ermittelt. 

0.3 Zur Sicherung der vorstehenden Verpflichtung verpflichtet sich der Käufer, folgende 

beschränkte persönliche Dienstbarkeit zugunsten des Verkäufers an rangerster Stelle in 

Abt. II des Grundbuches entschädigungslos eintragen zu lassen; 

„Die weitere Bebauung des Grundstücks ist ausgeschlossen.“ 

Der Verkäufer wird die Löschung der Dienstbarkeit bewilligen, wenn entweder der 

Differenzbetrag gemäß Absatz 2 gezahlt und die Löschungsbewilligung vom jeweiligen 

Eigentümer angefordert wurde oder die in Absatz 2 genannte Voraussetzung zur 

Zahlungsverpflichtung innerhalb von 15 Jahren ab dem Tage der Beurkundung nicht 

eingetreten ist. 

10.4 Der Differenzbetrag ist innerhalb von 4 Wochen nach schriftlicher Aufforderung an den 

Verkäufer zu zahlen. 



§ 11 NUTZUNGS-, LEITUNGS-, UNTERHALTUNGS- UND WARTUNGSRECHTE 

1.1 Soweit der Kaufgegenstand von Einrichtungen Dritter - insbesondere öffentlicher Ver- 

sorgungsunternehmen (Strom-, Wasser-, Gas- und Fernmeldeanlagen, Verkehrsbetriebe 

usw.) — berührt wird, für die der Verkäufer zur Sicherung von Rechten bei Veräußerung 

verpflichtet ist, wird der Käufer auf seine Kosten auf Verlangen der Träger dieser 

Einrichtungen zu deren Gunsten entschädigungsfrei beschränkte persönliche Dienst- 

barkeiten i.S.d. §§ 1090 ff. BGB zur Sicherung des Anlagenfortbestandes und -betriebes 

einräumen, Diese Verpflichtung verjährt in 30 Jahren ab Vertragsschluss. 

11.2 Die entsprechende Verpflichtung zur dinglichen Sicherung gilt auch für den 

Kaufgegenstand berührende Einrichtungen des Verkäufers oder dessen 

T ochteru nternehmen. 

§12 RÜCKTRITT 

12.1 Der Rücktritt vom Vertrag wegen nicht oder nicht vertragsgemäß erbrachter Leistung 

(z.B. Nichtzahlung des Kaufpreises) richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

12.2 Im Falle des Rücktritts des Verkäufers trägt der Käufer die durch den Abschluss und den 

Vollzug dieses Vertrages entstandenen Kosten (einschließlich Gerichts- und 

Notariatskosten, Beratungskosten) sowie die sonstigen Kosten des Rücktritts und der 

Rückabwicklung. 

§ 13 KOSTEN, GRUNDERWERBSSTEUER 

13.1 Alle mit dem Abschluss und Vollzug dieses Vertrages verbundenen Kosten, insbeson- 

dere die Kosten des Notars und des Grundbuchamtes, die Grunderwerbsteuer, die Kos- 

ten etwaiger Genehmigungen und Bescheinigungen sowie Vermessungskosten— trägt, 

vorbehaltlich abweichender Bestimmungen in diesem Vertrag, der Käufer. Die Kosten 

der Löschung der nicht vom Käufer übernommenen Belastungen trägt der Verkäufer. 

Sonstige Kosten, insbesondere Beratungs- und Maklerkosten sowie die Kosten einer 

volimachtlosen Stellvertretung, trägt jede Vertragspartei für sich. 

3.2 Der Käufer beteiligt sich am Aufwand des Verkäufers entsprechend § 3,2 dieses 

Vertrages. 

13.3 Der Käufer verpflichtet sich, die Grunderwerbsteuer nach deren Festsetzung durch das 

Finanzamt fäliigkeitsgerecht zu zahlen. 



U. TEIL (VERTRAGSVOLLZUG) 

§ 14 GRUNDBUCHANLEGUNG 

Der Verkäufer beantragt, für die mit diesem Kaufvertrag veräußerten, noch nicht 

vermessenen und noch nicht im Grundbuch eingetragenen Flurstücke 5487-1, 5487-2, 

5487-3, 5487-4. 5487-5, 5487-6 (groß ca. 1.328,75 m^) ein 

Grundbuchanlegungsverfahren. Weiterhin beantragt der Verkäufer, die nach 
Vermessung neugebildeten Flurstücke als ein Grundstück im Rechtssinne zunächst in 

das Grundbuch von Rissen, Blatt 2956 unter einer neuen laufenden Nummer im 

Bestandsverzeichnis sowie die Freie und Hansestadt Hamburg als Eigentümerin 

einzutragen. 

§ 5 AUFLASSUNG, GRUNDBUCHERKLÄRUNGEN 

15,1 Auflassung; 

Die Vertragsparteien wünschen die Beurkundung der (unbedingten) Auflassung und 

erklären: 

a) Der Verkäufer und der Käufer sind sich darüber einig, dass das Eigentum an 

dem in § 2.1 dieses Vertrages näher bezeichneten Kaufgegenstand auf den 

Käufer übergehen soll. Verkäufer und Käufer bewilligen und beantragen 

dementsprechend die Eintragung des Käufers als Eigentümer im Grundbuch. 

Der Verkäufer bewilligt und beide Vertragsparteien beantragen, das Grundstück 

auf ein neu anzulegendes Grundbuchblatt zu übertragen. 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, unverzüglich nach Vorliegen des 

katasteramtlichen Veränderungsnachweises die Messungsanerkennung für den 

Kaufgegenstand vorzunehmen und die Identitätserklärung abzugeben. 

Für den Fall, dass das Grundbuchamt die Eigentumsumschreibung auf den 

Käufer auf der Grundlage der Auflassung gemäß vorstehendem § 15.1. 

Buchstabe (a) dieses Vertrages nebst Veränderungsnachweis und 

Identitätserklärung verweigert, werden die Vertragsparteien die Auflassung zu 

diesem Vertrag erneut erklären und entgegennehmen. 

Ist offensichtlich, dass eine Auflassung neu vorgenommen werden muss, 

beispielsweise bei extremer Größenordnungsabweichung oder Veränderung der 

Form des Grundstücks, verpflichten sich die Vertragsparteien auch ohne 

vorherige Weigerung der Eigentumsumschreibung durch das Grundbuchamt die 

Auflassung zu diesem Vertrag erneut zu erklären und entgegenzunehmen. 
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b) Die Vertragsparteien weisen den Notar unwiderruflich an, den Antrag auf 

Umschreibung des Eigentums am Kaufgegenstand auf den Käufer erst dann 

beim Grundbuchamt anhand Eigenurkunde und aufgrund der Vollmacht in § 16 

dieses Vertrages zu stellen, wenn ihm alle für die Umschreibung des Eigentums 

am Kaufgegenstand erforderlichen Unterlagen und Genehmigungen vorliegen 

und der Verkäufer ihm schriftlich mitgeteilt hat, dass der Kaufpreis vollständig 

gemäß § 4 dieses Vertrages einschließlich des Betrages gemäß § 3.3 dieses 

Vertrages gezahlt worden ist. Weiterhin weisen die Vertragsparteien den Notar 

an bis zum o.g. Nachweis keine Ausfertigungen oder beglaubigte Abschriften 

dieser Urkunde zu erteilen, die die vorstehende Auflassungserklärung enthalten. 

c) Bis zur vollständigen Kaufpreiszahlung sind Anspruch und Anwartschaft auf 

Eigentumsverschaffung nicht abtretbar 

15.2 Beschränkte persönliche Dienstbarkeit 

Der Käufer als künftiger Eigentümer bewilligt und die Vertragsparteien beantragen, 

zusammen mit der Eigentumsumschreibung (einheitlicher Antrag nach § 16 Abs. 2 

GBO) in das Grundbuch des Kaufgegenstandes folgende beschränkte persönliche 

Dienstbarkeit einzutragen, 

„Die weitere Bebauung des Grundstücks ist ausgeschlossen. Berechtigter: Freie 

und Hansestadt Hamburg, vertreten durch die Finanzbehörde Landesbetrieb 

Immobilienmanagement und Grundvermögen 

§ 16 ERMÄCHTIGUNG DES NOTARS, VOLLMACHTEN 

16.1 Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass der Vertrag vom Notar durchgeführt 

werden soll und beauftragen diesen mit der Durchführung dieses Vertrages. Notar ist 

der Notar Dr. Robert Diekgräf in Hamburg, sein amtlich bestellter Vertreter oder sein 

Notariatsverwalter. 

6.2 Der Verkäufer und der Käufer beantragen hiermit gegenüber dem zuständigen Finanz- 

amt, den Grunderwerbsteuerbescheid an den Käufer und die 

Unbedenklichkeitsbescheinigung direkt an den vertragsdurchführenden Notar zu 

senden. 

16.3 Die Vertragsparteien beauftragen und bevollmächtigen hiermit den vertragsdurch- 

führenden Notar - unbeschadet der Bestimmungen des § 15 GBO - 

a) den Vollzug aller in dieser Urkunde enthaltenen Anträge zu bewirken, 

b) im Namen der Vertragsparteien alle grundbuchlichen Erklärungen zur 

Durchführung der Rechtsgeschäfte in dieser Urkunde abzugeben und 

entgegenzunehmen sowie Anträge - auch geteilt und beschränkt zu 

stellen, zurückzunehmen (auch einzeln), abzuändern und zu ergänzen; 
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c) alle zur Wirksamkeit und zum Vollzug dieses Vertrages erforderlichen 

Genehmigungen, auch rechtsgeschäftlicher Natur. Bestätigungen, 

Negativbescheinigungen und Freigabe- und Löschungserklärungen 

einzuholen, die mit ihrem Eingang bei dem Notar allen Beteiligten gegenüber 

'lA/irksam werden; 

d} sämtliche Erklärungen in Empfang zu nehmen, die für die Wirksamkeit oder 

Durchführung dieser Rechtsgeschäfte erforderlich sind. 

16.4 Die Vertragsparteien verzichten hiermit unwiderruflich auf ihr eigenes Antragsrecht. 

16.5 Ablehnende Bescheide außerhalb des Grundbuchverfahrens sind den Beteiligten selbst 

zuzustellen und dem Notar schriftlich mitzuteiien. Im Übrigen sind dem Notar sämtliche 

Bescheide zu übersenden, ausgenommen der Grunderwerbsteuerbescheid. 

16.6 Soweit ein Rücktritts recht besteht, hat ein Rücktritt schriftlich gegenüber der anderen 

Vertragspartei zu Händen des Notars zu erfolgen, der hiermit wechselseitig zur 

Entgegennahme ermächtigt wird (Empfangsvollmacht). 

6.7 Der Verkäufer und der Käufer bevollmächtigen hiermit die Notariatsangestellten Nadja 

Behn, Amke Helms, Alexandra Lohmann, Christin Prüfer, Diana Roahl, Anja Schreyer, 

Petra Wieben, Carsten Wittenborn, sämtlich geschäftsansässig Alstertor 14, 20095 

Hamburg, unter verantwortlicher Überwachung des Notars 

a) im Namen der Vertragsparteien alle zur Übertragung des Kaufgegenstandes und 

zur Durchführung dieses Vertrages notwendigen oder zweckdienlichen 

Erklärungen abzugeben und entgegenzunehmen, sei es gegenüber dem 

Grundbuchamt oder anderen Stellen. Die Bevollmächtigten sind ermächtigt, 

hierzu auch entsprechende Anträge zu stellen, zu ändern, zu ergänzen und 

zurückzunehmen. Die Vollmacht erstreckt sich insoweit insbesondere auf die 

Erklärung und Wiederholung der Auflassung. die Abgabe von 

Identitätserklärungen gegenüber dem Grundbuchamt, Bewilligungen von 

Dienstbarkeiten jeder Art und jeden Umfangs, Rangänderungs-ZRang- 

rücktrittserklärungen, Bewilligungen und Anträge hinsichtlich der Umschreibung 

und Buchung des Kaufgegenstandes sowie sonstige Eintragungs- oder 

Löschungsbewilligungen. 

Die Bevollmächtigungen sind einzeln und unabhängig von der Wirksamkeit des 

übrigen Urkundeninhalts erteilt. Untervollmacht darf erteilt werden. Die Befreiung 

von den Beschränkungen des § 181 BGB wird erteilt. 

c) Sofern vorstehend nicht ausdrücklich anders geregelt, sind die Voraussetzungen 

zur Ausübung der Vollmachten Dritten, insbesondere dem Grundbuchamt 

gegenüber nicht nachzuweisen; dieses wird von einer etwaigen Prüfungspfiicht 

ausdrücklich befreit. 

d) Von dieser Vollmacht kann nur vor dem Notar, dessen amtlich bestelltem 

Vertreter oder einem mit ersterem in Sozietät verbundenen Notar oder dessen 
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amtlich bestelltem Vertreter Gebrauch gemacht werden. Im Innenverhältnis darf 

von diesen Vollmachten, soweit in diesem Vertrag keine Weisung enthalten ist, 

nur nach Rücksprache und auf Weisung der Vertragsparteien Gebrauch gemacht 

werden, ohne dass dies dem Grundbuchamt nachzuweisen wäre. Betrifft die 

Handlung der Bevollmächtigten nur eine Vertragspartei, genügt deren 

Zustimmung. 

III. TEIL SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 17 RECHTSNACHFOLGE, ABTRETUNG, GESAMTSCHULDNERISCHE 

HAFTUNG 

17.1 Der Käufer wird im Falle einer Übertragung des ganzen oder teilweisen — Kaufgegen- 

standes auf einen anderen diesem sämtliche in diesem Vertrag übernommenen Ver- 

pflichtungen und Verzichte - auch soweit sie nicht dinglich gesichert sind - auferlegen mit 

der Maßgabe, dass auch alle weiteren Rechtsnachfolger entsprechend zu verpflichten 

sind. Der Verkäufer ist jeweils von der Übertragung auf Rechtsnachfolger unverzüglich 

zu informieren. 

17.2 Dies gilt insbesondere auch für die Freistellungsverpflichtungen nach § 6, § 7 und § 8 

des Vertrages und den Verzicht auf Ansprüche nach § 24 Abs. 2 BBodSchG. Der 

Verkäufer ist berechtigt, seine Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag ganz oder 

teilweise auf Dritte zu übertragen. 

17.3 Der Käufer wird von seinen in diesem Vertrag übernommenen Verpflichtungen durch die 

Rechtsnachfolge nicht befreit, sondern haftet gegenüber dem Verkäufer neben den 

Dritten auf Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus diesem Vertrag als Gesamt- 

schuldner weiter, wenn er gegen die Verpflichtungen aus § 17.1 und § 17,2 dieses 

Vertrages verstoßen hat. 

§18 HINWEISE ZUM DATENSCHUTZGESETZ UND DEM HAMBURGISCHEN 

TRANSPARENZGESETZ (HmbTG) 

8,1 Die zur Abwicklung des bestehenden Vertragsverhältnisses erforderlichen Daten 

werden sowohl bei der FHH als auch beim amtierenden Notar mit Hilfe elektronischer 

Datenverarbeitung (EDV) im Rahmen der Zweckbestimmung dieses Vertragsver- 

hältnisses gespeichert und verarbeitet. 

18.2 Dieser Vertrag unterliegt dem Hamburger Transparenzgesetz (HmbTG). Bei Vorliegen 

der gesetzlichen Voraussetzungen kann er nach Maßgabe der Vorschriften des 
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HmbTG im Informationsregister veröffentlicht werden. Zum Zeitpunkt der Beurkundung 

gehend die Parteien davon aus, dass die gesetzlichen Voraussetzungen zurzeit nicht 

vorliegen. Unabhängig von einer zukünftigen möglichen Veröffentlichung kann der 

Vertrag jedoch Gegenstand von Auskunftsanträgen nach dem HmbTG sein. 

§ 19 SALVATORISCHE KLAUSEL UND SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

19.1 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder 

nicht durchführbar sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit der übrigen 

Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. Das gleiche gilt, wenn sich nach 

Abschluss des Vertrages eine ergänzungsbedürftige Regelungslücke in diesem Vertrag 

ergibt, die nach dem erkennbaren Willen der Vertragsparteien geregelt werden sollte. 

19.2 Anstelle unwirksamer oder nicht durchführbarer Bestimmungen oder zur Ausfüllung von 

Vertragslücken soll eine rechtsgültige und durchführbare Regelung gelten, die - soweit 

rechtlich möglich - dem wirtschaftlich am nächsten kommt, was die Vertragsparteien mit 

der unwirksamen oder nicht durchführbaren Bestimmung gewollt haben oder - bei 

ausfüllungsbedürftigen Lücken - nach dem Sinn und Zweck des gesamten Vertrags- 

werkes gewollt hätten, sofern sie den regelungsbedürftigen Punkt bedacht hätten. 

19.3 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 

Schriftform unter ausdrücklicher Bezugnahme auf diesen Vertrag, soweit nicht gesetzlich 

weitergehende notarielle Beurkundung oder ein anderes Formerfordernis vorgesehen 

ist. Dieses Schriftformerfordernis ist nur schriftlich unter Bezugnahme auf diese Vor- 

schrift abdingbar. 

19.4 Die Vertragsparteien bestätigen hiermit, dass alle vorbereitenden Absprachen durch die 

in dieser Urkunde vereinbarten Regelungen ersetzt werden. Der zwischen den Vertrags- 

parteien für notwendig erachtete Regelungsbedarf wird durch diese Urkunde vollständig 

festgelegt. 

§ 20 ERFÜLLUNGSORT, GERICHTSSTAND 

20. Erfüllungsort für alle Ansprüche aus diesem Vertrag ist Hamburg. 

20.2 Ausschließlicher Gerichtsstand ist Hamburg, sofern kein anderer Gerichtsstand 

gesetzlich zwingend festgelegt ist. 



§ 21 ANLAGENVERZEICHNIS 

Anlage 1: Vollmacht des Verkäufers vom 16.01.2018 

Anlage 2: Lageplan vom 06.12.2017 

Anlage 3; Bescheid nebst Lageplan Gefahrenerkundung/Luftbildauswertung 

vom 01.08.2017 

Anlage 4: Anliegerbescheinigung vom 11.07.2017 

§ 22 AUSFERTIGUNGEN 

Von dieser Niederschrift soll nur die erste Ausfertigung mit der Auflassung versehen 

werden. Je zwei weitere Ausfertigungen ohne Auflassung erhalten der Verkäufer und 

der Käufer. Das Finanzamt für Verkehrsteuern und Grundbesitz in Hamburg - Grund- 

erwerbsteuerstelle erhält zwei einfache Abschriften ohne Auflassung. Darüber hinaus 

erhält der Verkäufer ein ungeheftetes Loseblattexemplar mit Auflassung nebst einer 

entsprechenden PDF-Datei, welche per E-Mail an die Adressen 

    
 

HINWEISE UND BELEHRUNGEN DES NOTARS 

Der Notar wies die Erschienenen insbesondere daraufhin, dass 

Verkäufer und Käufer - unabhängig von der Kosten reg elung in diesem Vertrag - 

gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Grunderwerbsteuer sowie der Notarkosten 

haften. 

der Käufer das Eigentum an dem Kaufgegenstand erst mit seiner Eintragung im 

Grundbuch erwirbt; das Eigentum auf den Käufer erst umgeschrieben werden kann, 

wenn die Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes vorliegt und die 

Gerichtskosten gezahlt worden sind. 

das Eigentum an der kaufgegenständlichen Teilfläche gemäß § 2 auf den Käufer erst 

umgeschrieben und im Grundbuch gewahrt werden kann, wenn die Vermessung 

durchgeführt worden ist und dem Notar der amtlich bestätigte 

Veränderungsnachweis vorliegt und für den Kaufgegenstand ein neues 

Grundbuchblatt angelegt wurde. 

der Kaufgegenstand für öffentlich-rechtliche Abgaben und Lasten (z.B. Grundsteuer, 

Erschließungs- und Anliegerbeiträge) haftet und dass Erschließungs- und 



Anliegerbeiträge u.U- noch Jahre nach Durchführung der jeweiligen Maßnahme 

festgesetzt werden können. 

der Notar keine steuerliche Beratung vornimmt und für die steuerlichen 

Auswirkungen dieses Vertrages nicht haftet. 

der Anspruch des Käufers auf Übertragung des Eigentums an dem Kaufgegenstand 

durch Eintragung einer Vormerkung im Grundbuch gesichert werden kann, worauf 

der Käufer und der Verkäufer trotz Belehrung über die damit verbundenen Gefahren 

ausdrücklich verzichteten. 

der Käufer bereits vor Buchung des Kaufgegenstands im Grundbuch zur Zahlung 

des Kaufpreises verpflichtet ist; auch damit ist der Käufer trotz nochmaliger 

Belehrung über die damit verbundenen Gefahren ausdrücklich einverstanden. 

alle Vertragsvereinbarungen beurkundungspflichtig sind und Nebenabreden außer- 

halb dieser Urkunde zur Nichtigkeit des gesamten Rechtsgeschäftes führen können 

und alle Abreden, mit deren Wirksamkeit dieser Kaufvertrag stehen und fallen soll, 

beurkundet werden müssen. 

der Käufer die Existenz von Baulasten überprüfen kann und dass der Notar dieses 

Verzeichnis nicht eingesehen hat. 

Der Käufer erklärt, dass der Kaufpreis nicht über den Kaufgegenstand finanziert werde 

und eine Vorwegbeleihungsvollmacht daher nicht benötigt werde. Der Notar hat 

entsprechend belehrt. 

Die Erschienenen erklären, dass auf die in diesem Vertrag erwähnten Anlagen zu dieser 

Urkunde als Bestandteil der Erklärungen verwiesen wird. 

SCHLUSSVERIWERK 

Vorstehende Niederschrift wurde den Erschienenen von dem Notar vorgelesen, der Lageplan 

(Anlage 2) wurde zur Einsicht vorgelegt und erörtert. Die Niederschrift nebst Anlagen wurde von 

den Erschienenen genehmigt und sodann von diesen und dem Notar eigenhändig wie folgt 

unterschrieben: 

L.S. not. 

gez. 

gez. 

gez, 





Begbübigte Abbcfifung 

n 

Freie und Hansestadt Hamburg . 

Landesbetrieb Immobilien management und Grundvermögen 

Vollmacht 

Die Freie, und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb Imfnobilienmanagement und Grundver- 
mögen bevollmächtigt hiermit - und zwar einzeln - 

an 
die Projektgesellschäff Marn & NGEG Objekt Rissen lI GmbH & Co.KG 
zu verkaufen: 

Flurstücke 
Gemarkung 
Beiegenheit 
Grundbuch 
Größe 

; 5487-1, 5487-2, 5487-3, 5487-4, 5487-5, 5487-6 
I Rissen 
Alte Sülidorfer Landstraße 400 
ungebucht Blatt, 
insgesamt 1.328,75 qm 

Frau / Herr ist / sind berechtigt - und zwar einzeln - den Grundstückskaufvertrag namens 
der Freien und Hansestadt Hamburg abzuschließen, die Auflassung, zu erklären, alle zur 
Regelung der Eigentumsverhältnisse im Grundbuch und zur Belastung des Grundstücks er- 
forderlichen Erklärungen und Bewilligungen rechtsverbindlich abzugeben und Anträge zu 
stellen sowie Unten/ollmachten unter Befreiung von den Beschränkungen des.§ 181 BGB 
zum Zwecke der Vertragsdurchführung zu erteilen. 

Hamburg, den 16.01.2018 

\ .K.j'ii V ;.-' v 

1,1 V ,>•' 

iii 
Geschäftsführung: Thomas Schuster , , .."l 
Millerntorplatz 1, ÖPNV: U3 sowie Busse 6.112. 36, 37 bis Sf Pauli“ immobllienma nagemODt 
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Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Inneres und Sport 

nm m 
rtfndvorrtf 

f 4, Aug, m? 

Gefshrsneftumdung K^prmlüotv&nt^ht, BSSsfr. 87 
D - 2{>53d HsmbtHg 

Landesbetrieb Immobilienmanagemenf und 
Grundvermögen (LiG) 

 
 

 

Feuerwehr 
Gafahren^kimdioiq. KsnspCrnätetverdsdit (G0<V]; 
Bittslr, fl? 
0-20539 

LeA^k^n- FC46 

Hamburg, den 0t.QS.2Q17 

 
Ihr Antrag vom 11.07,2017, Gefehrenerkundung f Luftbiidauswertung, Vergabe des 
Flurstücksteils 54&7-1, belegen Alte Sülldorfer Landstraße 

|üns:erGeschäftszetchemBIS/F04Q-17/0^753 ~ 
Bai Anlwort bllle ängeben ~ 

Sehr geehrter , 

die Gefahrenerkundung/ Luftbildauswertung anhand historischer Aufnahmen der Alliierten aus 
dem II. Weltkrieg ergab, dass auf den im anliegenden Plan gelb dargesteilten Flächen der 
Verdacht auf vergrabene KampfimitteE besteht. 

Auf den rot dargestellten Flächen besteht Bombenbtindgängerverdacht aufgrund eines 
registrierten Verdachtspunktes. Die zugehörigen Koordinaten sind angegeben. 

Allgemeine Bombenblmdgängerverdachtsflächen wie z.B_ Trümmerflächerv, 
nicht abgesuchte Wasserfiächen oder nicht auswertbare stark bombardierte Hachen 
sind rot schraffiert abgebildet. 

Bombenkrater sind auf dem Lageplan mit roter Kreuzschraffur versehen. 

Sollte es BQrgerhinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln aus dem liL Weltkrieg 
geben, werden diese Flächen mit gezahntem Umring dargestellt. 

Die genannten Sachverhalte werden gemäß § 1 (4) KampfmittelVO (Verordnung zur 
Verhütung von Schäden durch Kampfmittel) als Verdachtsflächen eingestuft und nach § 12 
HmbVermG (Hamburgisches Gesetz über das Vermessungswesen) wird die Belastung 
„Bombenbiindgängerverdacht“ im ALKIS® (Amtliches Liegenschaftskatasterinformations- 
system) eingetragen. 

Nach § 6 KampfmittelVO ist die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer 
oder die Veranlasserin bzw. der Veranlasser des Eingriffs in den Baugrund verpflichtet, 
geeignete Maßnahmen vorzunehmen, soweit diese zur Verhinderung van Gefahren und 
Schäden durch Kampfmittei bei der Durchführung der Bauarbeiten erforderlich sind. 



Zur Aufhebung des Kampfmittelverdachts nach § 8 KampftnittelVO sind Verdachtsflächen 
nach Maßgabe der TA- KRD Hamburg 2013 durch ein geeignetes Unternehmen zu 
untersuchen. Sei Auftragserteilung ist dem Unternehmen eine Kopie dieser Steilungnahme 
inklusive des Lagepians auszuhändigen. 
Eins Liste der geeigneten Unternehmen liegt diesem Schreiben bei. 

Auf den im Lageplan ggf. grün abgebiideten Rächen liegt kein Hinweis auf noch nicht 
beseitigte Bombenbündgänger und/oder vergrabene Kampfmittel vor. 

Diese Stellungnahme gilt nur für die auf dem aniiegenden Plan farblich dargesteliten 
Flächen. 

Ein Geböhrenbescheid für die Antragsbearbeitung geht Ihnen gesondert zu. 
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Freie und Hansestadt Hamburg 

FfnarizbehÖrde 

tbstfafh iC; "1 i 41, D - 21U0B Han'rlA;fd 

Land^betrieb ItnJTiobffferirnanagefnene' LDH,4esbetr?4b 
I fn is> o e TüiiT i 5 1 

? ^ Aiü 2m 

tinAi iwvör W3l L(,(/I3 
. Anll&aer&dflrace.. 

GSf!26rrj(M 3!> 

(Alte SüBcloffer bntKieiroßo 
Ffursifcclc0487^1) 

4 ämburg. ir.D7Ä17 ' 

B 6S C h e I n.ig un o 
über Afiliegerbeiträoe 

für da?? 0rund$[ödc: 

Siraßer; Ade.SöjtdorferLandstraße südlieti Hausnummer4tIQ 
SrüridbuGfT Rissen- 
Blatt; ofine ■ 
FlurslÜGki •54S7-1 

Das gmaimte Hiarstiidc ist derzejjt l'öil des Sti:aJ}ei]d0.ii.r^cks 5487 
(Alte StUldöi-iär Dantlsh'alie) niidl somitniclif-poudervSü'aße er,scMosse^3j[. 

Ersettließanagbeiträae 

Die Straße Atte Stiffäörfer Landsträße ist dridgüldg hiergesfeilt worden. 
Für.die endgQltise'Herstellung werden ErschJießimgsbeiträge nicht mehr erhoben;. 

SiegbaubeKräaG 

Vor der uront zur ~AltB SülldQTfer Landstraße lieqeii ein Sphmutz- und RegenvvassersieL 
Für die Siele werden nach dem Sielabgafaengesetz bei derleteigeii besfeften Frdntfäng& des 
Grundstücks ksineSjeibaubeilräge- mehr erhöben. 

Sielanschlussbieiträoe 

Die Bescheinigung srslreckt sich nicht auf die Kosten für die Hersieilüng -von Anschtuss- 
Ißitungen. 

Gebühr 

Die Gebühr für diese Bescheinigung beträgt 43,50 Euro. Hierüber ergeht ein gesbitderter 

- 2;ahli:lf igen sind aufarund des Gebührenbeschetdes zu entricken. 
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BAUHERR PLANUNG PROJEKT PLANINHALT MASSTAB 
FORMAT A 3 

: 500 

Marn & NGEG Objekt 
Rissen II GmbH & Co.KG 
Wall 55 
24103 Klei 

HS-ARCHriEKTEN PartGmbB 
SCHMIDT LIMMROTH FUNCK 

HALLERSTRASSE 3 TEL: 040/41 ^ 39 • 0 2q:46HAMBURG FAX: 040/41 34 39 
Wivjv, hs-ejrthitekt9r.de inFoigJhs-archile’itei.de 

Rissen 52 

Alte Sülldorfer 

Landstraße 400 

Anlage 6 

Abstandflächenplan 

Durchführungsvertrag 

BLAH-NR. 

ANIO 

DATUM 27.07.2017 
BEARBEITET JWe 



HS-ARCHITEKTEN PartGmbB, Schmidt Limmroth Funck, Hallerstraße 8, 20146 Hamburg 

Alte Sülldorfer Landstraße 400 Hamburg-Rissen 

Anlage 7 zum Durchführungsvertrag 2112 2017 
Wohnungstypologien/Wohnungsschlüssel 

|HausA 

Wohnfläche 

Geschoss Flache Balkon/ Terrasse 
 m  

Zimmer 
[Stk.] 

Wohnfläche 

EG+ UG 

1.0G 

2.0G 

3.0G 

VA/ohnung A-01 
Wohnung A-02 
Wohnung A-Q3 
Wohnung A-04 

Wohnung A-05 
VA/ohnung A-06 
Wohnung A-07 
Wohnung A-08 

Wohnung A-09 
Wohnung A-10 
Wohnung A-11 

Wohnung A-12 
Wohnung A-13 

9,30 
8,70 
5,50 
6,40 

3,00 
2,30 
3,00 
3,20 

12,10 
2,50 
3,20 

22,50 
9,10 

115.80 
120,30 
116,40 
104,00 

83,00 
68,20 
93,50 

113,40 

122,90 
89,40 

113,40 

139,20 
93,20 

Gesamt WF 1372,70 
'50 % angerechnel *25 % angerechnet + überschreitet nicht 5 % der Wohnfläche ' 25 % angerechnet 

|Haus B~ 

Wohnfläche 

Geschoss Fläche Balkon/ Garten 
 m  

Zimmer 
[Sftl 

Wohnfläche 
[m-1 

EG + UG 

1.0G 

2.0G 

3.0G 

Wohnung B-01 
Wohnung B-02 
Wohnung B-03 
Wohnung B-04 (gefördert) 
Wohnung B-05 

Wohnung B-06 
Wohnung B-07 
Wohnung B-08 
Wohnung Et-09 

Wohnung B-10 
Wohnung B-11 (gefordert) 
Wohnung B-12 
Wohnung B-13 

Wohnung B-14 
Wohnung B-15 

5,30 
5,30 
5.30 
1.50 
11,40 

2.30 
3.00 
4,20 
6,80 

12,10 
1,80 
2.50 
6,80 

21,70 
11.00 

111,80 
116.90 
81,50 
57.20 
87.90 

68.20 
86.90 

128,30 
87.20 

122.90 
57 40 
64.20 
87.20 

124,50 
103,10 

Gesamt WF 1385,20 
'50 % angerechnet *25 % angerechnet + überschreitet nicht 5 % der Wohnfläche ' 25 % angerechnet 



Wohnfläche 

Geschoss Fläche Balkon/ Garten 
 m  

Zimmer 
-[Stk.] 

Wohnfläche 
[nnl  

EG + UG 

1.0G 

2,OG 

3.0G 

Wohnung C-D1 
Wohnung C-02 
Wohnung C-03 
Wohnung C-04 (gefordert) 
Wohnung C-05 

Wohnung C-06 
Wohnung C-07 
Wohnung C-08 
Wohnung C-09 (gefordert) 
Wohnung C-10 

Wohnung C-11 
Wohnung C-12 
Wohnung C-13 (gefördert) 
Wohnung C-14 

Wohnung C-15 
Wohnung C-16 

5.30 
5.30 
5.30 
1.50 
11,40 

3,00 
2.30 
3,00 
1,80 
6,80 

12,10 
2.50 
1,80 
6,80 

21.70 
10,90 

111.40 
116.90 
81,50 
57.20 
87,90 

83,00 
68.20 
68,20 
57,40 
87.20 

122.90 
64.20 
57.40 
87.20 

124,50 
104,10 

Gesamt WF 1379,20 

^50 % angerechnet ["ZO % angerechnet + überschreitet nicht 5 % der Wohnfläche |“* 25 % angerechneT 

iHaus D 

Wohnfläche 

Geschoss Flache Balkon/ Garten 
 \nn  

Zimmer 
[Stk-I 

Wohnfläche 
 m  

EG + UG 

1.0G 

2.0G 

3.0G 

Wohnung D-01 
Wohnung D-02 
Wohnung D-03 
Wohnung D-04 (gefordert) 
Wohnung D-05 

Wohnung D-06 
Wohnung D-07 
Wohnung D-08 
Wohnung D-09 

Wohnung D-1D 
Wohnung D-11 (gefördert) 
Wohnung D-12 
Wohnung D-13 

Wohnung D-14 
Wohnung D-15 

5,30 
5,30 
5.30 
1.50 
11,40 

2.30 
3.00 
4,20 
6,80 

12,10 
1,80 
2.50 
6,80 

21,70 
11.00 

111,80 
116.90 
81,50 
57 20 
87.90 

68.20 
86.90 

128,30 
87.20 

122.90 
57,40 
64.20 
87.20 

124,50 
103,10 

Gesamt WF 1385,20 
‘50 % angerechnet "25 % angerechnet + überschreitet nicht 5 % der Wohnfläche ‘ 25 % angerechnet 



Wohnfläche 

Geschoss Fläche Balkon/ Garten 
 ['"'1 

Zimmer 
[Stk.] 

Wohnfläche 
 m  

EG 

1.0G 

2.0G 

3.OG 

Wohnung E-01 (gefördert) 
Wohnung E-02 (gefördert) 
Wohnung E-03 
Wohnung E-04 

Wohnung E-05 
Wohnung E-06 
Wohnung E-07 
Wohnung E-08 

Wohnung E-09 
Wohnung E-10 
Wohnung E-11 

Wohnung E-12 
Wohnung E-13 

2.50 
2,30 
5.50 
11,40 

3,00 
2,30 
3,00 
9,80 

12,10 
2,50 
9,80 

22,00 
10,50 

74.90 
59.90 
70,00 

120,00 

83,00 
67,20 
81,90 

130,50 

121,90 
78,20 

130,50 

130,00 
98,60 

Gesamt WF 1246,60 

50 % angerechnet |**25 % angerechnet + überschreitet nicht 5 % der Wohnfläche 25 % angerechnet~ 

Gesamtanzahl Wohnungen 
  davon gefördert 

72 
9 



ED 

B 

JT 
5. 

il 

yp 

rnTFSzr 

Ä! • 

£ r 

±1 

DL 

BALfHERR PLANUNG PROJEKT PLANINHALT MASSTAB 
FORMAT 

1 : 500 
A 5 

Morn & NGEG Objekt 
Rissen II GmbH & Co.KG 
Wall 55 
24103 Kiel 

■ —HS ARCHITEKT^K PAitGmba 
H SCHMIDT llMMHOT>miHCK 

HALLERSTRASSE 8 TElj 04a/41 34 39 • 0 20146 HAMBURG FAX: 040/ 4134 39 -IC 
•*^*w.}ts-areE■^ta^^en.d« infoöihsarchiteiteiije 

Rissen 52 

Alte Sülldorfer 

LandsLra,ße 400 

Anlage 7 

Teil - 2 

Grundriss UG+RG DATUM 

BLATT-NR. 

2Ö.Ü7.20I7 
BEARBEITET JVte 



I 

. % 

hl 

[I 

ET 

^7^ 
o—l__l □ 

3 

-n 
-\j 

□ 

o 
o 

BAUHERR PLANUNG PROJEKT PLANINHALT MASSTAB 
FORMAT A 3 

500 

Morn & NGEG Objekt 
Rissen II GmbH äf Co.KG 
Wall 55 
24103 Kiel 

H HS-ARCHIT^KT^U PaeSmbB IH  ■ SCHMIDTLIMMROTHRJNCK 
H «.UERSiaiSS [ S TE L- 040.' 413t 3» - 0 20KAMSURE FAX: <140/ 41543p 10 
MW.hS ardi'ftBkUn.da TnfoOhS irdl'tEklefl.de 

52 Rissen 

Alte Sülldorfer 

Lcindstroße 

Anlage 7 

i 6:1 3 

Grundrisse 1.ÜG 

BLATT-NR 

AN11-3 

2.0G DATUM 28,07.2017 
BEARBEITET JWe 
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BAUHERR PLANUNG PROJEKT PLANINHALT MASSTAB 
FORMAT A3 

500 

Morn & NGEG Objekt 
Rissen ii GmbH & Co.KG 
Wall 55 
24103 Kiel 

H H5 ARCHITIkTEK PartGmbB H SCHMIDT ÜHMROTH FUNCK 
HALLERSTRASSES TEL 040/413439 ■ 0 20146 HAMBURG FAX: 94c/ 411419 -10 
www.hs-archrtiHtan-di iTTfb^hi-gtchFtcVtende 

Rissen 52 

Alle Sülldorfer 

Landstraße dOO 

Anlage 7 

Teil - 4 

Grundriss 3.0C, Schnitt 

BLATT-NR 

AN11-4 

DATUM 28.07.2017 
BEARBEITET JWe 



Anlage 8 zum Durchführungsvertrag 

Fre.e und Hansestadt Hamburg 

Landesbetrieb immobi enmanagement und Grundvermögen 

LIG Hamburg, Millemtorplatz 1,2D359 Hamburg 

Warn & NGEG Objekt Rissen II GmbH SCo.KG 

44 Bestardsrranagement 
441 Unbebaute Grundstücke 
Millemtorpiatz 1 
20359 Hamburg 

Hamburg, 06.07.2017 

Nachbarschaftliche Zustimmung 
Hier: Einfriedung an Grundstücksgrenze zwischen Fist. 2515 und 5055 Gemarkung Rissen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit erkläre ich im Namen des Grundeigentümers des Flustücks 2515 der Gemarkung 
Rissen die Zustimmung zur Errichtung einer Einfriedung in offener Bauweise entsprechend 
des Vorhaben- und Erschließungsplans in Höhe von 1,20 m auf der Grundstücksgrenze zu 
dem angrenzenden Flurstück 5055 der Gemarkung Rissen. 

Die Planungs-, Herstellungs- und Unterhaltungskosten obliegen Ihnen als Vorhabenträger. 
Die Freie und Hansestadt Hamburg ist von allen Anpsrüchen Dritter freizuhalten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Geschäftsführung: Thomas Schuster 
Millerntorplatz 1, ÖPNV: U3 sowie Busse 6, 112, 36, 37 bis „St. Pauli“ 

ili 
jn 

immobilienmanagement 
 ÜND CaUNDVIIRWÖCEN-1 HAMBURG  

Der UG Hamburg handelt ais Organisationseinheit der Freien und Hansestadt Hamburg - Finanzbehörde 



Anlage 9 zum Durchführungsverlrag 

0 9. Okt, 201? 

NGEG 

IFB ■ Postfach 10 28 Q9 20019 Hamburg 

Marn & NGEG Objekt Rissen GmbH & Co.KG 

Hamburgische 
Investitions- und 
Förderbank 

Besenbinderhof 31 20097 Hamburg 
Telefon (040) 24 846-0 
www.ifbhh.de 

Ihr/e Ansprechpartner/in: 

Antragsnummer - 
(bei Schrlftwechsel/Zahlung bitte angeben) 

Sprechzeiten Mo.-Do, 8.00 - 16.30 Uhr 
Fr. 8.00- 14,00 Uhr 

außerhalb dieser Zeiten nach Vereinbarung 

Hamburg, den 05.10.2017 

Belegenheit: Alte Sülldorfer Landstraße 400; Hamburg-Altona 
Flurstück; 5055, 3942; Gemarkung: Rissen 
Betreff: Förderungswürdigkeit 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach Prüfung der uns zum oben genannten Bauvorhaben eingereichten Unterlagen, insbe- 
sondere dem Planungssatz vom 24.07,2017 und der Liste der Wohnungen vom 24.07.2017 
bestätigen v/ir Ihnen gerne die Einhaltung der technischen Bestimmungen der Förderrichtli- 
nie iVlietwohnungsneubau 2017 mit: 

4 Wohnungen (Mietwohnungen im 1. Förderweg) 
5 Wohnungen (Mietwohnungen im 2. Förderweg) 

Sie können nunmehr einen Antrag auf Bewilligung von Förderungs mitte In für dieses Bauvor- 
haben bei uns stellen. Bitte beachten Sie, dass eine Aktualisierung der Förderungswürdig- 
keitserklärung erforderlich wird, sofern zum Zeitpunkt Ihrer Antragstellung die oben genannte 
Förderrichtlinie keine Gültigkeit mehr haben sollte. 

Über die Gewährung von Förderungsmitteln werden wir erst nach Vorlage vollständiger An- 
tragsunterlagen und abschließender Klärung der mit dem Bewilltgungsverfahren verbunde- 
nen Fragen und im Rahmen verfügbarer Mittel entscheiden können. Insofern möchten wir 
Sie darauf aufmerksam machen, dass aus dieser Mitteilung kein Rechtsanspruch auf Bewil- 
ligung öffentlicher Mittel hergeleitet werden kann. 

Gebäudeplanung und -ausstattung 

Für die Anforderungen an die Gebäudeplanung und -ausstattung gilt die Förderrichtlinie 
Mietwühnungsneubau in der jeweils geltenden Fassung. Abweichungen von diesen Vorga- 
ben sind im Einzelfall zulässig, sofern in dieser Mitteilung und/oder in den beigefügten abge- 
stimmten zeichnerischen Unterlagen einer Abweichung aus wohnungspolitischen Gründen 
ausdrücklich zugestimmt werden kann. 

Hamburgische Investitions- und Förderbank ■ Anstalt öffentlichen Rechts 
Verwaltungsrat; Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt (Vorsitzende) ■ Vorstand: Ralf Sommer (Vorsitzender) Wolfgang Overkamp 

HSH Nordbank • BIG HSHNDEHH ■ IBAN DE48 2105 0000 0847 1030 00 
Amtsgericht Hamburg HRA 93261 

Sette 1 von 3 



Gemäß vorgelegter Planung sollen: 

2 - Personenui'ohnungen 
3 - Personenwohnungen 

errichtet werden. Diesem Wohnungsschlüssel und den Wohnungsgrößen wird zugestimmt. 

Die am 04,08.2017 von uns abgezeichneten zeichnerischen Unterlagen sind Bestandteil 
dieser Mitteilung. 

Folgende Wohnungen werden gefördert: 
Haus B Wohnung 04, 11 
Haus C Wohnung 04, 09, 13 
Haus D Wohnung 04, 11 
Haus Wohnung 01, 02 

Neben der geförderten Fläche entsteht 6.2 6,70 freifinanzierte Wohnfläche in den Häu- 
sern A-E. Zusätzlich wird ein Gewerbeteil mit einer freifinanzierten Nutzfläche von 3654,2 
erstellt. Diese Flächen sind nicht Gegenstand der Förderung. 

Bindungen aus der Förderung 

Es gelten die allgemeinen Belegungsregelungen des Amtes für Wohnen, Stadterneuerung 
und Bodenordnung (WSB). 

Wohnungen 1. Förderweg: WE 04 Haus B, WE 04 Haus C, WE 04 Haus D, WE 01 Haus E 
Wohnungen 2. Förderweg: WE 11 Haus B, WE 09/13 Haus C, WE 11 Haus D, WE 02 Haus 

Folgende Wohnungen erhalten eine Bindung gemäß 3,2.12.2 Wohnungen für vordringlich 
wohnungsuchende Haushalte (WA-Bindung): WE 04 Haus ß, WE 04 Haus C, WE 04 Haus D 

Anzahl der Wohnungen 1 Förderweg 4WE 

davon (WA-Bindung) 3 WE 

Ungeprüfte förderungsfähige Wohnfläche 246,44 zul, 255 m^ 

Zahl der Wohnungen barrierereduzierte Grundausstattung 

Zahl der Wohnungen barrierereduzierte Grundausstattung 

einschl. Freisitz 

Kompaktwohnungen 45-40 m^** 

Kompaktwohnungen 40-35 m^ 

Kompaktwohnungen 35-30 m^ 

Anzahl der Wohnungen 2. Forderweg 

Ungeprüfte förderungsfähige Wohnfläche 

Zahl der Wohnungen barrierereduzierte Grundausstattung 

5 WE 

290,39 m" zul. 300 m" 



Zahl der Wohnungen barrierereduzierte Grundausstattung 

einschl. Freisitz 

Kompaktwohnungen 45-40 

Kompaktwohnungen 40-35 rn^ 

Kompaktwohnungen 35-30 m^ 

Allgemeine Förderkenndaten: 

Zahl der Aufzugsanlagen 4 

Zahl der Stationen je Aufzug* 515/515 

Geplante Energieeffizienzklasse Aufzug 

Zahl der Stellplätze in der Tiefgarage 

Zahl der Fahrradstellplätze (Fahrradabstellraum) 

Zahl der Fahrradstellpiätze (Individualabstellraum) 

Energetischer Standard KFW 55 

Nachhaltige Dämmstoffe 

* der freifinanzierter Flächenanteii beträgt 90,05% (4.856.68m'* Wohnfläche) 

Weitere Hinweise 

Bauaufsichtliche oder sonstige öffentlich, rechtliche Genehmigungen werden durch diese 
Mitteilung nicht ersetzt. Sollten sich durch ein noch erforderliches Baugenehmigungsverfah- 
ren Änderungen hinsichtlich Wohnungsanzahl, Wohnfläche. Zugänglichkeit und Zuschnitt der 
Wohnungen ergeben, bitten wir darum, uns die geänderten Pläne erneut vorzulegen. 

lit freundli Mit freundlichen Grüßen 

2. ) Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung WSB 117 
3. ) BA Hamburg-Aitona , Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
4. ) IFB, Herr Günther 



HS-ARCKITEKTEN PsrtGmbB, Schmidt Limmroth Funck, Halterstraße ß, 20146 Hamburg 

Alte Sülldorfer Landstraße 400, Hamburg-Rissen 

Flächenberechnung Wohn-1 Nutzflächen 24.07.2017 

iHausA 

Wohnfläche 

Geschoss Fläche Balkon/ Garten 
ImT 

Zimmer 
tSIkl 

Wohnfläche 

EG + UG 

1.0G 

2 OG 

3.0G 

Wohnung A-01 
Wohnung A-02 
Wohnung A-03 
Wohnung A-04 

Wohnung A-05 
Wohnung A'06 
Wohnung A-07 
Wohnung A-08 

Wohnung A-09 
Wohnung A-10 
Wohnung A-11 

Wohnung A-12 
Wohnung A-13 

7.00 
7,50 
5.GO 
5.00 

3,00 
2,30 
2.70 
3,00 

19.00 
4.50 
3.00 

33,00 
3,60 

116,00 
120,50 
98,00 

101,00 

82,00 
65,50 
92,00 

112,50 

127,00 
90,50 

112,50 

145,00 
98,60 

Gesamt WF 1360,10 

*50 % anpierechnet *25 % angerechnet * überschreitet nicht 5 % der Wohnfläche 

iHaus B+O 

Wohnfläche 

Geschoss Fläche Balkon/ Garten 
 [m!]  

Zimmer Wohnfläche 
 um  

EG-rUG 

1.0G 

2.OG 

3.0G 

Wohnung B-/D-01 
Wohnung B-/D-02 
Wohnung B-yD-03 

Wohnung B-/D-05 

Vttohnung B-/D-06 
Wohnung B-/D-07 
Wohnung B-/D-0B 
Wohnung B-/D-09 

Wohnung 
Wohnung 
Wohnung B-/D-12 
Wohnung B-/D-13 

Wohnung B-/D-14 
Wohnung B-/D-15 

5,00 
5,00 
5,00 

5.00 

2.30 
3.00 
3.50 
6.00 

19.00 
1.8t 
4.50 
6.00 

33,00 
16,40 

113.00 
118.00 
81,00 

79.00 

65.50 
65.00 

128.00 
84.00 

127.00 
57 61 
B6,00 
04.00 

132.00 
106,70 

Ä 

Gesamt WF 1383,9S 

*50 % angerechnel *25 % angerechnet -r überschreitet nicht 5 % der Wohnfläche 



iHaus C 

Wohnfläche 

Geschoss Fläche Balkon/ Garten 
 tin!l  

Zimme/ 
:sik.i 

Wohnfläche 
 [hiT 

EG + DG 

1.0G 

2.0G 

3, OG 

'Haus E 

Wohnung C-01 
IWohnung C-02 
Wohnung C-03 
BüMByEKBi 
Wohnung C-05 

Wohnung C-06 
Wohnung C-07 
Wohnung C-08 

Wohnung C-10 

Wohnung C-11 
Wohnung C-12 

Wohnung C-14 

Wohnung C-15 
Wohnung C-16 

*50 % angerechnet 

5,00 
5,00 
5,00 

113.00 
118.00 
81,00 

5.00 

3.00 
2,30 
4.00 

79.00 

82.00 
65.50 
66.50 

6,00 

19,00 
4,50 

84,00 

6,00 

33,00 
16,40 

Gesamt WF 

127.00 
66.00 

warn 84,00 

132.00 
106,70 

1377,10 

‘25 % angerechnet + überschreitet nicht 5 % der Wohnfläche 

Wohnfläche 

Geschoss 

EG 

1.0G 

2.0G 

3.0G 

Fläche 

Wohnung E-03 
Wohnung E-04 

Wohnung E-05 
IWohnung E-06 
Wohnung E-07 
Wohnung E-OB 

Wohnung E-09 
Wohnung E-10 
Wohnung E-11 

Wohnung E-12 
Wohnung E-13 

*50 % angerechnet 

Balkon/ Garten Zimmer 
jsty_ 

Wohnfläche 
[m-l 

2,30 
4.00 
9.00 

19.00 
4,50 
9.00 

33.00 
15.00 

Gesamt WF 

65.50 
80.50 

127,00 

127,00 
80,00 

127,00 

137,50 
104,00 

1248,43 

1**25 % angerechnet + überschreitet nichts % der Wohnfläche 
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3.60= 

Bad 

6.03 

Schlafen 

14,44m 
2,00m'u 

5.49 
Wohnen 
Essen 

Wohnung C—09 
geförderte Whg 

Kochen ^ 
57.61 m 

28,73m 
2.00 3.98 

4,60m 

■5^ 

.97" 

Loggio 

7,25m' 

25%=l,8jm' 

Wohnung 4x in Haus B+C+D, 

.0G+2.0G 

^3^^, Co<f^ <?AZp>M 

Terrasse 
6(00m' 

^5%=1,5 
. /|f / S 

=i,50m'/|;; - 

5.45'' 

Wohnen 
Essen 

28,56m' 

0 

oo 
Q O 

Wohnung B-0^ 
geförderte Whg 
57,17^ m' 

330 
3.78" 2. 

6,09m 
o 

3.15" 

4,41m 

Wohnung 3x in Haus B+C+D, EG 

^C?oH p>oH 

BAUHERR PLANINHALT MASSTAB 
FORMAT 

1 ; 100 
A 4 

Mam k NGEG Objakt 
Rissen tl GmbH 4 Co.KG 
Woti 55 
24103 Kiel 

H hlS'AliaiirEh'TFN PattänbEL SCHMiDUlMMROTHFUNCK 
HAU£B?TRASStfl ft L 04a; 4134 39 o KAlii.BURS TAX; 040/44 24 39 K 
mm. hl tnfB^hS'4kchHc]c(eft.« 

Rissen 52 

Alte Sülldorfer 

Landstraße 400 

Grundrisse 

geförderte Whg 
Whg BCD-04 
Whg C-09,B-11,C-13.D-11 

BUn-NR. 

01 

DATUM 24.07.2017 
BEARBEITET JVfe/MS 



±: 

> 

4J3’ Flur 
Wohnen 5,20m 

Terrasse /|'f Kochen 

6.00m ; I 31,Ujm 
(j  Bad ^ 

6,00m^|^ 

2.ocr^ 

25% 1,50 Wohnung E-02 
geförderte Whg 

59,95 • 4.34= 

frr: 

E, E( 

UU-4 

Absi 

Bad 

\ 6,0 

-oo 
! Wohnen/ 2.0/m 

Essen/Küche 
Terrasse 32,1 m 

Om^ Flur 

2.5m^ 

3.68 3.80 
2.10= 1.70 
Schlafen Wohnung t-01 

Sozialwohnung 

74,9 m' 

Hamburgische Inves-ilions- und Förderbank 
Postfach 102809 ■ 20019 Hamburg 

Wohnung 1x in aus E, EG 

EaA 

BAUHERR PLAN ANINHALT MASSTAB 
FORMAT A 4 

100 

Mam 4: NGEG Otjekt 
Rissen II GmbH h Co.KG 
Wall 55 
241D3 Kiel 

nS.ARCM,TE<I£N PirtCrhbfl SCHMiD r L iftAMROTH nj NCK.- 
HAlIÜISTPASSE Ö reLiC40/4t5j3p- 0 3Q146 KAfABüRG 047/ 41^ )9 10 
1W1» (ri Infä^j ipehh^i« d« 

Rissen 52 

Alte Sülldorfer 

Landstraße 400 

Grundrisse 

geförderte Whg 

Whg E-01/E-02 

BLATT-NR. 

02 

DATUM 31.08.2017 
BEARBEITET 3We/MS 
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BAUHERR PLANUNG PROJEKT PLANINHALT MASSTAB 500 
FORMAT A 3, 

Marn & NGEG Objekt 
Rissen II GmbH & Co.KG 
Woll 55 
24103 Kiel 

HS WiCWntra« Plr«mb6 SCHMim UMMROTH FUN CK 
HALlERSTftASSC B TEL D*a/ 45 34 39' 0 SD14C HAMBURG FAX! P4oy 413439-10 
www.ha-archrtaVtcn.ÜB info^tis-irchtt*ktBn.dB 

Rissen 52 

Alte Sülldorfer 

Landstraße 400 

Haus A”E + 

Handwerkerhöfe 

Grundriss UG+EG 

BLATT-NR. 

03 

DATUM 31.0B.20I7 
BEARBFITTT JWe/M$ 
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Morn & NGEG Objekt 
Rissen If GmbH & Gd.KG 
Wall 55 
24'03 Kiel 
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BAUHERR 

Morn & NGEG Objekt 
Rissen II GmbH cSf Co.KG 
Wall 55 
2410J Kiel 

PLANUNG 

HS AfiCHirtKteN ParlQmba SCnMIDTUMMROnmiMCK 
HMLERSTTTASiE 8 30U6 HUMeUSO 
www.hs-arch'tckten.d« 

TU: 0^0/ 4T34 39- *3 FWt 040; 4134 59-ig 
ln(o@hs-&rchlt»l>ter.dc 

Rissen 52 

Alte Sülldorfer 

Landstraße 400 

PLANINHA1..T 

Haus A-H T 

Handwerkerhöfe 

GR .3.OG, Ansicht Nord+Süd 

MA5STAB 500 
FORMAT 

BLATT-NR. 

05 

DATUM 24.07.2017 
BEARBEITET JWe/MS 
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PLANUNG PROJEKT PLANINHALT MASSTAB 
FORMAT 

T : 500 
A|4 

Kam i: NSEG Objekt 
Rissen II GmbH & Co.KG 
Wall 55 
24103 Kiel 

H H5-ARC^IT^intH Pj^bfi ^  m SCHMtDILIWMHOTKFXJHQ; 
lUlLEKSrnASSf s TU: C4<5/4l 34 39 0 lou^ TiAMSURO EAA: 04^/411433 ao 
WM.Iu irchKcktn.d« Infa^s irchli(ln«n.M 

Rissen 52 

Alte Sülldorfer 

Landstroße 400 

Ansichten 

Heus A, ß, D 

Ansicht Ost+WeF 

BLATT- 

DATUM 24.07.2017 
BEARBEITET m/u$_ 
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Investitions- und Forderbank 
20019 HamtMJrg io42aoia 

BAUHERR PLANUNG PROJEKT 

urg 

4 
: 500 

Mam & NGEG Objekt 
Rissen II GmbH & Co.KG 
Wall 55 
24103 Kiel 

hsv«ch;tektei; firWrMB SOIMIDT LIMKROTH FUNCK 
Hru.L»SIRASSE B 
20146 HAMBURG 
www.^s 4«^rtwf1*fl .dt lflfo»h J ifcfil1tLWi,<yt 

) fcL 046/4t M 39 ■ a FAX^d4a/41^JS* 'ts 
Rissen 52 

Alte Sülldorfer 

Landstraße dOO 

Ansichten 

Haus C, E 

Ansicht Ost+West 

BLATT-NR, 

07 

DATUM 24.07.2017 
BEARBEITET JWe/MS 



Projekt 

Vorhaben- und Erschließungsplan 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Rissen 52 

Entwurf zur öffentlichen Auslegung 

Phase Datum Mass-stab 

Entwurf 05.07.2017 200 

Bearb./ Gez. Projektnr. Plannr./ Index 

Ar.Si/SF 871 01 

Vorhabenträger 

Dalum, Unterschrift 

Marn & NGEG Objekt Rissen II 
GmbH & Co. KG 
Seil Speicher Am Wall 55 

Hamburqische Investttions- und Förderbank 
Postfach 102809 • 20019 Hamburg 
Bossnbindsrhof 31 - 20097 Hamburg 

24103 Kiel 

vertreten durch 

NGEG Norddeutsche Grundstücksentwicklungsgesellsch
Seil-Speicher Am Wall 55,24103 Kiel

Datum, Unterschrift 

S I L L E R Landschaftsarchitekten 

Freiraumplanung 
Ulrich Silier 
Beselerallee 57 
Fon 0431 - 98 25 9 0 

Sportstättenplanung 
Arne Silier 

Fax 0431 -98 25 9-50 

Landschaftsplanurig 
Dipl, Ingenieure 

24105 Kiel 
Info @ la - siller.de 

05.07 17 





Baumersatzwertermittlung 

für zu fällende Bäume 

im Zusammenhang 

mit dem vorhabenbezogenen B-Plan Rissen 52 

BV Alte Sülldorfer Landstraße 

Marn & NGEG Rissen II GmbH&Co.KG 

Sell-Speicher-Wall 55 

24103 Kiel 

Auftragnehmer: 

DIPL. ING. DIRK MATZEN 

Landschaftsarchitekt BDLA 

Schenefeld, 10. Juli 2017 
(Anlage 11 zum Durchführungsvertrag) 



Vorhabenbezooener B-Plan Rissen 52 - Baumwertermittlunq - Stand: 29.6.2017 

Erläuterungen 

Im laufenden B-Planverfahren Rissen 52 soll i.V. mit dem städtebaulichen Vertrag der Baumersatz für zu 
fällende Bäume ermittelt werden. Grundlage für die Erfassung des abgängigen Baumbestands ist die 

qualifizierte Freiflächenplanung des Büros Silier, Stand: 8.6.2017. Der abgängige bzw. gefährdete 
Baumbestand umfasst 20 Bäume. Für die avisierten Baumfällungen wird eine Ausnahmegenehmigung 
nach § 4 der Baumschutzverordnung erforderlich. 

Bestands beschreibung 

Das Areal ist mit mittelalten bis alten Bäumen der Arten Eiche und Birke bestanden. 

Der Gehölzbestand hat teilweise einen waldartigen Charakter. Im Verlauf der Alten Sülldorfer Landstraße 

weisen die Bäume Solitärcharakter auf. Die Bäume stehen in der Regel im Kronenverbund. Aufgrund der 
eingeschränkten Lichtverhältnisse weisen die Eichen im Westen so lichte Kronen mit Totholzbildung auf. 

Baumschutzmaßnahmen 

Im Zuge der Baumaßnahme sind Baumschutzmaßnahmen (Stammschutz, Wurzelschutz) nach Maßgabe 

der einschlägigen fachtechnischen Regelwerke und Normen zum Schutz von Bäumen (DIN 18920, RAS- 
LP4, ZTV-Baumpflege) zu beachten. 

Artenschutz 

Die tierartenschutzfachliche Überprüfung und Potentialabschätzung erfolgt durch Herrn Dipl. Biologe 

Karsten Lutz (Anlage: Faunistische Potentialanalyse und Artenschutzuntersuchung, Dipl. Biol. K. Lutz, 
5. Januar 2017). 

Im Ergebnis ergeben sich Restriktionen aus artenschutzrechtlicher Sicht insoweit, als zur Vermeidung des 
Eintretens von Verboten des § 44 BNatSchG folgende Maßnahmen notwendig sind: 

- Keine Rodung der Bäume in der Brutzeit vom 1. März - 30. September. Diese Maßnahme entfällt, 
wenn eine Ausnahme vom Verbot des § 39 BNatSchG erteilt wurde und durch eine aktuelle Suche 

nach bestehenden Bruten diese ausgeschlossen werden können. Dies ist wie vorliegend der Fall. 

Installation von 5 Nisthöhlen in benachbarten Gehölzen, z.B. dem ehemaligen Klärwerk. Es werden 
wegen des Höhlenmangels insgesamt 5 Nisthöhlen- und Nischenbrüterhöhlen vorgegeben, die 
auch gern von Feld- und Haussperling angenommen werden und Fledermäusen 

Sommerquartierslebensräume bieten. 

Ba u tn we rte rm ittl u n g 

Im Ergebnis der Baumwertermittlung ergibt sich ein Ersatzbaumvolumen von 38 Stück. 

Baumersatzpflanzungen 

Gern. Freiflächenplanung erfolgen auf dem Grundstück 9 Neuanpflanzungen von Bäumen, die als 

Ersatzpflanzungen anerkannt werden. Somit reduziert sich das Ersatzbaumvolumen auf 29 Stück. Es ist 
mithin eine Ausgleichszahlung in Höhe von 29.000 € zu leisten. 

2 



Vorhabenbezoaener B-Plan Rissen 52 - Baumwertermittlunq 
Baum liste 

Stand: 29,6.2017 

Lfd. 
Nr.* 

Baumart Stamm 0 / 
Kronen 0 

Schäden, Mängel, Probleme Baumwert 
in Punkten 

Baum- 
ersatz 

21 Sand-Birke 0,60/10,0 Dichtstand Gebäude 9 

26 Stiel-Eiche 0,30/10,0 Dichtstand Gebäude 

38 Stiel-Eiche 0,35/10,0 

39.1 Sand-Birke 0,25/3,0 Unterständig 

41 Stiel-Eiche 0,30/12,0 Dichtstand, lichte Krone 

41.1 Sand-Birke 0,35/12.0 Dichtstand, Baumgruppe 

42 Stiel-Eiche 0,25/10,0 Dichtstand, lichte Krone 

49 Stiel-Eiche 0,70/16,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 11 

49.1 Stiel-Eiche 0,40/10,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 

49.2 Stiel-Eiche 0,30/8,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 

49.3 Stiel-Eiche 0,15/8,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 

50 Stiel-Eiche 1,10/14,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 12 

50.1 Berg-Ahorn 0,20/8,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 

50.2 Stiel-Eiche 0,15/6,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 

53 Stiel-Eiche 0,55/10,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 

54 Stiel-Eiche 0,20/8,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz, 
absterbend 

55 Stiel-Eiche 0,35/10,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz, 
unterständig 

56 Stiel-Eiche 0,55/12,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 10 

57 Stiel-Eiche 0,45/12,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 

58 Stiel-Eiche 0,30/10,0 Baumgruppe, Dichtstand, tlw. Totholz 

Summe 38 

* die Nummerierung orientiert sich an der Baumbestandskartierung vom 3.3.2016 (Baumbestand/- 
bewertung, D. Matzen) 

3 



Vorhabenbezoqener B-P[an Rissen 52 - Baumwertermittluna Stand: 29.6,2017 

Abb. 1 Lageplan / Gehölzplan (zur Fällung zu beantragender Baumbestand mit Baumnummer) o.M. 
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Vorhabenbezoaener B-Plan Rissen 52 - Baumwertermittlung Stand: 29,6,2017 
Baumersatz-Ermittlung (Sammelliste auf der Grundlage des Erfassungsbogens zur Berechnung des Ersatzbedarfs gern. 
Baumschutz-VO): 

Wert I 21 26 38 39.1 41 41.1 42 49 49.1 49.2 49.3 50 50.1 50.2 53 Baum Nr. 
Baumtyp 
Laubbaum 
Nadelbaum 1 
Nadelbaum spezial 
Stammdurchmesser 
15 - 24 
Baumgruppe 

cm 

25 - 49 cm 
50 - 74 cm 
75 - 99 cm 
ab 100 cm 
Kronendurchmesser 
Bis 4 m 
5-9m 
10- 14 m 
15- 19 m 
ab 20 m 
Ggfs. Zuschlag wg. Säule, Kegel,., 
Junger Baum 1 
Mittelalter Baum 
Alter Baum 
Zustand 
Schadstufe 4 - sehr 
schlecht 
Schadstufe 
schlecht 
Schadstufe 2 - mittel 
Schadstufe 1 - gut 
Schadstufe 0 - sehr 
gut  
Mögl. Zuschlag max. + 4 Punkte 
Ortsbild 
Natur-/Artenschutz, 
Fauna 
Einzelfall sonstiges 
Möglicher Abschlag 
bis - 4 Punkte* 

-1 -1 -2 -1 -1 -1 -1 -1 

Gesamtergebnis 
Baumwertpunkte 

11 12 

Ersatzbedarf von 
Stk. 
* Abzüge wegen: mangelndem Pflegezustand, standortgebundenem Vitalitätsmangel, Kronendeformationen 

Einstufung Wertgruppen Punktwert 
0 = unbedeutend 0-4 
1 = untergeordnet 5-7 
2 = noch wertvoll 8-9 
3 = weniger wertvoll 10-11 
4 = wertvoll 12-13 
5 = sehr wertvoll 14-15 
6 = besonders wertvoll 16-17 
7 = herausragend 18-19 
8 = besonders herausragend 20 

Ersatz-Pflanzung / Zahlung 
0 Stck. 

Stck. 
2 Stck. 
3 Stck. 
5 Stck. 
7 Stck. 
10 Stck. 
13 Stck. 
15 Stck. 

0€ 
1.000 € 
2.000 € 
3.000 € 
5.000 € 
7.000 € 

10,000 € 
13.000 € 
15.000 € 

5 



Vorhabenbezoqener B-Plan Rissen 52 - Baumwertermittlunq Stand: 29.6.2017 
Baumersatz-Ermittlung (Sammelliste auf der Grundlage des Erfassungsbogens zur Berechnung des Ersatzbedarfs gern. 
Baumschutz-VO): 

Wert I Baum Nr. 54 55 56 57 53 
Baumtyp 
Laubbaum 
Nadeibaum 
Nadelbaum spezial 
Stammdurchmesser 
15 - 24 cm Baumgruppe 
25 - 49 cm 
50 - 74 cm 
75 - 99 cm 
ab 100 cm 
Kronendurchmesser 
Bis 4 m 
5 - 9 m 
10- 14 m 
15- 19 m 
ab 20 m 
Ggfs. Zuschlag wg. Säule, Kegel,., 
Junger Baum 1 
Mittelalter Baum 
Alter Baum 
Zustand 
Schadstufe 4 - sehr 
schlecht 
Schadstufe 3 - schlecht 
Schadstufe 2 - mittel 
Schadstufe 1 - gut 
Schadstufe 0 - sehr gut 
Mägl. Zuschlag max. 4 Punkte 
Ortsbild 
Natur-ZArtenschutz, 
Fauna 
Einzeifall sonstiges 
Möglicher Abschlag bis 
- 4 Punkte* 
Gesamtergebnis 
Baumwertpunkte 

10 

Ersatzbedarf von 
Stk. 

Abzüge wegen: mangelndem Pflegezustand, standortgebundenem Vitalitätsmangel, Kronendeformationen 

Einstufung Wertgruppen Punktwert 
0 = unbedeutend 0-4 

= untergeordnet 5-7 
2 = noch wertvoll 8-9 
3 = weniger wertvoll - 
4 = wertvoll 12-13 
5 = sehr wertvoll 14-15 
6 = besonders wertvoll 16-17 
7 = herausragend 18-19 
8 = besonders herausragend 20 

Ersatz-Pflanzung Zahlung 
0 Stck. 0 € 
1 Stck. 1.000 € 
2 Stck, 2,000 € 
3 Stck. 3.000 € 
5 Stck. 5.000 € 
7 Stck. 7.000 € 
10 Stck. 10.000 € 
13 Stck. 13.000 € 
15 Stck. 15.000 € 

6 



iii Anlage 12 zum Durchführungsvertrag 

Fre e und Hansestadt Hamburg 

Bezirksamt Altona 

Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Jessenstraße 1 - 3, 22767 Hamburg 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG NACH § 79 HBauO 

Belastetes Grundstück 

Belegenheit 
Baublock 
Flurstücke 

Alte Sülldorfer Landstraße 0 
227-133 
3942 in der Gemarkung Rissen 

Baulastgeber/in Marn & NGEG Objekt Rissen II 

Begünstigtes Grundstück 

Vorhaben Neubau von 72 Wohneinheiten und eine Handwerkerhof im 
rückwärtigen Teil 

Geschäftszeichen 

Belegenheit 
Baublock 
Flurstück 

Sülldorfer Landstraße 400 
227-133 
5055 in der Gemarkung Rissen 

Baulastnehmer/in Marn & NGEG Objekt Rissen II 

VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG NACH § 79 HBauO 
A/WBZ/01479/2018 



VERPFLICHTUNGSERKLÄRUNG NACH § 79 HBauO 

Als Eigentümerin des belasteten Grundstücks übernehme ich die öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung: 

für das oben aufgeführte begünstigte Vorhaben die in dem darstellenden Teil des 
Flächenbezogenen Informationssystems (FIS) (Liegenschaftskarte) in Verbindung mit 
dem Lageplan dargestellte Baulastfläche für 13 Besucher Kfz-Stellplätze einschließlich 
Zufahrt zur Verfügung zu stellen (§ 48 Abs. 1 HBauO). 

für das oben aufgeführte begünstigte Vorhaben die in dem darstellenden Teil des 
Flächenbezogenen Informationssystems (FIS) (Liegenschaftskarte) in Verbindung mit 
dem Lageplan dargestellte Baulastfläche für 15 Fahrradplätze einschließlich Zufahrt zur 
Verfügung zu stellen (§ 48 Abs. 1 HBauO). 

für das oben aufgeführte begünstigte Vorhaben die in dem darstellenden Teil des 
Flächenbezogenen Informationssystems (FIS) {Liegenschaftskarte) dargestellte 
Baulastfläche als Standplatz für Abfall- und Wertstoffsammelbehälter zur Verfügung zu 
stellen (§43 Abs, 1 HBauO). 

für das oben aufgeführte begünstigte Vorhaben die in dem darstellenden Teil des 
Flächenbezogenen Informationssystems (FIS) (Liegenschaftskarte) dargestellte 
Baulastfläche als ständig freizuhaltenden Zu- und Durchgang zur Verfügung zu stellen 
(§4 Abs, 1 HBauO), 

für das oben aufgeführte begünstigte Vorhaben die in dem darstellenden Teil des 
Flächenbezogenen Informationssystems (FIS) (Liegenschaftskarte) dargestellte 
Baulastffäche für den erforderlichen Anschluss (einschließlich Ver- und 
Entsorgungsleitungen) an den befahrbaren öffentlichen Weg zur Verfügung zu stellen (§ 4 
Abs. 1 HBauO). 

Hamburg, den 
Datum 

Hamburg, den 

Die Unterschrift ist vor mir geleistet worden. 

Datum Unterschrift mit Vor- und Zuname 

VERPFLICHTUNGSERKLARUNG nach § 79 HBauO 
AM'BZ/01479/2013 
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Freie und Hansestadt Hamburg 
Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 
Platz der Republik 
22765 Hamburg 

Interner AUszug 

Liegenschafts Kataster 

Maßstab :1000 

5055 
Erstellt am 27.02.2018 

^673 -^e'5 467S 
4785 84 

4680 773 
4776 

TJ 4779 
5013 4782 4787 4790 

549 
6156 4989 

4991 3942 

3941 

5157 

618 

tu ■JOO 

5055 

Alte 
*J3 

f^aite 512 

5126 567 
652S / 6523 

/ P 
«1 

IHM 

C3 
0/6 ■103 3S7 JÖ9 

561 II/-I 
2940 5982 6364 

5577 4820 4821 
563 

408 IIH 5981 I rT-M 

fc 
6365 5944 

Meter 

Diese Karte ist geschüta. Vervielfältigung, Umarbeitung oder die Weitergabe an Dritte ist nur im Rahmen der Bestimmungen 
in §15 HmhVemiG vom 20.04.2005 (HmbGVBI S.135), zuietzt geändert am 15.12.2009 (HmbGVBI S. 825, 532), zulässig. 



Landesbetneb Geoinformation und Vermessung 

Interner Nachweis 
Auszug aus dem 

Liegenschaftskataster 
Flurstücks- und Eigentumsnachweis 

Flurstück 5055 Gemarkung Rissen 

Bezirk Altona 

Gebietszugehörigkeit: 

Lage: 

Fläche; 

Tatsächliche Nutzung: 

Gebäude: 

Hinweise zum Flurstück: 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Alte Sülldorfer Landstraße 400, 

9126 

9 126 Industrie und Gewerbe 

Gebäude für Vorratshaltung, Alte Sülldorfer Landstraße 400, 

Wasserschutzgebiet "Wassersch.geb ßaursberg (Schulzz. 3)/Beh.f.Stadtentw.u.Umw 
Zone III 

Angaben zu Buchung und Eigentum 

Buchungsart: Grundstück 

Buchung: Amtsgericht Hamburg-Blankenese 
Grundbuchbezirk Rissen 
Grundbuchblatt 6800 
Lautende Nummer 2 

Eigentümer; 3 Marn & NGEG Objekt Rissen GmbH & Co. KG 
Wall 55 
24103 Kiel 



Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 

Interner Nachweis 
Auszug aus dem 

Liegenschaftskataster 
Flurstücks* und Eigentumsnachweis 

Flurstück 3942 Gemarkung Rissen 

Bezirk Altona 

Gebietszugehörigkeit: Freie und Hansestadt Hamburg 

Lage: Alte Sülldorfer Landstraße , 
nördlich Alte Sülldorfer Landstraße 412 

Fläche: 987 m* 

Tatsächliche Nutzung: 987 m"' Wohnbaufläche (Geschlossen) 

Hinweise zum Flurstück: Baulast "201160" 
Ausführende Stelle: Bezirksamt - Fachamt ßauprüfung 

Wasserschutzgebiet "Wassersch.geb.Baursberg {Schutzz. 3)/Beh.f.Stadtentw.u.Umw. 
Zone III 

Angaben zu Buchung und Eigentum 

Buchungsart: Grundstück 

Buchung: Amtsgericht Hamburg-Blankenese 
Grundbuchbezirk Rissen 
Grundbuchblatt 5992 
Laufende Nummer 

Eigentümer: 4 Marn & NGEG Objekt Rissen II GmbH & Co. KG 
Walt 55 
24103 Kiel 
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Anlage 13 zum Durchführungsvertrag 

NOTARIAT AM ALSTERTOR 

DR. ROLF-HF.RMANN HENNFGES DR. WOLFGANG ENGELHARDT JOHANN JONETZKI 
DR. ROBERT DIERGRÄF DR. ARNE HELMS, l.L.M. DR. MICHAEL VON HINDEN 

NOTARE 

Marn & NGEG Objekt Rissen II 

GmbH & Co. KG 

Ihre Sachbearbeiterin: 

1. März 2018/NB 

Bestellung beschränkt persönliche Dienstbarkeit zug. Freie und Hansestadt Hamburg 
Objekt Alte SüUdorfer Landstraße 400, 402 

Sehr geehrte Herren, 

meine Urkunde über die Bestellung des Wegerechts (öflenthches Geh- und Fahrrecht) mit 

Bebauungsverbot vom 17. Januar 2018 zu meiner UR-Nr. 101/2018 DI habe ich Ihnen be- 

reits in einfacher Abschrift übersandt. 

Hiermit erteile ich, der Ham burgische Notar 

Dr. Robert Diekgräf, 

Ihnen in meiner Eigenschaft als Notar folgende Bestätigung, für deren Richtigkeit ich nur 

Ihnen gegenüber die amtliche Haftung übernehme: 

1. Am 9. Februar 2018 habe ich dem zuständigen Grundbuchamt die vorgenannte Ur- 

kunde sowie das Original der Vorrangseinräumungserklärung der Berechtigten des 

Rechts Abteilung III lfd. Nr. 2 vom 2. Februar 2017 (UR-Nr. 223/2018 Chr der Ham- 

burgischen Notarin Dr. Dörie Christiansen) vorgelegt. 

2. Auf der Grundlage meiner Akten und meiner Einsicht in das elektronische Grundbuch 

und die Markentabelle (Verzeichnis der unerledigten Anträge) von heutigen Tage sind 

mir - abgesehen von der Bezahlung der Gerichtskosten keine Umstände bekannt, die 

der Eintragung der Dienstbarkeit entgegenstehen. 

M.STERTOR 14 • 20095 HAMBURG - ECKE FF.RDINANDSTRASSF. 
TELEFON: + 49 (0)40 30 O.S 02-0 - TELEFAX: + 49 (0)40 30 05 02-92 

POSTANSCHRIFT: POSTFACH 10 54 09 - 20C37 HAMBURG 
WWW,ALSTERTOR,DE - TOTARIAT@ALSTERTOR.DE 



Eine Ablichtung des Grundbuchauszuges vom heutigen Tage füge ich diesem Schreiben 

bei. 
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Anlage 14 zum Durchführungsvertrag 

Hamburger Sparkasse • 20454 Hamburg 
Postanschrift: 
20454 Hamburg 

Marn & NGEG Objekt Rissen !l 
 

 
 

 

Bereich tmmobiiienKunden 
Bauträgergeschäft 
Adolphsplatz 3, Empfang im 1 OG 
20457 Hamburg 

 
 
 
 

 
 

14.12.2017 

Bauvorhaben und B-Plan: 
„Hamburg Rissen, Alte Sülldorfer Landstraße 400, 402 und 411 - 
Bebauungsplan Rissen 52“ 

Sehr geehrte Herren, 

mit Ihrer Unternehmensgruppe verbindet uns eine partnerschaftliche und vertrauensvolle Ge- 
schäftsbeziehung. 

Derzeit begleiten wir Sie bereits bei dem im Betreff genannten Projekt im Rahmen der Grund- 
stücksankaufsfinanzierung, 

Demgemäß bestätigen wir Ihnen gern, dass wir uns grundsätzlich vorstellen können, die Gesamt- 
finanzierungen Ihres Bauvorhabens in (Kaufpreis + Bauvolu- 
men + Nebenkosten) zu begleiten. 

Da eine verbindliche Finanzierungszusage für die Gesamtbaumaßnahme noch von durchzufüh- 
renden internen Prüfungen und letztendlich von der Zustimmung durch unseren Kreditausschuss 
abhängig ist, bitten wir Sie um Verständnis dafür, dass diese Erklärung derzeit lediglich unverbind- 
lichen Charakter haben kann. 

Für evtl. Fragen stehen wir Ihnen sehr gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

1a ■ feA ^ l»l ^ ^ n n ^ ^ 
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